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1. Ziele und Grundsätze zur gesamträumlichen Entwicklung des Land-

kreises 

1.1. Entwicklung der räumlichen Struktur des Landkreises 

Begründung zu Ziffer 01  

Die Raumordnung besitzt den Anspruch einer nachhaltigen Raumentwicklung, die unter Berücksichti-

gung sozialer, ökonomischer und ökologischer Ansprüche den Raum gleichermaßen gerecht wird und 

dabei vorrausschauend die Bedürfnisse der zukünftigen Generationen berücksichtigt. Diese Leitvor-

stellung ist fest im Bundesraumordnungsgesetz (ROG) verankert und auf Landesebene übernommen 

worden (§ 1 Abs. 2 NROG). 

Der Begriff Nachhaltigkeit, wie er im ROG zu verstehen ist, basiert im Wesentlichen auf die Ausarbei-

tung der Brundtland-Kommission in ihreƳ !ōǎŎƘƭǳǎǎōŜǊƛŎƘǘ Ǿƻƴ мфут όαhǳǊ /ƻƳƳƻƴ CǳǘǳǊŜάύΦ Diese 

Definition eines Nachhaltigkeitsbegriffs sieht zum einen eine Generationengerechtigkeit vor, die be-

sagt, dass die Bedürfnisse der Gegenwart nicht auf Kosten der künftigen Generationen befriedigt wer-

den dürfen. Dabei ist nach dem Brundtland-Bericht bei einer nachhaltigen Entwicklung von einer Har-

monisierung bei der Nutzung der Ressourcen auszugehen und soll das Potential zur Befriedigung der 

menschlichen Bedürfnisse vergrößern. (vgl. Brundtlandbericht 1987: S. 57) 

Auf Ebene der Regionalplanung wurde diese Leitvorstellung im Interkommunalen Raumstrukturkon-

zept Region Bremen (INTRA) vereinbart. Dieses gibt der Region einen Orientierungsrahmen für eine 

langfristig wirtschaftliche und erfolgreiche Raumentwicklung mit einer hohen Lebens- und Umwelt-

qualität (vgl. INTRA 2004: Kapitel 1.3). Bei der Aufstellung des RROP wurde diese Leitvorstellung, ins-

besondere für die beiden direkt betroffenen Gemeinden Berne und Lemwerder, berücksichtigt. 

Die Zusammenarbeit zwischen der Kreisverwaltung und den Verwaltungen der kreisangehörigen Ver-

waltungen der Städte und Gemeinden der Wesermarsch ist Teil des Selbstverständnisses der Kreisver-

waltung. Raumordnung berücksichtigt immer auch die Erfordernisse der Teilräume eines Planungsrau-

mes bei der Aufstellung ihrer eigenen Ziele und Grundsätze (Gegenstromprinzip).  

Begründung Ziffer 02  

Die Raumordnung ist derart zu gestalten, dass die Voraussetzungen für Wachstum und Wettbewerbs-

fähigkeit gesichert werden. Aufgrund der unterschiedlichen Ausgangssituationen ist allen Teilräumen 

die Möglichkeit zu geben, ihre Potentiale auszuschöpfen und Initiativen für Wachstum und Leistungs-

fähigkeit in die zu Wege leiten. Als Basis dafür dient eine leistungsfähige und intakte Infrastruktur in 

den Bereichen Siedlung, Verkehr und Gewerbe sowie Kommunikation (digitale Infrastruktur). Die Ver-

sorgung mit Breitbandnetzen ist in Deutschland derzeit noch unzureichend. Dies ist ein erheblicher 

Wettbewerbsnachteil in vielen Branchen. Die Bundesregierung und auch der Landkreis Wesermarsch 

sind darum bemüht die Breitbandversorgung zu verbessern. Ziel ist es, möglichst viele Bewohner und 

Gewerbebetriebe an eine leistungsfähige Breitbandversorgung anzubinden.  

Nachhaltiges Wachstum erreicht seine Grenzen, wenn die Leistungsfähigkeit der natürlichen Systeme 

erreicht wird. Bei einer Beanspruchung über die Leistungsfähigkeit hinaus, sind die bisherigen Nutzun-

gen entsprechend anzupassen und beeinträchtigte Funktionen wiederherzustellen. 
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Ein besonderes Augenmerk gilt dem Klimawandel, er gilt als eine der größten umweltpolitischen Her-

ausforderungen und wird zu bisher nicht abschätzbaren sozialen, ökologischen und ökonomischen 

Veränderungen führen. Um den Klimawandel zu begrenzen, sind die Treibhausgasemissionen und so-

mit die Erderwärmung zu reduzieren. Der Landkreis Wesermarsch wird sich zukünftig vermehrt mit 

Klimaanpassungsstrategien auseinandersetzen, um den Auswirkungen des Klimawandels ausreichend 

zu begegnen. Eine reine Ausrichtung auf die Vermeidung von klimaschädlichen Treibhausgasmissionen 

ist angesichts des bereits erkennbaren und weiter absehbaren Klimawandels für den Landkreis Weser-

marsch mit seiner exponierten Lage zwischen Jadebusen, Nordsee und Weser nicht ausreichend. 

Die Raumordnung kann als gesamträumliche Planung durch ihre Anpassung der Raumnutzungen zu 

einer Reduzierung der Folgen des Klimawandels beitragen (z.B. überschwemmungsgefährdete Gebiete 

von Bebauung freihalten). Im RROP werden bspw. Flächen für die Hochwasserretention vorgesehen. 

Die Nutzungskonkurrenz um Flächen wird auch im Landkreis Wesermarsch zunehmen. Ein besonderes 

Gewicht erhalten dabei die benötigten Flächen für den Ausbau von Infrastrukturen (A20, B212neu; Χύ 

sowie der damit verbundene Flächenverbrauch zur Siedlungsentwicklung (z.B. Wohn- oder Gewerbe-

gebiete). Zudem werden der Landwirtschaft Flächen durch Ausgleichs- und Kompensationsmaßnah-

men entzogen. Dieser Entwicklung kann entgegengesteuert werden, wenn mit Hilfe der Instrumente 

der Raumordnung auch für die Entwicklung ländlicher Siedlungen konsequente Formen des Flächen-

sparens umgesetzt werden. Ziel soll es sein, im interkommunalen Dialog konsensuale Entscheidungen 

zum sparsamen Umgang mit Flächen zu finden. 

Begründung zu Ziffer 03 

Die bisherige demografische Entwicklung des Landkreises Wesermarsch und die Prognosen zur zukünf-

tigen Bevölkerungsentwicklung legen nahe, dass die bisherige Einwohnerentwicklung im Wesentlichen 

weiter anhalten wird. Die Zahl der Einwohner wird in den meisten Kommunen des Landkreises zurück-

gehen, die Bevölkerung wird weiter altern und der Bedarf nach Einrichtungen für Kinder wird sinken, 

wohingegen mehr soziale Einrichtungen für ältere Menschen benötigt werden. Die Auslastung der vor-

handenen Infrastruktur wird insbesondere in den Flächengemeinden zurückgehen und so zur finanzi-

ellen Belastung. Die Nachfrage nach kleinen Wohnungen wird steigen, die nach Einfamilienhäusern 

sinken, weil die Zahl der größeren Haushalte deutlich abnehmen wird. Der Wettbewerb zwischen den 

Kommunen um Einwohner wird zunehmen, so dass die Kommunen gezwungen sind, möglichst hoch-

wertige Lebensbedingungen zu schaffen.  

Der Landkreis Wesermarsch ist bestrebt, seinen Kommunen bei der kommunalen Planung dahinge-

hend beratend zur Seite zu stehen, dass die genannten Herausforderungen ausreichend berücksichtigt 

werden und so eine zukunftsorientierte Entwicklung in den Kommunen vorangetrieben wird. Eine 

erste intensive Auseinandersetzung mit dem demografischen Wandel hat bereits im Rahmen der Aus-

arbeitung der Wohnraumversorgungskonzepte stattgefunden, welche sich mit dem bisherigen und 

prognostizierten demografischen Wandel in den Kommunen und dem Landkreis insgesamt befasst. 

Begründung zu Ziffer 04 

Die Raumordnung hat mit ihren zur Verfügung stehenden Instrumenten nur begrenzte Möglichkeiten, 

die zur Steigerung des Wirtschaftswachstums dienen. Die vorausschauende Standort- und Flächensi-
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cherung sowie die planerische Sicherung der notwendigen Infrastruktur und die Schaffung der weite-

ren räumlichen Voraussetzung können jedoch als Grundlage für eine positive wirtschaftliche Entwick-

lung einer Region gesehen werden und sind von der Raumordnung zu bewerkstelligen. 

Die räumliche Planung im Landkreis Wesermarsch geschieht deshalb immer in Abstimmung mit der 

Wirtschaftsförderung, um die Instrumente der Förderung des Landes, des Bundes und der EU best-

möglich zur Umsetzung strukturfördernder und nachhaltiger Maßnahmen einsetzen zu können. 

Begründung zu Ziffer 05 

Eine zukunftsgerichtete Raumentwicklung des Landkreises Wesermarsch bedarf einer Steigerung von 

Wirtschaftswachstum und Beschäftigung. Der ländliche Raum trägt seinen Teil an der wirtschaftlichen 

Entwicklung bei, indem seine Stärke genutzt wird und er sich als Wohn- und Wirtschaftsstandort in 

einer intakten Umwelt präsentiert. Die Informations- und Kommunikationstechnologien im ländlichen 

Raum sollen im Sinne der Wettbewerbsfähigkeit ausgebaut werden. Elementare Voraussetzung für die 

Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit im nationalen und europäischen Vergleich ist eine Vernetzung 

der Region durch Verbesserung der Kommunikationsinfrastruktur. Der wachsenden Bedeutung einer 

möglichst flächendeckenden guten Versorgung mit Breitbandanschlüssen soll Rechnung getragen wer-

den, dies kann z. B. durch die vorsorgliche Verlegung von Leerrohren bei geeigneten Baumaßnahmen 

geschehen. 

Der ländliche Raum kann und wird seinen Beitrag zu einer ausgewogenen Raumstruktur beitragen. Der 

Landkreis soll Instrumente unterstützen, initiieren und entwickeln, die helfen, die Ziele einer nachhal-

tigen und eigenständigen Regionalentwicklung zu verwirklichen. 

Begründung zu Ziffer 06 

Die verdichteten Teilräume des Landkreises Wesermarsch entlang der Weser und Hunte weisen eine 

hohe Bevölkerungs- und Arbeitsplatzdichte auf. Die regionale und überregionale Anbindung dieser 

Teilräume ist gut. Sie sind in der Region bedeutende Standorte für die wirtschaftliche Entwicklung und 

haben wichtige Funktionen in den Bereichen Bildung, Versorgung, Sozialwesen, Kultur und Freizeitge-

staltung. Sie stehen aber auch vor großen Herausforderungen, die sich strukturell an die Folgen des 

wirtschaftlichen Wandels anzupassen. Diese Adaption ist zum einem für den Erhalt und die Verbesse-

rung der vorhandenen Strukturen (u.a. den Lebens- und Arbeitsbedingungen) bedeutsam. Des Weite-

ren zielt sie auf eine flächendeckende Schaffung gleich- bzw. hochwertiger Lebensqualitäten. Der Land-

kreis Wesermarsch unterstützt in Anbetracht der Komplexität und der Bedeutung der Aufgabenfelder 

Entwicklungsprozesse für eine entsprechende nachhaltige Raumentwicklung. 
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1.2. Einbindung in die norddeutsche und europäische Entwicklung 

Begründung zu Ziffer 01 

Das Land Niedersachsen, seine Teilräume und der Landkreis Wesermarsch müssen sich den soziode-

mographischen und wirtschaftlichen Veränderungen und den damit einhergehenden Herausforderun-

gen im internationalen Wettbewerb stellen, die insbesondere durch die Globalisierung und einer ge-

meinsamen europäischen Integrations- und Wachstumspolitik für die erweiterte Europäische Union 

bestimmt werden. 

Die Wettbewerbsfähigkeit des Landes Niedersachsen ergibt sich in erster Linie aus seinen Standort-

qualitäten und den Verflechtungen der Wirtschaftsunternehmen mit wissenschaftlichen, kulturellen 

und sportlichen Einrichtungen und Kontakten. Die Metropolregionen im Land Niedersachsen sollen 

durch eine individuelle Profilierung unterstützt werden.  

Der Landkreis Wesermarsch ist Teil der Metropolregion Bremen-Oldenburg, die 2006 als Zusammen-

schluss von zehn Landkreisen, fünf kreisfreien Städten, fünf Industrie und Handelskammern sowie den 

Ländern Niedersachsen und Bremen gegründet wurde (vgl. Abb. 1). Sie dient als Instrument der Lan-

desentwicklung zur länderübergreifenden Abstimmung raumordnerischer Entwicklungen. 

 Ziele der Metropolregion Bremen-Oldenburg sind: 

- Verbesserung der Struktur und Entwicklung des gemeinsamen Kooperationsraumes durch 

Vernetzung und Interaktion der Mitglieder sowie von Wirtschaft, Wissenschaft und anderen 

- Profilierung der Metropolregion als nationale und europäische Wirtschaftsregion mit beson-

deren Potentialen, Kompetenzen und Angeboten 

- Förderung und Initiierung von Maßnahmen zum Erhalt und Ausbau der Wettbewerbsfähigkeit 

der hiesigen Wirtschaft und Wissenschaftslandschaft 

- Vernetzung und Stärkung der vorhandenen metropolitanen Funktionen und Initiierungen von 

Metropol- und Nordwest-Projekten 

- Die Erarbeitung und Umsetzung gemeinsamer Lösungen für regional bedeutsame Aufgaben 
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Unter regional bedeutsam sind u.a. folgende Aufgaben zu verstehen: 

- Entwicklung und Umsetzung eines umfassenden Regionalmarketings 

- Betreiben einer entsprechenden Öffentlichkeitsarbeit 

- Unterstützung der Umsetzung großräumig bedeutsamer Infrastrukturmaßnahmen (z.B. A20 -

Küstenautobahn) 

Abbildung 1: Räumliche Abgrenzung der Metropolregion Bremen-Oldenburg 

(Quelle: Metropolregion NordWest [online].  

https://bgm -im-nordwesten.de/projekt/metropolregion-nordwest; Letzter Zugriff: 23.01.2018) 
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- Unterstützung der Vernetzung in Zukunftsfeldern (u.a. Logistik/Außenwirtschaft, Energie, 

Fahrzeugbau, Schiffsbau/maritime Fertigung, Luft- und Raumfahrt, Informations- und Kommu-

nikations-Wirtschaft, Ernährungswirtschaft, Gesundheitswirtschaft und Tourismus) 

- Entwicklung und Unterstützung von Maßnahmen zur Verbesserung der regionalen Lebensqua-

lität  

Die Ziele werden von der Metropolregion in eine Entwicklungsstrategie überführt, die mehrere Jahre 

als Handlungsrahmen mit detaillierten Entwicklungszielen dient. Der für die Jahre 2018 bis 2021 auf-

gestellte Handlungsrahmen wird von der Metropolregion Bremen-Oldenburg als Leitlinie für eine 

nachhaltige Entwicklung gesehen, die gemeinschaftliche Aktivitäten in wirtschaftlichen, technologi-

schen, wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklungsprozessen umfasst. Dabei soll der Hand-

lungsrahmen als Orientierungshilfe für die Planungen und Aktivitäten der regionalen Entscheidungs-

träger und Akteure dienen. 

Begründung zu Ziffer 02 

Der Landkreis Wesermarsch und seine kreisangehörigen Kommunen wirken aktiv an den Zielen und 

Aufgaben der Metropolregion unter Ziffer 01 mit und nutzen somit sich ergebende wirtschaftliche und 

gesellschaftliche Entwicklungschancen. Der Landkreis Wesermarsch ist dabei durch seine Lage zwi-

schen den drei Oberzentren Bremen, Oldenburg und Bremerhaven begünstigt. 

Neben den klassischen Entwicklungspotentialen wie Infrastrukturknotenpunkte und Arbeitsplatz-

schwerpunkte sollen auch das Potential der weiteren touristischen Entwicklung des Landkreises We-

sermarsch genutzt werden und ein möglichst naturverträglicher Tourismus etabliert und entwickelt 

werden. Dabei sind die hohen landschaftlichen Werte wie z.B. der Nationalpark Niedersächsisches 

Wattenmeer besondere zu beachten. Zudem sollen partnerschaftliche Kooperationen z.B. im Bildungs-

bereich mit der Jade-Hochschule mit dem Standort Elsfleth und dem Maritimen Campus gestärkt und 

ausgebaut werden. 

Im Fokus steht eine konsens- und handlungsorientierte Zusammenarbeit zwischen Bremen und seinem 

direkten durch die Stadtrandlage geprägten Umland. Durch eine partnerschaftliche Zusammenarbeit 

soll eine zukunftsfähige Raumentwicklung aller Teilräume erreicht werden. Dadurch sollen die Ent-

wicklungsziele gesamträumlich erreicht werden. Die Voraussetzungen für die Zielerfüllung sollen durch 

eine über die Metropolregion hinausgehende Vernetzung mit benachbarten Regionen verbessert wer-

den. 

Begründung zu Ziffer 03 

Der Landkreis Wesermarsch war im März 2003 zusammen mit der Stadt Bremerhaven und dem Land-

kreis Cuxhaven Gründungsmitglied des Regionalforums Unterweser. 

Dessen zentrale Zielstellung stellt die Sicherung und nachhaltige Entwicklung des zum Regionalforum 

gehörenden Raumes (vgl. Abb. 2) dar. Als Schnitt- und Koordinierungsstelle übernimmt das Regional-

forum Unterweser eine wichtige Rolle im Rahmen strategischer und raumplanerischer Überlegungen 

im Kontext einer nachhaltigen Raumentwicklung. 
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Abbildung 2: Räumliche Abgrenzung des Regionalforums Unterweser 

(Quelle: Stadt Bremerhaven [online]. https://www.bremerhaven.de/de/verwaltung-politik/politik/regionalforum -bre-

merhaven/regionalforum-bremerhaven.13375.html; Letzter Zugriff: 22.08.2018) 
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1.3. Integrierte Entwicklung der Küste, der Inseln und des Meeres 

Begründung zu Ziffer 01 

Die Küstenzone ist räumlich nicht abschließend definiert. Sie umfasst sowohl einen wasser- als auch 

landseitigen Streifen, die regional jeweils unterschiedlich breit festgelegt werden. Im Wesentlichen 

handelt es sich hierbei um das deichgeschützte Gebiet. 

In der Küstenzone beeinflussen sich land- und seeseitige Nutzungs- und Schutzanforderungen gegen-

seitig und können teilweise erhebliches Konfliktpotential besitzen. Eine umfassende Betrachtung der 

Anforderungen ist eine Voraussetzung für Planungen und Maßnahmen in der Küstenzone. 

Begründung zu Ziffer 02 

Klei stellt einen elementaren Bestandteil des Küstenschutzes dar und wird im Kontext von Deichbau-

maßnahmen benötigt. Im Landkreis Wesermarsch befinden sich die festgelegten Kleiabbaufelder aus-

schließlich binnendeichs in räumlicher Nähe zu den Deichbauten, um einen nachhaltigen und maßnah-

mennahen Abbau des Kleis zu gewährleisten. 

Begründung zu Ziffer 03 

Die Küstenlandschaft der Wesermarsch ist geprägt durch die Infrastrukturen, die dem Hochwasser-

schutz dienen. Parallel zur funktionalen Daseinsberechtigung stellen sie jedoch ebenfalls wichtige kul-

tur- und identitätsstiftende Merkmale für die Region und den Bewohnern dar, so dass diese zu erhalten 

sind. 
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1.4. Entwicklung in den Verflechtungsbereichen Bremen/Niedersachsen 

Begründung zu Ziffer 01 

Die Bestrebungen zwischen dem Land Niedersachsen und der Freien Hansestadt Bremen ihre länder-

übergreifende Zusammenarbeit zu vertiefen, betrifft den Landkreis Wesermarsch ganz besonders. 

Durch dessen räumliche Lage grenzt er sowohl an die Stadt Bremen als auch an die zum Land Bremen 

gehörende Stadt Bremerhaven. Eine abgestimmte länderübergreifende Zusammenarbeit wird deshalb 

von Landkreis Wesermarsch mit dem Ziel unterstützt, eine bessere Vernetzung und einen intensiveren 

Austausch zwischen den Planungsbehörden bei Vorhaben zu erzielen. 

Beide Länder begrüßen im geschlossenen Staatsvertrag die regionalen Aktivitäten von Städten und 

Gemeinden zur Vertiefung der regionalen Abstimmung und beabsichtigen diese zu unterstützen. Dabei 

werden die Landkreise und kreisfreien Städte als Träger der Regionalplanung in ihrer Funktion als Trä-

ger der Regionalplanung sowie die Planungshoheit der Städte und Gemeinden anerkannt. Die Verein-

barungen des Staatsvertrags für eine größere Verbindlichkeit sind ein erster Schritt zu einer gemein-

samen Landesentwicklung und Raumordnung. Ziel ist es, die Rahmenbedingungen für die wirtschaftli-

che Entwicklung im Verflechtungsraum zwischen Niedersachsen und Bremen zu verbessern. Dabei sind 

insbesondere die angestrebten Verbesserungen der wirtschaftlichen und strukturellen Rahmenbedin-

gungen in den Verflechtungsbereichen der Oberzentren Bremen, Bremerhaven und Oldenburg zu nen-

nen. 

Begründung zu Ziffer 02 

Die Entwicklung des Raumes im Landkreis Wesermarsch soll sich bei der Siedlungsentwicklung am Leit-

bild der dezentralen Konzentration orientieren. Dabei sollen die regionalen Qualitäten gestärkt wer-

den, um so einen nachhaltigen, wettbewerbsfähigen und ausgeglichenen demografisch strukturierten 

Raum zu entwickeln. Bei der dezentralen Konzentration wird der Fokus der Siedlungsentwicklung auf 

dezentrale Siedlungsschwerpunkte gelegt. Sie ist vorrangig aufgrund ihrer Lage und Ausstattung mit 

Daseinsvorsorge- und Infrastruktureinrichtungen insbesondere auf die Zentralen Orte auszurichten. 

Das auf freiwilliger Basis entstandene Interkommunale Raumstrukturkonzept Region Bremen (INTRA) 

ist als inhaltliche Ausgangsbasis für eine kontinuierliche weitere Verbesserung der regionalen Zusam-

menarbeit im Verflechtungsbereich mit dem Schwerpunkt der abgestimmten Siedlungs- und Freiraum-

entwicklung erarbeitet worden. Der Landkreis Wesermarsch hat sich zu INTRA bekannt und akzeptiert 

den Orientierungsrahmen für eine regionale Zusammenarbeit bei seiner raumstrukturellen Entwick-

lung. 

Mit INTRA haben die beteiligten Gebietskörperschaften den Weg für eine dauerhafte und verbindli-

chere regionale Kooperation vorgegeben. Die Flächenpolitik zwischen den niedersächsischen Kommu-

nen im Verflechtungsbereich des Landes Bremen soll aufeinander abgestimmt werden. Das INTRA hat 

bei der Siedlungs-, Freiraum- und Verkehrsplanung sowie der Gewerbe- und Einzelhandelsentwicklung 

eine in der Region Bremen abgestimmte räumliche Entwicklung zu gewährleisten. Wesentliche Aussa-

gen des INTRA sind in diesem RROP berücksichtigt worden. Dies gilt insbesondere für die Zentralen 

Orte in Kapitel 2.1 Entwicklung der Siedlungsstruktur; Wohnstandorte und gewerbliche Wirtschafts-

standorte. 

Der Landkreis Wesermarsch und die zur Region Bremen gehörenden kreisangehörigen Kommunen 

Berne und Lemwerder sollen aktiv bei der Fortführung des INTRA-Prozesses mitwirken. Nur bei einer 
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aktiven Beteiligung des Landkreises und der direkt betroffenen Gemeinden können ihre Interessen bei 

der Ausgestaltung angemessen berücksichtigt werden. Andernfalls könnten Inhalte des INTRA an ihren 

Interessen vorbeilaufen. 

Auf der Ebene der regionalen Einzelhandelssteuerung wurde ebenfalls ein Fachkonzept zwischen dem 

Land Bremen und den in der Region Bremen liegenden Gemeinden in Form des Regionalen Zentren- 

und Einzelhandelskonzept beschlossen. In dem zuletzt im Jahr 2014 überarbeiteten Konzept werden 

die Grundsätze der regionalen Einzelhandelssteuerung festgesetzt, die auf eine ausgeglichene regio-

nale Raumentwicklung mit einer gesicherten Versorgung der Bürger mit Gütern des periodischen und 

aperiodischen Bedarfs zielt. 

Des Weiteren haben die in der Region Bremen liegenden Gemeinden zusammen mit dem Land Bremen 

in weiteren Strategiekonzepten Leitbilder und Schwerpunkte für die Vertiefung der regionalen Zusam-

menarbeit vereinbart. Als Beispiele hierfür fungiert sowohl der Grundsatzbeschluss zur kooperativen 

Regionalentwicklung von 2015, der als Fortschreibung des INTRAs dient als auch die Landschafts- und 

Naherholungsstrategie zur Weiterentwicklung des Grünen Rings der Region Bremen, der dessen Wei-

terentwicklung thematisiert. 
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1.5  Klimawandel - Schutz und Anpassung im Landkreis Wesermarsch 

Begründung zu Ziffer 01 

Mit dem Klimawandel ändern sich in Deutschland und damit auch im Landkreis Wesermarsch die Le-

bens- und Umweltbedingungen. 

Auch wenn die Klimaschutzziele nur durch umfangreiche Reduzierungen von Treibhausgasemissionen 

erreicht werden können, ist aufgrund des bereits eingesetzten Klimawandels auch eine Anpassung 

(Adaption) oder gar eine Vermeidung (Midigation) an die sich verändernden Lebensbedingungen nö-

tig, um für häufiger auftretende Extremwetterereignisse (Starkregen, Sturmfluten, etc.) gerüstet zu 

sein. 

Der Landkreis Wesermarsch trägt seinen Teil zum Klimaschutz insbesondere durch den bereits um-

fangreich bewerkstelligten Ausbau regenerativer Energien bei. Die Bemühungen des Landkreises im 

Klimaschutz umfassen insbesondere Energieeinsparungen und die Energieeffizienz der kreiseigenen 

Gebäude. Dafür ist der Landkreis Wesermarsch im Rahmen des European Energy Award (EEA) ausge-

zeichnet worden und ist bestrebt, dies fortwährend zu wiederholen. Der Ende der 1990er-Jahre kon-

zipierte EEA wird u.a. durch die Europäische Union gefördert und stellt ein (europa- bzw. bundeswei-

tes) Instrument sowie Zertifizierungsverfahren dar, welches bei der Umsetzung der kommunalen und 

regionalen Energie- und Klimaschutzkonzepte strukturiert und nachhaltig unterstützt. 

Der Landkreis Wesermarsch hat sich zusammen mit seinen Gemeinden zum Ziel gesetzt, den Klima-

schutz in der Verwaltung zu verankern und die Notwendigkeit, Möglichkeiten und Herausforderungen 

offensiv in der Öffentlichkeit zu kommunizieren, um das Bewusstsein für den Klimaschutz und seine 

lokale Bedeutung für die Bevölkerung der Wesermarsch fest zu verankern. Dies erfolgt durch die Um-

setzung des integrierten Klimaschutzkonzeptes, wofür die personellen und finanziellen Ressourcen ge-

schaffen wurden. 

Im Rahmen seines integrierten Klimaschutzkonzeptes sind Maßnahmen zur 

¶ energetischen Gebäudesanierung und Einsparhinweise für Ferienhäuser  

¶ Mitarbeiterschulungen 

¶ Außerschulische Umweltbildung 

¶ Energiesparschulungen für Schulen, Kitas und Behörden 

¶ Energieberatung 

¶ Ergänzung des kreiseigenen Fuhrparks um Elektroautos  

¶ Ausbau des Ladensäulennetzes für Elektroautos im Kreisgebiet 

¶ Unterstützung des Ausbaus von Ladestation für die Elektromobilität 

vorgesehen. 

Darüber hinaus ist der Landkreis Wesermarsch zusammen mit seinen kreisangehörigen Städten und 

Gemeinden bestrebt, die jeweiligen Siedlungsgebiete unter den Aspekten des Klimawandels weiterzu-

entwickeln. Grundsätzlich stellt die städtebauliche Nachverdichtung bzw. die Förderung der Innenent-

wicklung ein geeignetes Instrument dar, um z.B. die Zersiedelung des Raumes mitsamt den damit ein-

hergehenden Verkehrsströmen zu verhindern. Gleichzeitig sind hierbei die besonderen Anforderungen 

an eine Innenverdichtung zu berücksichtigen. Eine vom damaligen Bundesministerium für Umwelt, 
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Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) in Auftrag gegebene und 2014 veröffentlichte Unter-

suchung befasste sich mit der städtebaulichen Nachverdichtung und der grundsätzlichen Fragestel-

lung, inwiefern eine an den Anforderungen des Klimawandels einverträgliche städtebauliche Nachver-

dichtung funktionieren kann. Der kommunalen Bauleitplanung wurde hierfür eine zentrale Rolle zuge-

wiesen. Neben den im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung verankerten Steuerungsmöglich-

keiten zur Identifizierung und Festsetzung von städtebaulichen Nachverdichtungen, können im Rah-

men der verbindlichen Bauleitplanung Festsetzungen aufgestellt werden, in denen kompensierende 

oder klimafördernde Maßnahmen festgeschrieben werden. Die kreisangehörigen Städte und Gemein-

den sollten zukünftig vermehrt von diesen Maßnahmen Gebrauch machen. 

Der ÖPNV besitzt neben der hohen Bedeutung u.a. zur Erreichbarkeit und der Anbindung des ländli-

chen Raumes auch wichtige Funktionen aus klimapolitischer Sicht. Allgemein sei hier die Vermeidung 

individueller Verkehre zu nennen, die durch ein engmaschiges ÖPNV-Netz mit einer regelmäßigen 

Taktfolge eingespart werden können. Exemplarisch sei hier die Buslinie 440 genannt, die täglich in ei-

ner festen Taktfolge zwischen Oldenburg, Brake, Nordenham und Bremerhaven verkehrt und dessen 

Fahrgastzahlen sich seit Einführung der Linie ca. verfünffacht haben. 

Der Landkreis Wesermarsch hat die aus dem Landesraumordnungsprogramm (LROP) 2017 vorgegebe-

nen Vorrangflächen Torferhalt auf regionaler Ebene räumlich konkretisiert. Diese Böden sind regional- 

und landesbedeutsame natürliche CO2-Senken, weshalb ihre gegenwärtige Funktion als Kohlenstoff-

speicher zu bewahren ist. Des Weiteren leistet die Wald- und Forstwirtschaft einen wichtigen Beitrag 

zur Speicherung von Kohlenstoff und leistet damit einen wichtigen Beitrag für den Klimaschutz. Infolge 

dessen sind die im Landkreis Wesermarsch liegenden Waldflächen zu erhalten. 

  



 

17 
 

2. Ziele und Grundsätze zur Entwicklung der Siedlungs- und Versor-

gungsstruktur 

2.1. Entwicklung der Siedlungsstruktur 

Begründung zu Ziffer 01 

Der demografische Wandel verändert die Voraussetzungen für kommunales Handeln. Im Landkreis 

Wesermarsch werden diese Herausforderungen flächendeckend, wenn auch in unterschiedlicher Aus-

prägung, stattfinden. Vor diesem Hintergrund ist die kosteneffiziente Sicherung der Infrastruktur für 

die kreisangehörigen Kommunen eine zentrale Aufgabe. 

Die Bevölkerungsentwicklung wird trotz der kurzzeitigen Stabilisierung auch negativ ausfallen. Auf-

grund dessen werden die Kosten zum Betrieb und Erhalt der bereits vorhandenen Infrastruktur pro 

Kopf steigen. In Folge dieser Entwicklung weitere Infrastruktur - z.B. durch die Ausweisung von Bauland 

- zu schaffen, sollte vermieden werden. Die Kommunen sollten sich auf den Erhalt der bestehenden 

Infrastruktur fokussieren und diese möglichst einer optimierten und nachhaltigen Auslastung zuzufüh-

ren, um so ein attraktives Lebensumfeld mit kurzen Wegen für ihre älter werdende Bevölkerung zu 

schaffen. 

Aufgrund der geschilderten demographischen Entwicklung wird daher die barrierefreie und fußläufige 

Erreichbarkeit von Einrichtungen der alltäglichen Daseinsvorsorge zunehmen. Der Landkreis Weser-

marsch setzt sich diesbezüglich bereits intensiv für die Verknüpfung von unterschiedlichen Verkehren 

(Fahrrad und Pedelecs/Bus und Bahn) und die Erprobung ergänzender Nahverkehrsangebote in Zu-

sammenarbeit mit den betroffenen Akteuren, wie den Kommunen, dem Zweckverband Verkehrsver-

bund Bremen/Niedersachsen (ZVBN) und örtlichen Vereinen ein. Dieser Prozess kann in einem ländli-

chen Raum mit teilweise geringer Bevölkerungsdichte wie dem Landkreis Wesermarsch einen wertvol-

len Beitrag zur Verbesserung und Aufrechterhaltung der Versorgung der Bevölkerung sein und soll 

fortgeführt werden. 

Begründung zu Ziffer 02  

Die Festlegung Zentraler Orte ist immer mit dem Auftrag verbunden, dieser Funktion auch gerecht zu 

werden, indem die Kommunen in ihren Zentralen Orten entsprechend der jeweiligen Zentralitätsstufe 

Einrichtungen und Infrastrukturen für das jeweilige Einzugsgebiet des Zentralen Ortes vorhalten. In der 

zeichnerischen Darstellung und im Kapitel 2.2 sind hierzu die zentralen Siedlungsgebiete festgelegt 

worden, in denen die zentralörtlichen Infrastrukturen zu bündeln sind. 

Des Weiteren sind in den Ortschaften Eckfleth (Stadt Elsfleth), Großenmeer (Gemeinde Ovelgönne), 

Ovelgönne (Gemeinde Ovelgönne), Motzen (Gemeinde Berne) und Schwei (Gemeinde Stadland) die 

standortgebundene Aufgabe Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten, in Eckwarderhörne (Ge-

meinde Butjadingen), Moorriem (Stadt Elsfleth), Rodenkirchen (Gemeinde Stadland), Seefeld (Ge-

meinde Stadland) und Sehestedt (Gemeinde Jade) die Entwicklungsaufgabe Erholung und in Burhave 

und Tossens (beide Gemeinde Butjadingen) die Entwicklungsaufgabe Tourismus festgelegt worden. 

Die Entwicklungsaufgaben sind entsprechend ihrer Festlegung bedarfsgerecht von den kreisangehöri-

gen Kommunen auszuüben. Die Entwicklung von Ortsteilen ohne standortgebundener Festlegung ist 

auch zukünftig im Rahmen der gemeindlichen Eigenentwicklung möglich. 
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Standorte für die Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten 

Die Orte Eckfleth (Stadt Elsfleth), Großenmeer, Ovelgönne (beide Gemeinde Ovelgönne), Motzen (Ge-

meinde Berne) und Schwei (Gemeinde Stadland) haben die Schwerpunktaufgabe Sicherung und Ent-

wicklung von Wohnstätten. Insbesondere die perspektivischen Entwicklungsmöglichkeiten der oben 

aufgeführten Orte im Bereich der Entwicklung von Wohnstätten auf raumbedeutsamer Ebene ist aus-

schlaggebend für die Festlegung mit der Schwerpunktaufgabe. Unterstützend hierzu sind die infra-

strukturellen Rahmbedingungen, die weiter unten zur Begründung der Festlegung aufgeführt werden. 

Der Ort Eckfleth gehört zur Stadt Elsfleth und stellt einen Bestandteil der Kulturlandschaft Moorriem 

dar. Neben der Einbettung des Ortes in die oben genannte Kulturlandschaft besitzt der Ort eine gute 

infrastrukturelle Basis. Auf Ebene der sozialen Infrastruktur befindet sich im Ort ein Kindergarten sowie 

eine Grundschule sowie mehrere Sport- und Freizeitvereine. Darüber hinaus besitzt der Ort einen Nah-

versorger sowie einige Dienstleistungs- und Versorgungsunternehmen. Diese Konzentration an Infra-

strukturen sorgten bereits in der Vergangenheit dazu, dass von der Gemeinde angebotene Baugrund-

stücke im Sinne der gemeindlichen Eigenentwicklung nicht die Nachfrage decken konnte. Aufgrund 

dessen wird für den Ort Eckfleth die Schwerpunktaufgabe Sicherung und Entwicklung von Wohnstät-

ten festgelegt. 

Der Ort Großenmeer befindet sich im erweiterten Speckgürtel des Oberzentrums Oldenburg und liegt 

nur acht Minuten Fahrtzeit vom Gewerbe- und Industriegebiet am Autobahnkreuz Oldenburg-Nord in 

der benachbarten Gemeinde Rastede entfernt. Durch den ÖPNV (Wesersprinter) und die Bundes-

straße 211/Autobahn 293 verfügt er über eine gute Anbindung an das Oberzentrum Oldenburg als 

auch an das Gewerbe- und Industriegebiet. Die daraus resultierende Nachfrage und das vorhandene 

Entwicklungspotential ergeben für den Ort Großenmeer die Schwerpunktaufgabe Sicherung und Ent-

wicklung von Wohnstätten. 

Der Ort Ovelgönne ist ein historisch gewachsener Ort im Zentrum der Wesermarsch und war lange 

Verwaltungssitz der Gemeinde Ovelgönne. Der Ort verfügt immer noch über eine infrastrukturelle Ba-

sis, die den periodischen Bedarf zumindest in wesentlichen Bereichen erfüllt. Durch die Verlegung der 

Bundesstraße B 211 ergeben sich für den Ort aufgrund seiner vorhandenen Infrastruktur, der anzu-

nehmenden gewerblichen Entwicklung entlang der neuen Trasse der Bundesstraße sowie der direkten 

Anbindung durch die Stadtbuslinie 422 an das Mittelzentrum Brake (Utw.) über das Maß der Eigenent-

wicklung hinausgehende Potentiale zur Wohnraumentwicklung. Im benachbarten Mittelzentrum 

Brake (Utw.) gibt es zudem nach den Erhebungen aus dem Wohnraumversorgungskonzept für die 

Städte und Gemeinden der Wesermarsch von 2017 nur sehr begrenztes Wohnbauland, welches die 

vorhandene Nachfrage nicht decken kann, so dass der benachbarte Ort Ovelgönne diese Nachfrage 

abdecken kann. 

Der Ort Motzen verfügt zusammen mit den Orten Bardenfleth und Ganspe (beide ebenfalls in der Ge-

meinde Berne) über eine Infrastruktur die weitestgehend den periodischen Bedarf abdeckt. Die 

Schwerpunktaufgabe Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten bezieht sich auf die zusammenhän-

gende Siedlungsstruktur der drei Orte Motzen/Ganspe/Bardenfleth, als mittlerer Ort ist Motzen stell-

vertretend im Satzungsteil benannt worden. Neben den vorhandenen Einrichtungen sind insbesondere 

die angrenzenden Werft- und Industriebetriebe als Arbeitsorte Gründe, die einen über das Maß der 

Eigenentwicklung hinausgehenden Bedarf begründen und somit die Sicherung und Schaffung von 
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Wohnstätten als Schwerpunkaufgabe für Motzen und die beiden angrenzenden Orte Ganspe und Bar-

denfleth ergeben. 

Der Ort Schwei liegt in der Gemeinde Stadland rund 6 km westlich des Grundzentrums Rodenkirchen 

an der B437. Diese wird rund 1 km vom Ort entfernt zukünftig von der geplanten Küstenautobahn A20 

gekreuzt. An dem Kreuzzungspunkt ist darüber hinaus die Anschlussstelle Schwei vorgesehen. Der Ort 

selbst besitzt einen Kindergarten und eine Grundschule, einige kleinflächige Nahversorger, weitere so-

ziale Infrastrukturen und Dienstleistungen und wir darüber hinaus am Rand des Ortes an der B437 

durch eine regelmäßig verkehrende Buslinie bedient. Die aufgezählten Infrastrukturen sorgten bereits 

in der Vergangenheit nach einer guten Nachfrage an dort ausgewiesene Neubauplätze zur Errichtung 

von Wohnstätten. Diese Entwicklung will der Landkreis auf raumordnerischer Ebene ausdrücklich auch 

vor dem Hintergrund der erfolgreichen Aktivitäten im Rahmen des bundesweiten Dorfwettbewerbs 

α¦ƴǎŜǊ 5ƻǊŦ Ƙŀǘ ½ǳƪǳƴŦǘά Ƴƛǘ ŘŜǊ CŜǎǘƭŜƎǳƴƎ ŀƭǎ {ǘŀƴŘƻǊǘ ȊǳǊ {ƛŎƘŜǊǳƴƎ ǳƴŘ 9ƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎ Ǿƻƴ 

Wohnstätten unterstützen. 

In den Ortsteilen außerhalb der festgelegten Mittel- und Grundzentren sowie den Standorten mit be-

sonderen Entwicklungsaufgaben ist eine Eigenentwicklung möglich. 

Begründung zu Ziffer 03 

Bei den festgelegten Vorranggebieten Industrielle Anlagen und Gewerbe handelt es sich um bereits 

bauleitplanerisch gesicherte Flächen der jeweiligen kreisangehörigen Kommune. Mit der Festlegung 

als Vorranggebiet werden die entsprechenden Flächen gesichert. Das Gewerbegebiet Schwei (Ge-

meinde Stadland) soll sich im Sinne einer nachhaltigen Gewerbeentwicklung sich im festgelegten Vor-

behaltsgebiet erweitern. Gleichzeitig sollten die Vorranggebiete im Sinne einer nachhaltigen Raument-

wicklung vorrangig vor kleineren Gewerbe- und Industriestandorten entwickelt werden. 

Der Landkreis Wesermarsch zeichnet sich durch seine klare räumlich-funktionale Gliederung aus. So 

sind u.a. die gewerblichen und industriellen Schwerpunkte entlang der Weser zu verorten. Gegenwär-

tig existieren jedoch abseits der vorhandenen Strukturen keine großflächigen Gewerbe- und Industrie-

flächen. Mit der durch den Landkreis Wesermarsch geplanten Küstenautobahn A 20 ergeben sich wei-

tere wirtschaftliche Potenziale, die angesichts der unter dem Landesdurchschnitt liegenden Wirt-

schaftskennziffern zu prüfen und zu nutzen sind.  

Im Kreuzungsbereich der geplanten A 20 und der vorhandenen B 212 befindet sich bereits aktuell ein 

bauleitplanerisch gesichertes Gewerbegebiet der Stadt Nordenham. An dieses anknüpfend befinden 

sich weitere Flächenpotenziale, die von den kreisangehörigen Kommunen zur Gewerbeentwicklung 

genutzt werden können. Mit der Festlegung als Vorbehaltsgebiet erfolgt im ersten Schritt die Siche-

rung der Flächen gegenüber konkurrierenden Nutzungen. Das konkrete Baurecht wird auf Ebene der 

kommunalen Bauleitplanung hergestellt. 

Mit der Festlegung als Vorbehaltsgebiet erfolgt im ersten Schritt die Sicherung der Flächen gegenüber 

konkurrierenden Nutzungen: Die planungsrechtliche Ausgestaltung der jeweiligen Teilflächen des Ge-

samtgebietes erfolgt im Rahmen konkreter Darstellungen und Festsetzungen in der Bauleitplanung der 

jeweils zuständigen Gemeinde. 
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Die Flächenfestlegung in dem vorgenommenen Umfang erfolgte im ersten Schritt unter Berücksichti-

gung der Prognosen der Raum- und Wirtschaftsstrukturanalyse, die im Zuge der Planungen zur Küs-

tenautobahn A20 angefertigt wurden, und des Gewerbeflächenmonitorings der Wirtschaftsförderung 

Wesermarsch. Letzteres führte in einem ersten Schritt eine Analyse sämtlicher Gewerbestandorte im 

Landkreis Wesermarsch durch, in der u.a. die Flächenausgestaltung und die Erreichbarkeiten dargelegt 

wurden. Nach Abschluss der einzelnen Standortanalysen erfolgte eine Zusammenfassung der Erkennt-

nisse. In der Zusammenfassung wird deutlich, dass der überwiegende Anteil der im Landkreis Weser-

marsch befindlichen Gewerbeflächen sich durch kleinteilige Strukturen, die häufig schlecht an das 

überörtliche (Straßen-)Verkehrsnetz angebunden sind, kennzeichnet und die nicht den Bedürfnissen 

der Gewerbe- und Industrieunternehmen entsprechen. Diese Aussage wird u.a. auch dadurch gestützt, 

dass seit Erstellung des Gewerbeflächenmonitorings einzelne Gewerbeflächen anderweitigen Nutzun-

gen zugeführt wurden. 

Infolge dieser Erkenntnisse sind die kreisangehörigen Kommunen bestrebt, ihre Gewerbeflächenent-

wicklung auf die Bedürfnisse potenzieller neuer Nutzer abzustellen. Durch die Planungen zur zukünfti-

gen Küstenautobahn A 20 erhält der Landkreis Wesermarsch erstmalig eine Anbindung an das Auto-

bahnnetz und kann daher von einer verbesserten Erreichbarkeit profitieren. Unter Berücksichtigung 

der prognostizierten positiven wirtschaftlichen Entwicklungen durch die Küstenautobahn sind die Um-

felder der drei geplanten Anschlussstellen auf eine mögliche Flächenverfügbarkeit zur Entwicklung po-

tenzieller Gewerbe- und Industriegebiete untersucht worden. Hierbei ist die größte Flächenmobilisie-

rung im Bereich der zukünftigen Anschlussstelle Wesertunnel/B212 festgestellt worden. 

In einem ersten Schritt zur Festlegung des Vorbehaltsgebiets Industrielle Anlagen und Gewerbe im 

Bereich der zukünftigen Anschlussstelle Wesertunnel/B212 wurden die fachgutachterlichen Aussagen 

des Landschaftsrahmenplans geprüft. Dabei wird dargelegt, dass für drei der insgesamt vier Teilflächen 

keine Schutzerfordernisse auf regionaler Ebene vorliegen, die gegen eine grundsätzliche Festlegung 

des Vorbehaltsgebiets sprechen. Im Landschaftsrahmenplan sind lediglich einige wenige kleinflächige 

Biotope (< 0,5 ha) festgestellt wurden, deren Schutzerfordernisse einen Bestandteil der nachfolgenden 

Planungs- und Genehmigungsebene darstellen. Bei den drei angesprochenen Teilflächen handelt es 

sich um die Teilflächen südlich der zukünftigen A 20 sowie nördlich der zukünftigen A 20 und westlich 

der heutigen B 212 befinden. Grafisch wird dies durch die Karte 6 des Landschaftsrahmenplans 

όα{ŎƘǳǘȊΣ tŦƭŜƎŜ ǳƴŘ 9ƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎ ōŜǎǘƛƳƳǘŜǊ ¢ŜƛƭŜ Ǿƻƴ bŀǘǳǊ ǳƴŘ [ŀƴŘǎŎƘŀŦǘάύ ǾŜǊŀƴǎŎƘŀǳƭƛŎƘǘΦ CǸǊ 

die nordöstlich liegende Teilfläche, nordöstlich der zukünftigen A20 und östlich der B212, liegen für 

knapp die Hälfte der Teilfläche nach dem Landschaftsrahmenplan keine Schutzerfordernisse vor, dies 

ist ebenfalls in der Karte 6 des Landschaftsrahmenplans erkennbar. Der übrige Teilraum ragt jedoch 

gem. LRP in eine avifaunistische Fläche hinein. Nach Abwägung sämtlicher Belange überwiegt jedoch 

im Hinblick auf die fachgutachterlichen Aussagen des Gewerbeflächenmonitorings und dem dort auf-

gewiesenen Bedarf an großflächigen in verkehrsgünstigen Lagen befindlichen Gewerbeflächen sowie 

den Abstimmungen zwischen den Gemeinden, der Wirtschaftsförderung und der Kreisverwaltung der 

Belang, ein großflächiges Vorbehaltsgebiet Industrielle Anlagen und Gewerbe festzulegen. 

Im Rahmen konkreter Vorhaben sind auf der nachfolgenden Plan- und Genehmigungsebene sämtliche 

Schutzerfordernisse für alle Teilflächen zu erheben und bewerten, darunter werden ebenfalls neue 

Erfassungen zu den Brut- und Rastvögeln erfolgen. Sollten Teilräume des geplanten interkommunalen 

Gewerbegebiets aus avifaunistischen Gründen nicht zur Verfügung stehen, könnten Aussparungen der 

aktuellen Gebietskulisse erfolgen. 
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Schlussendlich bietet das interkommunale Gewerbegebiet aufgrund seiner Größe und bei Mobilisie-

rung aller Teilflächen die Chance, durch Vorgaben in der Bauleitplanung ein Areal zu schaffen, welches 

Aspekte der Nachhaltigkeit, insbesondere in Bezug auf Versiegelung und Durchgrünung, berücksich-

tigt. So kann unter Beachtung vorhandener Strukturen, die sich innerhalb und außerhalb der zukünfti-

gen gewerblicher Flächen befinden, eine qualitativ hochwertige Entwicklung angestoßen werden. Auf 

Basis von Freiraum- und Gestaltungskonzepten sowie der innerhalb der Bauleitplanung erforderlichen 

Fachgutachten ist anzustreben, einerseits bzgl. der Ausnutzbarkeit gute Ansiedlungsbedingungen zu 

bieten, andererseits aber auch ein hohes Maß an Einbindung in die Landschaft und eine hohe Gebiets-

verträglichkeit in Bezug auf die Umgebung zu gewähren. Bereits auf der Ebene der Aufstellung des 

RROP hat sich gezeigt, dass auch in der Wesermarsch nach dem Vorbild nachhaltiger Gewerbegebiete 

außerhalb des Landkreises, die Berücksichtigung ökonomischer, ökologischer und gestalterischer Vor-

gaben in der Bauleitplanung erfolgen soll.  

Eine interkommunale Zusammenarbeit der kreisangehörigen Kommunen bietet sich auf diesen Flä-

chen zur effizienten Ausnutzungen der vorhanden Potentiale an, da durch die geplante Autobahn in 

Ost-West-Richtung, die vorhanden Bundesstraße in Nord-Süd-Richtung und die gute Anbindung der 

Mittelzentren Brake (Utw.) und Nordenham mit ihren Seehäfen einen qualitativ hochwertigen Stand-

ort für diverse Wirtschaftszweige (z.B. Industrie und Logistik) entspricht. Um dieses Potential bestmög-

lich auszunutzen, sollten die Ressourcen mehrerer Kommunen gebündelt und räumlich konzentriert 

werden. 

In der Gemeinde Stadland befindet sich an der zukünftigen Anschlussstelle Schwei nördlich der Bun-

desstraße 437 ein rund 10 ha großes Gewerbegebiet, dessen Flächen innerhalb kürzester Zeit fast voll-

ständig durch regionale Unternehmen bzw. Akteure auch aufgrund der verkehrsgünstigen Lage belegt 

wurden. Von der Gemeinde Stadland ist daher eine maßvolle Vergrößerung der gewerblichen Flächen 

angestrebt, die sich nunmehr auf Flächen südlich der Bundesstraße 437 konzentrieren sollen. Hierbei 

handelt es sich um Flächen, die ursprünglich für eine Schaltanlage und einem Umspannwerk vorgese-

hen waren. Durch die Festlegung einer knapp 10 ha großen Fläche als Vorbehaltsgebiet Industrielle 

Anlagen und Gewerbe soll auch zukünftig regionalen Gewerbeunternehmen, dessen Betriebs- und Pro-

duktionsflächen kleinflächiger ausfallen, die Möglichkeit gegeben werden, ihren Betrieb an verkehrs-

günstigen Lagen anzusiedeln. 

 

2.2. Entwicklung der Daseinsvorsorge und Zentralen Orte 

Begründung zu Ziffer 01 

Auf Grundlage des Landesraumordnungsprogrammes 2017 (LROP 2017, Kap. 2.2. Ziffer 07) werden im 

RROP Landkreis Wesermarsch Brake und Nordenham räumlich als Mittelzentren festgelegt. Im Land-

kreis Wesermarsch stellen diese beiden die Orte mit der höchsten Zentralitätsstufe dar. Neben der 

grundzentralen Versorgungsfunktion (periodisch) für das jeweilige Stadtgebiet übernehmen die bei-

den Mittelzentren auch die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen des aperiodischen Bedarfs 

insbesondere in den Bereichen Bildung, Einzelhandel, Gesundheit, Kultur, Infrastruktur, Wirtschaft und 

administrativen Einrichtungen. 
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In den mittelzentralen Verflechtungsbereichen sollen im Sinne einer nachhaltigen Regionalentwick-

lung insbesondere Planungen und Maßnahmen zur Siedlungs-, Freiraum-, Versorgungs- und Infrastruk-

tur untereinander und aufeinander abgestimmt werden. 

Begründung zu Ziffer 02 

Als Grundzentren im Landkreis Wesermarsch werden die Orte Burhave, Rodenkirchen, Jaderberg, 

Oldenbrok-Mittelort, Elsfleth, Berne und Lemwerder festgelegt. Sie übernehmen jeweils die grund-

zentralen Versorgungsfunktionen für das Gemeindegebiet. 

Die Festlegung der Grundzentren ist nicht als Auszeichnung für eine bisher entwickelte Aufgabe eines 

Ortes, sondern ist als Auftrag an die jeweilige Stadt bzw. Gemeinde zu verstehen, dieser Funktion ge-

recht zu werden. Die betreffenden Städte und Gemeinden haben die Einrichtungen ihrer Zentralitäts-

stufe für ihren Einzugsbereich zur Verfügung zu stellen. Für die Grundzentren der Wesermarsch ist das 

Einzugsgebiet das jeweilige Stadt- oder Gemeindegebiet.  

Als Grundzentrum festgelegt wurden die Orte mit einer ausreichenden Infrastruktur und ausreichen-

der Einrichtungen für die Daseinsvorsorge. Der Katalog der Einrichtungen umfasst dabei die medizini-

sche Versorgung, den Einzelhandel mit einer Verkaufsfläche ab 200m², öffentliche Einrichtungen, Bil-

dung und Haltestellen des öffentlichen Personennahverkehrs. Die Festlegung der Grundzentren be-

rücksichtigt somit in angemessener Weise die gesellschaftlichen Veränderungen durch den demogra-

fischen Wandel und fokussiert sich auf den zukünftigen Erhalt und die Entwicklung von einer bedarfs-

gerechten Daseinsvorsorgestruktur. 

 
Abbildung 3: Einrichtungen der Infrastruktur und Daseinsvorsorge (thematisch) 

 



 

23 
 

Auf den folgenden Seiten wird dargelegt, dass die festgelegten Grundzentren eine infrastrukturelle 

Basis besitzen, mit denen sich die grundzentrale Festlegung begründet: 

 

Berne (Gemeinde Berne) 

Der Ort Berne in der gleichnamigen Gemeinde verfügt über  

¶ 2 Hausarztpraxen 

¶ 1 Apotheke 

¶ 1 Lebensmitteleinzelhandel über 

200 m² 

¶ 1 Freiwillige Feuerwehr 

¶ 1 Grundschule 

¶ 2 Kindergärten/Horte/Krippen 

¶ 1 Oberschule 

¶ 1 Polizeistation 

¶ 1 Postfiliale 

¶ 1 Rathaus/Verwaltungssitz 

¶ 1 Stationäre Pflegeeinrichtung 

¶ 4 ÖPNV-Haltestellen (3x Bus der Bedie-

nungsebene 1/ 1x Bahn) 

Damit ergeben sich im Ortskern ein gut versorgter Bereich und an den Rändern und teilweise darüber 

hinaus ausreichend versorgte Bereiche. Zudem ist der Ort Berne mit Abstand der Bevölkerungsreichste 

innerhalb der Gemeinde Berne und weist mit seiner zentralen Lage eine gute Erreichbarkeit für die 

Gemeindebevölkerung auf. Durch die Verlagerung der Bundesstraße B 212 ergeben sich durch die ver-

kehrliche Entlastung für den Ort Entwicklungsmöglichkeiten sowohl im Ortskern bzw. im Bestand als 

auch die bedarfsgerechte Erweiterung an seinen Rändern in den potentiell ausreichend versorgten 

Bereichen. Der Ort übernimmt für das gesamte Gemeindegebiet die wesentlichen Versorgungsfunkti-

onen in den Bereichen Wohnen, medizinische Versorgung, Bildung und Verwaltung. 

 

Burhave (Gemeinde Butjadingen) 

Der Ort Burhave in der Gemeinde Butjadingen verfügt über  

¶ 3 Hausarztpraxen 

¶ 1 Apotheke 

¶ 2 Lebensmitteleinzelhandel über 

200 m² 

¶ 1 Freiwillige Feuerwehr 

¶ 1 Grundschule 

¶ 1 Kindergärten/Horte/Krippen 

¶ 1 Polizeistation 

¶ 1 Postfiliale 

¶ 1 Rathaus/Verwaltungssitz 

¶ 1 Stationäre Pflegeeinrichtung 

¶ 8 ÖPNV-Haltestellen (alle Bus) 

Der Ortskern Burhaves ist somit als gut versorgt zu klassifizieren, der überwiegende Teile des übrigen 

Siedlungsgebietes ist als ausreichend versorgt zu betrachten. Der Ortsteil Roddersdeich liegt unter 

dem ermittelten Schwellenwert, was der Ausrichtung der Einrichtungen an der südlich den Ort 

Burhave durchquerenden Hauptverkehrsstraße und der dortigen Konzentration der Einrichtungen und 

Infrastruktur zuzurechnen ist. An den Ortsändern im Westen, Süden und Osten sind ausreichend ver-

sorgte Bereiche, die über den Siedlungsbestand hinausgehen. Burhave ist der Bevölkerungsreichste 

Ort innerhalb der Gemeinde Butjadingen. In der sehr weitläufigen Flächengemeinde liegt Burhave re-

lativ zentral und aus vielen Bereichen der Gemeinde gut erreichbar an der Landesstraße L 858. Der Ort 

übernimmt für das gesamte Gemeindegebiet die wesentlichen Versorgungsfunktionen in den Berei-

chen medizinische Versorgung und Verwaltung. 
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Stadt Elsfleth 

Der Ort Elsfleth in der Stadt Elsfleth verfügt über  

¶ 3 Hausarztpraxen 

¶ 2 Apotheke 

¶ 4 Lebensmitteleinzelhandel über 

200 m² 

¶ 1 Freiwillige Feuerwehr 

¶ 1 Grundschule 

¶ 1 Berufsbildende Schule 

¶ 1 Oberschule 

¶ 1 (Fach-)Hochschulstandort 

¶ 2 Kindergärten/Horte/Krippen 

¶ 1 Polizeistation 

¶ 1 Postfiliale 

¶ 12 Stationäre Pflegeeinrichtung 

¶ 1 Rathaus/Verwaltung  

¶ 1 ÖPNV-Haltestelle (Bahn) 

Die Stadt Elsfleth verfügt über eine weitestgehend gute Versorgung mit Einrichtungen des täglichen 

Bedarfs und Infrastruktur. Elsfleth liegt direkt an der Huntemündung in die Weser. Die Stadt ist im 

maritimen Sektor sehr diversifiziert aufgestellt und verfügt unter anderem über eine maritim orien-

tierte Hochschule (Maritimes Kompetenzzentrum) als auch über eine Werft. Der Ort übernimmt für 

das gesamte Stadtgebiet die wesentlichen Versorgungsfunktionen in den Bereichen Wohnen, Arbei-

ten, medizinische Versorgung, Bildung und Verwaltung. Elsfleth verfügt über ein gutes Angebot der 

Einrichtungen für den periodischen Bedarf und der Einrichtungen der Daseinsvorsorge und wird dieses 

voraussichtlich auch langfristig aufrechterhalten können. 

 

Jaderberg (Gemeinde Jade) 

Der Ort Jaderberg in der Gemeinde Jade verfügt über  

¶ 2 Hausarztpraxen 

¶ 1 Apotheke 

¶ 3 Lebensmitteleinzelhandel über 

200 m² 

¶ 1 Freiwillige Feuerwehr 

¶ 1 Grundschule 

¶ 1 Gymnasium 

¶ 1 Oberschule 

¶ 2 Kindergärten/Horte/Krippen 

¶ 1 Polizeistation 

¶ 1 Postfiliale 

¶ 1 Stationäre Pflegeeinrichtung 

¶ 3 ÖPNV-Haltestelle (alle Bus) 

Der Jaderberger Ortskern im Kreuzungsbereich der Hauptverkehrsachse Landesstraße L 862 und der 

Tiergartenstraße ist als gut versorgt, der überwiegende Teile des übrigen Siedlungsgebietes ist als aus-

reichend versorgt zu betrachten. Am östlichen und westlichen Ortsrand sind kleinere Siedlungsberei-

che außerhalb des ermittelten Bereichs. Am nördlichen und südwestlichen Ortsrand gibt es noch po-

tentiell ausreichend oder gut versorgte Bereiche außerhalb des Siedlungsbestandes. Jaderberg ist der 

bevölkerungsreichste Ort und übernimmt für das gesamte Gemeindegebiet die wesentlichen Versor-

gungsfunktionen in den Bereichen Wohnen, medizinische Versorgung und Bildung.  
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Lemwerder (Gemeinde Lemwerder) 

  

Der Ort Lemwerder in der gleichnamigen Gemeinde verfügt über  

¶ 3 Hausarztpraxen 

¶ 2 Apotheke 

¶ 3 Lebensmitteleinzelhandel über 

200 m² 

¶ 1 Freiwillige Feuerwehr 

¶ 1 Grundschule 

¶ 1 Oberschule 

¶ 3 Kindergärten/Horte/Krippen 

¶ 1 Polizeistation 

¶ 1 Postfiliale 

¶ 2 Stationäre Pflegeeinrichtung 

¶ 1 Rathaus/Verwaltung  

¶ 3 ÖPNV-Haltestelle (alle Bus) 

Lemwerder verfügt über eine weitestgehend gute Versorgung mit Einrichtungen des täglichen Bedarfs 

und Infrastruktur. Südwestlich der Siedlungsstruktur schließen sich noch potentiell gut und ausrei-

chend versorgte Bereiche an. Lemwerder liegt direkt an der Weser und ist mit einer Fährverbindung 

mit Bremen Vegesack verbunden. Der Schiffsbau mit seinen Werften dominiert die wirtschaftliche 

Struktur des Ortes und der gesamten Gemeinde. Der Ort übernimmt für das gesamte Gemeindegebiet 

die wesentlichen Versorgungsfunktionen in den Bereichen Wohnen, Arbeiten, medizinische Versor-

gung, Bildung und Verwaltung. Der Ort verfügt über ein gutes Angebot der Einrichtungen für den pe-

riodischen Bedarf und der Einrichtungen der Daseinsvorsorge und wird dieses voraussichtlich auch 

langfristig aufrechterhalten können. 

 

Oldenbrok-Mittelort (Gemeinde Ovelgönne) 

Der Ort Oldenbrok-Mittelort in der Gemeinde Ovelgönne verfügt über  

¶ 1 Hausarztpraxen 

¶ 1 Apotheke 

¶ 1 Lebensmitteleinzelhandel über 

200 m² 

¶ 1 Freiwillige Feuerwehr 

¶ 1 Kindergärten/Horte/Krippen 

¶ 1 Polizeistation 

¶ 1 Postfiliale 

¶ 1 Stationäre Pflegeeinrichtung 

¶ 1 Rathaus/Verwaltung  

¶ 5 ÖPNV-Haltestelle (alle Bus) 

 

Oldenbrok-Mittelort  verfügt ς als einziger Ort in der Gemeinde Ovelgönne - über einen für die Wohn-

bevölkerung ausreichend mit Einrichtungen des täglichen Bedarfs und Infrastruktur versorgten Be-

reich. Daneben liegt der Ort an der bisherigen und zukünftigen Bundesstraße B 211. Durch die Verla-

gerung der Bundesstraße ergeben sich für Oldenbrok-Mittelort Entwicklungsmöglichkeiten zur Festi-

gung der vorhandenen Versorgungsstrukturen und zur Erweiterung der Siedlungsstrukturen (Wohnen 

und Gewerbe), insbesondere westlich der Mittelorter Straße (alte B 211). Oldenbrok-Mittelort liegt, 

verglichen mit anderen Orten der Gemeinde Ovelgönne, zentral im Gemeindegebiet und ist mit dem 

ÖPNV (Wesersprinter) und dem Individualverkehr gut erreichbar. Der Ort übernimmt für das gesamte 

Gemeindegebiet die wesentlichen Versorgungsfunktionen in den Bereichen medizinische Versorgung 

und Verwaltung.  
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Rodenkirchen (Gemeinde Stadland) 

Der Ort Rodenkirchen in der Gemeinde Stadland verfügt über  

¶ 2 Hausarztpraxen 

¶ 1 Apotheke 

¶ 2 Lebensmitteleinzelhandel über  

200 m² 

¶ 1 Freiwillige Feuerwehr 

¶ 1 Grundschule 

¶ 2 Kindergärten/Horte/Krippen 

¶ 1 Polizeistation 

¶ 1 Postfiliale 

¶ 2 Stationäre Pflegeeinrichtung 

¶ 1 Rathaus/Verwaltung  

¶ 7 ÖPNV-Haltestelle (6 x Bus/1 x Bahn) 

Rodenkirchen ist der Hauptort der Gemeinde Stadland und verfügt über eine weitestgehend gute Ver-

sorgung mit Einrichtungen des täglichen Bedarfs und Infrastruktur. Rodenkirchen liegt direkt an den 

Bundesstraßen B 212 und B 411 und ist somit gut an die Mittelzentren Brake und Nordenham im Süden 

und Norden, sowie an das Mittelzentrum Varel (Landkreis Friesland) im Westen angebunden. Der Ort 

übernimmt für das gesamte Gemeindegebiet die wesentlichen Versorgungsfunktionen in den Berei-

chen Wohnen, Arbeiten, medizinische Versorgung, Bildung und Verwaltung. Der Ort verfügt über ein 

gutes Angebot der Einrichtungen für den periodischen Bedarf und Einrichtungen der Daseinsvorsorge 

und wird dieses voraussichtlich auch langfristig aufrechterhalten können. Darüber hinaus verfügt Ro-

denkirchen über potentiell bereits ausreichend versorgten Bereich südlich des Siedlungsbestandes und 

Arrondierungspotential im Westen. 

Begründung zu Ziffer 03 

Die in den Zentralen Orten gewachsenen Versorgungsstrukturen werden im Wesentlichen durch die 

zugehörigen zentralen Siedlungsgebiete abgegrenzt. Gewachsene Strukturen, die zur Tragfähigkeit ei-

nes Zentralen Ortes beitragen sind dabei zu berücksichtigen. 

Die zentralen Siedlungsgebiete sind im Benehmen mit den kreisangehörigen Kommunen festgelegt 

worden. Neben den bauplanungsrechtlich gesicherten Gebieten sind die Entwicklungsziele, die im Rah-

men der vorbereitenden Bauleitplanung bereits gesichert sind bzw. im Falle der Städte Nordenham 

und Brake in den Einzelhandelskonzepten berücksichtigt worden. 

Die städtebaulichen Entwicklungen der Zentralen Orte sowie die Sicherung der zentralörtlichen Funk-

tionen sollen sich auf die Zentralen Siedlungsgebiete konzentrieren. Die Zentralen Siedlungsgebiete 

sind im RROP räumlich festgelegt. Die Festlegung dieser wurde dabei auf den baulichen Bestand gem. 

§30 und §34 BauGB, den vorhandenen zentralörtlichen Infrastrukturen sowie den in den Flächennut-

zungsplänen aufgestellten städtebaulichen Zielentwicklungen abgestellt. 

Eine maßvolle städtebauliche Entwicklung auch außerhalb der Zentralen Siedlungsgebiete steht der 

Festlegung im RROP nicht entgegen. Die Funktionswahrnehmung von Ortsteilen innerhalb der Gemein-

degebiete die außerhalb der zentralen Siedlungsgebiete liegen, soll sich auf das örtliche Eigenpotential 

konzentrieren, um die Zentralen Orte in ihren Versorgungsfunktionen nicht zu schwächen. Anderer-

seits ist es im Rahmen einer nachhaltigen Ortsentwicklung auch gewünscht, moderate, ortsverträgli-

che Entwicklungen zu unterstützen. 
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Begründung zu Ziffer 04 

Durch die räumliche Festlegung der Funktionen der Mittel- und Grundzentren im Landkreis Weser-

marsch erfolgt im Sinne einer nachhaltigen Raumentwicklung zum einem die Sicherung der vorhande-

nen Infrastrukturen und Angebote der öffentlichen Daseinsvorsorge, zum anderen sind diese zum dau-

erhaften Erhalt einer regional ausgewogenen Ordnung mit gleichwertigen Lebensverhältnissen wei-

terzuentwickeln. 
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2.3. Entwicklung der Versorgungsstrukturen des Einzelhandels 

Begründung zu Ziffer 01 

Die Einzelhandelsstrukturen im Landkreis Wesermarsch unterliegen nach wie vor einer dynamischen 

Veränderung mit einer tendenziell zunehmenden Verkaufsfläche je Einwohner. Neuansiedlungen von 

Einzelhandelsunternehmen liegen in den meisten Fällen im Bereich der Großflächigkeit, ihre Steuerung 

erfolgt durch die landesplanerischen Vorgaben im Abschnitt 2.3 des gültigen Landesraumordnungs-

programms des Landes Niedersachsen 2017. Großflächiger Einzelhandel ist gemäß den landesplaneri-

schen Vorgaben auf die Zentralen Orte und ihr zentrales Siedlungsgebiet zu beschränken, sofern es 

sich nicht um Vorhaben zur wohnortbezogenen Nahversorgung im landesraumordnerischen Sinne o-

der um atypische Vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO handelt. 

In den teilweise weitläufigen Flächengemeinden der Wesermarsch gibt es teils erhebliche Distanzen 

zwischen einzelnen Ortschaften und dem nächstgelegenen Zentralen Ort. Deshalb kommt dem Erhalt 

der bestehenden Einzelhandelsstrukturen in diesen Ortschaften eine besondere Bedeutung zu. Sie er-

gänzen das Einzelhandelsangebot und sollen erhalten werden. Wo es möglich ist sollen diesen Einzel-

handelsstandorten die Möglichkeit gegeben werden, sich zu entwickeln um die wohnortnahe Versor-

gung der Bevölkerung zu sichern. Der Landkreis Wesermarsch berät in diesem Kontext die kreisange-

hörigen Kommunen bei der Aufstellung kommunaler Einzelhandelskonzepte. 

Hinweis zu Ziffer 02 

Die mittelzentralen Kongruenzräume der Städte Brake und Nordenham sind abschließend durch die 

untere Landesplanungsbehörde bestimmt. Die Ausführungen zur Bestimmung dieser sind dem Anhang 

1 zu entnehmen. 
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3. Ziele und Grundsätze zur Entwicklung der Freiraumstruktur und 

Freiraumnutzung 
 

3.1. Entwicklung des kreisweiten Freiraumverbundes und seiner Funktionen 

3.1.1. Elemente und Funktion des Freiraumverbundes; Bodenschutz 

Begründung zu Ziffer 01 

Die Vorranggebiete Torferhaltung wurden aus dem Landesraumordnungsprogramm 2017 als Ziel der 

Raumordnung übernommen. Lediglich im Bereich Jaderberg weicht die Festlegung des Vorranggebie-

tes Torferhaltung im RROP von den Vorgaben des Landesraumordnungsprogrammes um ca. 0,8 ha ab. 

Begründet wird dies dadurch, dass es sich dabei um eine bauleitplanerisch gesicherte Fläche aus dem 

Jahr 2001, die im direkten Siedlungszusammenhang zum Grundzentrum Jaderberg steht und die dem-

zufolge als zentrales Siedlungsgebiet festgelegt wurde. 

In den Vorranggebieten Torferhaltung sind die Torfkörper zu erhalten, ein Abbau oder eine anderwei-

tige den Torfkörper signifikant reduzierende Nutzung ist ausgeschlossen. Die Torfkörper dienen als 

Kohlenstoffspeicher und tragen somit einen wichtigen Teil zur Bekämpfung des Klimawandels bei. Das 

Planzeichen hat im Hinblick auf die Treibhausgasbilanz und den Klimawandel zum Ziel, Treibhausgas-

freisetzungen zu vermeiden sowie die biologische Vielfalt zu schützen. Eine der guten Praxis entspre-

chende landwirtschaftliche Nutzung widerspricht dem Ziel der Torferhaltung der Gebietskulisse nicht. 

In der Regel bleiben folgende, die Torfzehrung nicht wesentlich beschleunigende Planungen und Maß-

nahmen von der Festlegung von Vorranggebieten Torferhaltung unberührt: 

¶ Grünlandnutzung einschließlich Grünlandnarbenerneuerung, 

¶ Vorhandene ackerbauliche Nutzung, soweit sie allen fachrechtlichen Vorgaben entspricht, 

¶ Gartenbau inkl. erwerbsgärtnerischer Anbau von Moorbeetkulturen, 

¶ Anpflanzung standortgerechter Gehölze, einschließlich der Anlage von Kurzumtriebsplantagen 

¶ Anlage von Paludikulturen, also Formen der Bewirtschaftung nasser Standorte z.B. durch den 

Anbau von Schilf oder Torfmoosen 

¶ Erneuerung und Instandsetzung von Dränungen, die Unterhaltung des dazu notwendigen Aus-

bauzustandes des Entwässerungssystems, soweit diese Maßnahmen zur Fortführung einer der 

guten fachlichen Praxis entsprechenden landwirtschaftlichen oder erwerbsgärtnerischen Bo-

dennutzung erforderlich sind und die Torfzehrung nicht wesentlich beschleunigen, 

¶ Land- und forstwirtschaftliche sowie erwerbsgärtnerische Vorhaben im Außenbereich gem. § 

35 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB, sofern Bodenaushub und Entwässerungsmaßnahmen auf Vorha-

benflächen auf das notwendige Maß beschränkt bleiben, Bodenaushub sollte möglichst in der 

Fläche verbleiben. Gleiches gilt für die Unterhaltung, Instandsetzung und den bedarfsgerech-

ten Ausbau von bestehenden Wirtschaftswegen und Straßenseitengräben, sowie 

¶ Anlagen zur Nutzung der Windenergie gem. § 35 Abs. Nr. 5 BauGB sowie Anlagen zur energe-

tischen Nutzung von Biomasse gem. § 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB, soweit sie sich auf einen Betrieb 

gem. § 35 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 BauGB beziehen. 

Die in der zeichnerischen Darstellung festgelegten Vorranggebiete Torferhaltung befinden sich in der  
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¶ Gemeinde Berne (Neuenhuntorfer Moor), 

¶ Gemeinde Jade (Jaderkreuzmoor und Nordmentzhausen), 

¶ Gemeinde Lemwerder (Krögerdorfermoor), 

¶ Gemeinde Ovelgönne (Barghorn-Wolfsstraße, Moorseite, Loyermoor und Kuhlen) und 

¶ Stadt Elsfleth (Ipweger Moor, Grasmoor und Gellener Torfmöörte). 

Parallel zur Torferhaltung übernehmen die im Landkreis Wesermarsch liegenden Waldflächen wichtige 

Funktionen als Kohlenstoffspeicher. Infolge dieser für den Klimaschutz wichtigen Aufgaben sind diese 

zu erhalten. 

Begründung zu Ziffer 02 

Als klimaökologisch bedeutsame Freiflächen gelten im Landkreis Wesermarsch die Freiflächen, die auf-

grund ihrer Vegetation und Bodenbeschaffenheit die Funktion einer natürlichen CO2-Senke erfüllen. 

Neben den bereits aus der Landesraumordnung übernommenen Vorranggebieten Torferhaltung und 

den natürlichen Speicherfunktionen des Waldes sind hierbei die Hochmoore zu nennen. Gemäß dem 

aktuellen Landschaftsrahmenplan von 2016 sind fünf Hochmoorbereiche identifiziert wurden, die eine 

besondere Eignung zur Durchführung von Maßnahmen zum Schutz klimarelevanter Moorböden und 

damit von klimaökologisch bedeutsamen Freiflächen aufweisen. Dabei handelt es sich um die folgen-

den Hochmoorbereiche: 

¶ Hochmoorbereich um den östlich ŘŜǊ {ǘǊŀǖŜ α½ǳǊ [ŜǊŎƘŜƴƘŜƛŘŜά ƎŜƭŜƎŜƴŜƴ αCǊƛŜǎ-chenmoo-

rer PumpƎǊŀōŜƴά ƛƴ ŘŜǊ DŜƳŜƛƴŘŜ hǾŜƭƎǀƴƴŜΣ 

¶ IƻŎƘƳƻƻǊōŜǊŜƛŎƘ ȊǿƛǎŎƘŜƴ {ŎƘǿŜƛōǳǊƎΣ ŘŜǊ ǀǎǘƭƛŎƘ ŘǳǊŎƘ ŘŜƴ αIŜƛŘŜǿŜƎά ǳƴŘ ǿŜǎǘƭƛŎƘ ŘǳǊŎƘ 

ŘŜƴ αbŜǳŜǊ ²ŜƎά ōŜƎǊŜƴȊǘ ǿƛǊŘ ǎƻǿƛŜ ŘŜǊ ǎǸŘƭƛŎƘ ŘŜǊ [ усо ŀƴƎǊŜƴȊŜƴŘŜ .ŜǊŜƛŎƘ ȊǿƛǎŎƘŜƴ 

Bollenhagen und der K 201 in der Gemeinde Jade, 

¶ Teile des Hochmoorkomplexes östlich der Ortschaft Jaderberg in der Gemeinde Jade, 

¶ IƻŎƘƳƻƻǊǇŀǊȊŜƭƭŜ ǀǎǘƭƛŎƘ hƭŘŜƴōǊƻŎƪ .ŀƘƴƘƻŦΣ ŘƛŜ ŘǳǊŎƘ ŘƛŜ Y нмл ƛƳ hǎǘŜƴΣ ŘŜǊ {ǘǊŀǖŜ α½ǳǊ 

YƭŜƛƴŜƴ !ƴƎŜƭƪǳƘƭŜά ƛƳ bƻǊŘŜƴΣ ŘŜǊ Y омф ƛƳ ²ŜǎǘŜƴ ǳƴŘ ŘŜǊ .ŀƘƴƭƛƴƛŜ ƛƳ {ǸŘŜƴ ōŜgrenzt 

wird, in der Gemeinde Ovelgönne und 

¶ Der westliche Teilbereich des Moorriemer Hochmoorkomplexes, der im Westen durch die 

[ŀƴŘƪǊŜƛǎƎǊŜƴȊŜΣ ƛƳ hǎǘŜƴ ŘǳǊŎƘ ŘƛŜ YǊŜƛǎǘǊŀǖŜ нмрΣ ŘŜƴ α.ƛǊƪŜƴƘŜƛŘŜǊ ²ŜƎά ǳƴŘ ƛƳ ǿŜƛǘŜǊŜƴ 

Verlauf durch die Grenzen des L{D αwƻŎkenmoor-CǳŎƘǎōŜǊƎά ǳƴŘ ŘƛŜ [ уср ōŜƎǊŜƴȊǘ ǿƛǊŘΦ 5ŀǎ 

DŜōƛŜǘ ƛǎǘ ŘǳǊŎƘ Řŀǎ [{D αDŜƭƭŜƴŜǊ ¢ƻǊŦƳǀǀǊǘŜάΣ ǿŜƭŎƘŜǎ ƴƛŎƘǘ ¢Ŝƛƭ ŘŜǎ ǇǊƛƻǊƛǘŅǊŜƴ {ǳŎƘǊŀǳƳŜǎ 

für Maßnahmen ist, zudem in einen nördlichen und einen südlichen Teilbereich gegliedert. Der 

nördliche Teil liegt auf dem Gebiet der Gemeinde Ovelgönne und der Stadt Elsfleth, der südli-

che nur in der Stadt Elsfleth. 

Die oben aufgeführten Hochmoorbereiche sind als Vorranggebiet Natur und Landschaft oder als Vor-

ranggebiet Grünlandbewirtschaftung, -pflege und -entwicklung gesichert. 

Begründung zu Ziffer 03 

Die im Landkreis Wesermarsch befindlichen schutzwürdigen Böden sind vom Landesamt für Bergbau, 

Energie und Geologie (LBEG) und durch den landkreiseigenen Landschaftsrahmenplan von 2016 kar-

tiert und bodenschutzfachlich bewertet worden. Im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung sind mit 

diesen sparsam und schonend umzugehend. Die Flächeninanspruchnahme sollte minimiert werden. 
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Im Bereich der niedersächsischen Küstengebieten finden sich im Boden größere Mengen sulfatsaurer 

Böden wieder. Dabei handelt es sich um natürliche schwefelhaltige Verbindungen. Diese sind unbe-

denklich bzw. von den betreffenden Böden gehen keine nachteiligen Wirkungen aus, so lange sie unter 

dem Grundwasserabfluss im Boden lagern. Kommt es jedoch z.B. im Rahmen konkreter Bauvorhaben 

zum Aushub dieser Böden zum Kontakt mit Sauerstoff, findet eine chemische Reaktion (Oxidation) 

statt, welche die Bildung von Schwefelsäure als Ergebnis besitzt. Aufgrund dessen sind bei Baumaß-

nahmen anfallende sulfatsaure Böden abfallrechtlich zu behandeln. 

Das LBEG stellt auf deren Internetseite kostenfrei zwei Arbeitshilfen zum Umgang mit sulfatsauren 

Böden zur Verfügung. Zusammenfassend sind deshalb nun folgende Punkte aufgeführt, mit denen die 

nachteiligen Auswirkungen zum Umgang mit sulfatsauren Böden minimiert werden: 

¶ Der Boden sollte schichtweise aus- und wiedereingebaut und nicht mit unbelasteten Böden 

vermengt werden; 

¶ Kurze Lagerzeit der ausgehobenen Böden (max. 1 Woche), die sich darüber hinaus kontinuier-

lich in einem Feuchtzustand befinden müssen; 

¶ Die Zwischenlagerung ausgehobener Böden sollte nur auf Flächen mit gleichartiger Vorbelas-

tung stattfinden. 

3.1.2. Natur und Landschaft 

Hinweis zu Ziffer 01 

Die Wesermarsch ist in weiten Teilen eine durch landwirtschaftliche Grünlandnutzung und zahlreiche 

Wasserläufe, Gräben und Tiefs geprägte Kulturlandschaft aus Marsch und Moor. Große Bedeutung hat 

die Wesermarsch vor allem für Wat- und Wasservögel sowie Arten aquatischer und feuchter Lebens-

räume wie z. B. Amphibien und Wasserpflanzen. Ziel ist es, durch eine an ökologischen Maßstäben 

ausgerichtete Nutzung der Kulturlandschaft und eine Erhaltung der verbliebenen naturbetonten Land-

schaftsteile die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, die Pflanzen- und Tierwelt sowie Vielfalt, Ei-

genart und Schönheit von Natur und Landschaft nachhaltig im Einklang mit der hiesigen Landwirtschaft 

zu sichern, zu pflegen und zu entwickeln. Als wertvoll sind die Gebiete und Landschaftsbestandteile 

anzusehen, die gemäß den naturschutzfachlichen Bewertungen (beispielsweise im Rahmen des Land-

schaftsrahmenplans von 2016) durch eine besondere Schutzbedürftigkeit, Empfindlichkeit oder Sel-

tenheit gekennzeichnet sind. 

Begründung zu Ziffer 02 

Die im Landesraumordnungsprogramm 2017 festgelegten Vorranggebiete Biotopverbund sind im 

RROP des Landkreises Wesermarsch als Vorranggebiete Biotopverbund, Natur und Landschaft, Vor-

ranggebiete Grünlandbewirtschaftung, -pflege und -entwicklung und Vorranggebiete Natura 2000 

räumlich festgelegt. 

Der Biotopverbund setzt sich aus dem Nationalpark (Niedersächsisches Wattenmeer), den Natur-

schutzgebieten (Juliusplate, Holler- und Wittemoor, Jaderberg, Sinsum/Burhave, Jericho/Langwarden, 

Moorhauser Polder, Rockenmoor/Fuchsberg, Bornhorster Huntewiesen, Gellener Torfmöörte, Stro-

hauser und Vorländer Plate) und den Landschaftsschutzgebieten als Teil der Natura 2000, EU-Vogel-

schutzgebiete und FFGH-Gebiete (Warflether Sand/Juliusplate, Marschen am Jadebusen Ost und 
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Butjadinger Marsch) zusammen. Zudem sind die gleichermaßen unter Schutz stehenden Abschnitte 

der Fließgewässer Käseburger Sieltief, Braker Sieltief, Jade, Hunte, die Ollen und die Ochtum linienför-

mig dargestellte Bestandteile des Biotopverbundes. Die Festlegung linienhafter Vorranggebiete und 

die damit verbundene Schutzzone beschränkt sich auf die reine Wasserfläche und deren unmittelbaren 

Uferbereichen, sofern die jeweilige Schutzgebietsausweisung keine größeren Flächen der jeweiligen 

Schutzzone zuspricht. 

Die Landesraumordnung macht den Trägern der Regionalplanung die Vorgabe, in ihren Regionalen 

Raumordnungsprogrammen Habitatkorridore zur Vernetzung von Kerngebieten des Biotopverbunds 

auf Basis naturschutzfachlicher Konzepte festzulegen. 

Grundsätzlich ist dem Landkreis Wesermarsch zu attestieren, dass sich wichtige Wanderkorridore ent-

lang der Weser und Hunte befinden. Dabei handelt es sich um die naturnahen Vordeichsflächen, die 

wichtige Wanderkorridore für die Arten von Feuchtlebensräumen darstellen. Darüber hinaus besitzen 

die zahlreichen Ent- und Zuwässerungsgräben in der Wesermarsch ein hohes Potenzial als Wanderkor-

ridore für die dort vorkommenden Arten. Um dieses Potenzial ausschöpfen zu können, sind vor allem 

Wanderungshindernisse wie Pumpwerke soweit möglich passierbar zu machen und die Strukturvielfalt 

in und an den Gewässern zu erhalten und zu entwickeln. 

Zur Erfüllung der landesraumordnerischen Vorgabe sind die folgenden Fließgewässer gemäß den Er-

gebnissen des Landschaftsrahmenplans von 2016 als linienförmiges Vorbehaltsgebiet Natur und Land-

schaft festgelegt. 

¶ Abbehauser Sieltief 

¶ Beckumer Sieltief 

¶ Butjadinger Zu- und Entwässerungskanal 

¶ Butteler Längsgraben 

¶ Eckwarder Sieltief 

¶ Fedderwarder Sieltief 

¶ Ipweger Moor Kanal 

¶ Moorriemer Kanal 

¶ Neuenhuntorfer Siel 

¶ Stollhammer Tief 

¶ Strohhauser Sieltief 

¶ Utergadinger Tief 

¶ Wehrder Kanal 

Die oben aufgeführten Habitatkorridore sind vor allem für wandernde Arten wie Fischen, Muscheln 

oder Fischotter von Bedeutung. Aufgrund dessen sollten Hindernisse für die Wanderung der aufge-

zeigten Arten abgebaut werden. Entwicklungshemmnisse oder Auflagen für die Boden- und Wasser-

verbände oder weiteren Anliegern ergeben sich durch die Festlegung nicht. 

Begründung zu Ziffer 03 

Maßstabsbedingt sind in der zeichnerischen Darstellung nur Vorranggebiete und Vorbehaltsgebiete 

für Natur und Landschaft sowie Grünlandbewirtschaftung, -pflege und ςentwicklung ab einer Größe 

von 10 ha festgelegt. 
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Die Festlegung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten außerhalb von LSG, NSG und Natura2000-Gebie-

ten resultiert aus der Fortschreibung des Landschaftsrahmenplans und erfüllt die landesraumordneri-

sche Vorgabe, ergänzende Naturräume auch im Hinblick auf den Biotopverbund zu sichern. Die Fest-

legung im RROP als Vorbehalts- und Vorranggebiet Natur und Landschaft außerhalb von gesetzlich 

festgelegten LSG, NSG und Natura 2000-Gebieten führt nicht automatisch zur Umsetzung der im Land-

schaftsrahmenplan skizzierten Entwicklungsziele und Handlungsempfehlungen. 

Vorbehalts- und Vorranggebiete entfalten keine Bindungswirkung gegenüber der landwirtschaftlichen 

Nutzung, sondern ausschließlich gegenüber folgenden Adressaten: 

¶ Bauleitplanung der Kommunen 

¶ Vorhabenträger von raumbedeutsamen, genehmigungspflichtigen Vorhaben, Planungen und 

Maßnahmen (z.B. Straßenbau, Windenergie, Rohstoffabbau, Stromtrassen) 

Nationalpark 

Der Nationalpark Niedersächsisches Wattenmeer ist in der zeichnerischen Darstellung als Vorrangge-

biet Natur und Landschaft räumlich festgelegt und gesichert. 

Natura 2000-Gebiete 

Die Natura 2000-Gebiete sind in der zeichnerischen Darstellung als Vorranggebiet Natura 2000 und als 

Vorranggebiet Natur und Landschaft räumlich festgelegt und sind als Naturschutzgebiet oder Land-

schaftsschutzgebiet gesichert. 

Landschaftsschutzgebiete 

Rechtsverbindlich festgesetzte Landschaftsschutzgebiete nach § 26 Abs. 1 BNatSchG, die nicht zum 

Schutzgebietssystem Natura 2000 gehören sind in der zeichnerischen Darstellung als Vorranggebiet 

für Grünlandbewirtschaftung,-pflege und ςentwicklung räumlich festgelegt. Sofern innerhalb eines 

Landschaftsschutzgebietes ein potentielles Naturschutzgebiet ab einer Größe von 10 ha liegt oder eine 

αƘǀƘŜǊǿŜǊǘƛƎŜά {ŎƘǳǘȊƎŜōƛŜǘǎƪǳƭƛǎǎŜ (Natura 2000-Gebiete) das LSG überlagert, wird dieses in der 

zeichnerischen Darstellung als Vorranggebiet für Natur und Landschaft räumlich festgelegt und gesi-

chert. Als fachliche Grundlage für diese Festlegung dient der Landschaftsrahmenplan des Landkreises 

Wesermarsch. 

Potenzielle Landschaftsschutzgebiete 

Potenzielle Landschaftsschutzgebiete ab einer Größe von 10 ha sind in der zeichnerischen Darstellung 

als Vorbehaltsgebiete Natur und Landschaft räumlich festgelegt und gesichert. Als fachliche Grundlage 

für diese Festlegung dient der Landschaftsrahmenplan des Landkreises Wesermarsch. Die darin aufge-

führten potenziellen Landschaftsschutzgebiete erfüllen die Kriterien zur Unterschutzstellung als Land-

schaftsschutzgebiet gem. § 26 Abs. 1 BNatSchG. 

Das Ausweisungsverfahren zum Landschaftsschutzgebiet beinhaltet ein öffentliches Beteiligungsver-

fahren sowie sie politische Beschlussfassung durch den Kreistag des Landkreises Wesermarsch. 
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Naturschutzgebiete 

Rechtsverbindlich festgesetzte Naturschutzgebiet nach § 23 Abs. 1 BNatSchG ab einer Größe von 10 

ha sind in der zeichnerischen Darstellung als Vorranggebiet Natur und Landschaft räumlich festgelegt. 

Als fachliche Grundlage für diese Festlegung dienen die Naturschutzgebietsverordnungen. In der Ab-

wägung über raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen innerhalb dieser Gebiete sind die in der 

Schutzgebietsverordnung sowie festgelegten Schutzzwecke zu beachten. 

Gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG 

Gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG ab einer Größe von 10 ha sind in der zeichnerischen 

Darstellung als Vorranggebiet Natur und Landschaft räumlich festgelegt. Grundlage ist die Kartierung 

dieser Gebiete und die daraus resultierende Darstellung im Landschaftsrahmenplan des Landkreises 

Wesermarsch. 

Potenzielle Naturschutzgebiete 

Potenzielle Naturschutzgebiete ab einer Größe von 10 ha sind in der zeichnerischen Darstellung als 

Vorranggebiet Natur und Landschaft räumlich festgelegt und gesichert. Die potenziellen Naturschutz-

gebiete erfüllen die Kriterien zur Unterschutzstellung als Naturschutzgebiet gemäß § 23 Abs. 1 Nr. 1 

BNatSchG. 

Das Ausweisungsverfahren zum Naturschutzgebiet beinhaltet ein öffentliches Beteiligungsverfahren 

sowie sie politische Beschlussfassung durch den Kreistag des Landkreises Wesermarsch. 

3.1.3. Natura 2000 

Begründung zu Ziffer 01 

Natura 2000 ist ein zusammenhängendes ökologisches Netz von Schutzgebieten in Europa. Natürliche 

und naturnahe Lebensräume und gefährdete wildlebende Tiere und Pflanzen sollen hier geschützt und 

erhalten werden. Grundlage des Netzes Natura 2000 sind die FFH- und die Vogelschutzrichtlinie der 

EU. Zentrale Bestimmung der Richtlinie ist, dass jeder Mitgliedsstaat Gebiete benennen, erhalten und 

ggf. entwickeln soll für gefährdete Lebensräume und Arten und zum Schutz wildlebender Vogelarten. 

Das Land Niedersachsen hat seine Gebietsvorschläge an die EU gemeldet. Die im Gebiet des Landkrei-

ses Wesermarsch liegenden Natura 2000-Gebiete sind im RROP als Vorranggebiet Natura 2000 und als 

Vorranggebiet Natur und Landschaft festgelegt. 

 

3.1.4. Entwicklung der Großschutzgebiete 

Hinweis zu Ziffer 01 

In der Begründung zum Landesraumordnungsprogramm 2017 heißt es: 

α5ƛŜ ώΧϐ DǊƻǖǎŎƘǳǘȊƎŜōƛŜǘŜ ώΧϐ ǿǳǊŘŜƴ ƧŜǿŜƛƭǎ ǇŜǊ DŜǎŜǘȊ ǳƴǘŜǊ {ŎƘǳǘȊ ƎŜǎǘŜƭƭǘΦ 5ŀƳƛǘ ǿƛǊŘ ƛƘǊŜ ōŜπ

sonders hohe Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz unterstrichen. 
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5ƛŜ ōŜƛŘŜƴ bŀǘƛƻƴŀƭǇŀǊƪŜ bƛŜŘŜǊǎŅŎƘǎƛǎŎƘŜǎ ²ŀǘǘŜƴƳŜŜǊ ώΧϐ ǎƛƴŘ ƎǊƻǖǊŅǳƳƛƎŜ DŜōƛŜǘŜΣ ŘƛŜ ŜǊƎŅƴȊǘ 

werden durch jeweils gleichartige Schutzgebiete in den angrenzenden Nachbarländern. Der jeweilige 

Schutzzweck besteht darin, die besondere Eigenart der Natur und Landschaft zu erhalten und vor Be-

einträchtigungen zu bewahren, die natürliche Vielfalt an Lebensräumen, Pflanzen und Tieren zu si-

chern sowie auf möglichst großer Fläche einen weitgehend ungestörten Ablauf der Naturvorgänge zu 

gewährleisten. Nationalparke sollen darüber hinaus ς im Einklang mit den Naturschutzzielen ς dem 

Naturerleben und der naturgebundenen Erholung sowie der Erforschung ökologischer Zusammen-

hänge und der wissenschaftlichen Umweltbeobachtung dienen. Beide Nationalparke sind aufgrund ih-

rer Einzigartigkeit und ihrer Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz in das europäische ökologische 

bŜǘȊ bŀǘǳǊŀ нллл ŜƛƴƎŜōǳƴŘŜƴΦά 

 

3.2. Entwicklung der Freiraumnutzungen 

3.2.1. Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei 

3.2.1.1. Landwirtschaft 

Begründung zu Ziffer 01 

Derzeit sorgen ca. 680 landwirtschaftliche Betriebe (> 10 ha) im Landkreis Wesermarsch mit ca. 80 % 

der Bodennutzung als größter Flächennutzer durch ihre Primärproduktion sowie Nachfrage nach In-

vestitionsgütern und Dienstleistungen für Wirtschaftskraft im ländlichen Raum. Gleichzeitig prägt die 

Landwirtschaft die Kulturlandschaft mit dem Landschaftsbild sowie den Schutzgütern und sie hat eine 

wichtige sozioökonomische Funktion für das Leben in einem ländlich strukturierten Landkreis.  

Die Sicherung und Entwicklungsmöglichkeiten der Betriebsstandorte für die im Rahmen des Struktur-

wandels zukünftig weiter wirtschaftenden landwirtschaftlichen Unternehmer sowie die Gewährleis-

tung der notwendigen Flächenausstattung ist daher ein wichtiger landwirtschaftlicher Anspruch an 

den Raum.  

Der landwirtschaftliche Strukturwandel hat sich in den letzten Jahrzehnten kontinuierlich fort-gesetzt. 

Während im Jahr 1991 gut 1.740 landwirtschaftliche Betriebe im Landkreis Wesermarsch wirtschafte-

ten hat sich die Anzahl bis 2010 auf 845 verringert. Die durchschnittliche Betriebsgröße betrug 1995 

ca. 42 ha und 2010 bereits 67 ha. Die erfasste landwirtschaftliche Nutzfläche (LF), die von Betrieben 

mit Hauptbetriebsstandort in der Wesermarsch bewirtschaftet wurden, war im selben Zeitraum um 

ca. 13 % zurückgegangen. Hier spielen auch die Siedlungs- und Infrastrukturentwicklungen sowie die 

Herausnahme von landwirtschaftlichen Flächen für Torfabbau und Kompensationsmaßnahmen eine 

Rolle. 

Im Jahr 2016 hatten im Landkreis Wesermarsch 35 Betriebe eine sogenannte Ökokontrollnummer. Die 

Durchschnittsgröße der Ökobetriebe beträgt 66 ha LF, der Anteil des ökologischen Landbaus ist in der 

Wesermarsch für Niedersachsen mit einem Flächenanteil von 6-8 % überdurchschnittlich. Gerade bei 

sinkenden Erlösen im konventionellen Bereich tragen sich Landwirte mit dem Gedanken, auf ökologi-

sche Bewirtschaftung umzustellen und so den landwirtschaftlichen Betrieb ökonomisch fortzuführen.  

Der bisherige Strukturwandel wird sich voraussichtlich fortsetzen. Tendenziell wird die Anzahl der Be-

triebe in der Wesermarsch jährlich um ca. 2 bis 3 % abnehmen, wobei besondere Krisenjahre mit nicht 
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kostendeckenden Erlösen auch zu Struktureinbrüchen führen können, die zu einer Beschleunigung des 

Wandels beitragen. Zukunftsfähige Betriebe werden vor dem Hintergrund der Marktbedingungen auf-

grund wirtschaftlicher Erfordernisse weiterhin wachsen. Bundesweit wird durch das Thünen-Institut in 

Braunschweig für die Zukunft ebenso die Entwicklung prognostiziert, dass die Anzahl landwirtschaftli-

cher Betriebe auch weiterhin abnehmen wird. Gründe dafür seien u.a. ungesicherte Hofnachfolgen, 

gute außerlandwirtschaftliche Erwerbsmöglichkeiten, attraktive Pachtpreise bei Verpachtung sowie 

rechtliche und fachliche AnŦƻǊŘŜǊǳƴƎŜƴΦ ώΧϐ όbƛŜōŜǊƎ IΦ ϧ CƻǊǎǘƴŜǊ .Φ нлмоΣ {Φ рŦύΦ  

Vor diesem Hintergrund sind die notwendigen und raumordnerischen Voraussetzungen für eine zu-

kunftsfähige Landwirtschaft zu schaffen. Neben der wirtschaftlichen Bedeutung und der Bedeutung 

als Lebensmittelproduzent kommt der Landwirtschaft in der Wesermarsch auch eine wesentliche Rolle 

beim Erhalt und der Entwicklung der Kulturlandschaft zu, die sie durch das Bewirtschaften der Fläche 

wahrnimmt. 

Begründung zu Ziffer 02 

In den Erläuterungen der Grundsätze für die Landwirtschaft des Landesraumordnungsprogramms wird 

beschrieben, dass in Gebieten, in denen die landwirtschaftliche Bodennutzung aufgrund einzelner o-

der mehrerer ihrer vielfältigen Funktionen erhalten bleiben soll, in den Regionalen Raumordnungspro-

grammen als Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft festgelegt werden können. Auf Basis der Hohen natür-

lichen Ertragskraft und der Pflege der Kulturlandschaft wurden im landwirtschaftlichen Fachbeitrag 

Vorbehaltsgebiete für die Landwirtschaft im Landkreis Wesermarsch erarbeitet. 

Als Grundlage für die Festlegung von Gebieten hoher natürlicher Ertragskraft im Landkreis Weser-

marsch wird die vom Niedersächsischen Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) erarbei-

ǘŜǘŜ ōƻŘŜƴƪǳƴŘƭƛŎƘŜ !ǳǎǿŜǊǘǳƴƎǎƪŀǊǘŜ α{ǘŀƴŘƻrtbezogenes natürliches ackerbauliches Ertragspoten-

Ȋƛŀƭά ƘŜǊŀƴƎŜȊƻƎŜƴΦ Lƴ ŘƛŜǎŜ !ǳǎǿŜǊǘǳƴƎǎƳŜǘƘƻŘŜ ŦƭƛŜǖŜƴ CŀƪǘƻǊŜƴ ǿƛŜ ŘƛŜ ²ŀǎǎŜǊ- und potenzielle 

Nährstoffversorgung, die Durchwurzelbarkeit und das Klima ein. Als Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft 

sollen Standorte hoher natürlicher Ertragskraft ausgewählt werden. Somit weisen rund 25%5 (15.170 

ha) der landwirtschaftlichen Nutzfläche im Landkreis Wesermarsch eine vergleichsweise besondere 

natürliche Ertragskraft in Bezug auf eine Ackernutzung auf. Der Anteil des Dauergrünlandes im Land-

kreis Wesermarsch liegt bei 87 % und die Milchviehhaltung hat für die Region eine hohe Bedeutung. 

Dementsprechend bilden intensiv nutzbare Grünlandflächen die Produktionsgrundlage für die Milch-

viehhaltung. Somit gibt das Ertragspotenzial für Ackernutzung die Flächenwertigkeit nur begrenzt wie-

der. Daher wurde zur Einteilung der Grünlandstandorte als Bewertungsgrundlage die bodenkundliche 

!ǳǎǿŜǊǘǳƴƎ ŘŜǎ [.9D Ȋǳ ŘŜƴ ǎƻƎŜƴŀƴƴǘŜƴ α.ƻŘŜƴƪǳƴŘƭƛŎƘŜƴ CŜǳŎƘǘŜǎǘǳŦŜƴά ό.YCύΣ ǿŜƭŎƘŜ ŘƛŜ {ǘŀƴŘπ

orte unter Einbeziehung bodenkundlicher, hydrologischer, morphologischer und klimatischer Kenn-

werte bewertet, herangezogen. Dabei wird hinsichtlich der Feuchte in den Stufen 0 (dürr) bis 11 (meist 

offene Gewässer) klassifiziert. 

Die Landwirtschaft hat in vielen Bereichen den heutigen Zustand der Kulturlandschaft erwirkt und 

prägt ihr Erscheinungsbild. Dazu gehören neben der Flächenbewirtschaftung ebenso die Pflege der 

kulturlandschaftlichen Strukturelemente (Wallhecken, Wege, Zäune, Grabenpflege usw.). Die Land-

wirtschaft ist ein landschaftsbildprägender Faktor. Eine besondere kulturlandschaftliche und ökologi-

sche Bedeutung hat die Landwirtschaft durch die angepasste Bewirtschaftung, Pflege und Offenhal-

tung von naturschutzfachlich wertvollen Bereichen. Dazu gehören auch sensible Bereiche, wie z.B. 

Moorgebiete bzw. kohlenstoffreiche Böden.  
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Aus diesen Gründen sollen in den Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft alle raumbedeutsamen Planun-

gen und Maßnahmen so abgestimmt werden, dass diese Gebiete in ihrer Eignung und besonderen 

Bedeutung für die Landwirtschaft möglichst nicht beeinträchtigt werden. 

Begründung zu Ziffer 03 

Durch die verschiedenen Funktionen und Ansprüche kommt es immer wieder zu Konkurrenz-situatio-

nen zwischen landwirtschaftlichen und außerlandwirtschaftlichen raumbedeutsamen Nutzungen, wie 

z.B. Verkehrswegeplanung, Siedlungsentwicklung, Naturschutz oder Energieversorgungstrassen. Bei 

der Überlagerung von Nutzungen sind Landnutzungskonflikte zu erwarten, wenn die Interessen diver-

gieren und der jeweilige Anspruch intensiviert wird, z.B. restriktive Verordnungen bei Schutzgebiets-

ausweisungen. In der Praxis der naturschutzfachlichen Schutzgebietsausweisungen im Landkreis, hat 

sich die frühzeitige Einbindung der Landwirtschaft bewährt.  

Im Gegensatz zur Mehrfachnutzung (z.B. Extensivierungsmaßnahmen im Rahmen von Kompensation 

und Landwirtschaft) steht die Aufgabe der landwirtschaftlichen Nutzung durch die dauerhafte Inan-

spruchnahme von Flächen, z.B. für die Siedlungs- und Gewerbegebietsentwicklung oder Verkehrs-

wege.  

Im Landkreis Wesermarsch sind bereits mit einem Umfang von ca. 2.328 ha Kompensationsflächen, 

16.189 ha vorhandenen Schutzgebieten und diversen ausgewiesenen gesetzlich geschützten Biotopen 

(ca. 200 bzw. 295 ha) insgesamt ca. 18.800 ha Fläche vorhanden. Das sind ca. 23 % der Landkreisfläche. 

Agrarstrukturelle Belange sind dabei immer dann berührt, wenn der Umfang, die Struktur oder die 

Nutzungsmöglichkeiten landwirtschaftlicher Flächen verändert und/oder beeinträchtigt werden, die 

in Gegenwart oder Zukunft landwirtschaftliches Handeln beeinflussen. Deshalb sollte zukünftig bei der 

Planung größerer Kompensationsmaßnahmen (z.B. durch den Straßenbau) geprüft werden, ob neben 

der Entsiegelung von Flächen und der Einbeziehung von Gewässerrandstreifen auch die Inanspruch-

nahme unwirtschaftlicher Restflächen infrage kommen. 

Begründung zu Ziffer 04  

Der Anteil des Dauergrünlandes im Landkreis Wesermarsch liegt bei 87 % und die Milchviehhaltung in 

den Futterbaubetrieben hat für die Region eine hohe Bedeutung. Die Milchviehhaltung ist flächenge-

bunden, da die Betriebe ihr Futter in Form von Grünlandaufwuchs und ggf. Silomais selbst produzieren 

(Futterbau). Es existieren in der Wesermarsch neben Milchviehbetrieben mit Maisanbau aufgrund des 

hohen Grünlandanteils auch reine Grünlandbetriebe. Dementsprechend bilden intensiv nutzbare 

Grünlandflächen die Produktionsgrundlage für die Milchviehhaltung. Eine weitere Möglichkeit, Grün-

land wirtschaftlich zu verwerten, stellt die Rinder-, Schaf- oder Pferdehaltung dar. 

Des Weiteren erfüllen die in der Wesermarsch befindlichen Grünlandbetriebe ebenfalls wichtige Funk-

tionen für die Vogellebensräume. Die Grünlandbetriebe sind demzufolge in ihrem Bestand und ihrer 

Entwicklung zu schützen. Durch die Schaffung eines Nutzungsmosaiks aus Grünland unterschiedlicher 

Intensitätsstufen wird der Wiesenvogelschutz unterstützt, eingestreute Ackerflächen in das Geflecht 

des Nutzungsmosaiks sind darüber hinaus förderlich für den Wiesenvogelschutz. 

Begründung zu Ziffer 05 

Die gesetzliche Grundlage für Flurneuordnungen ist das Flurbereinigungsgesetz (FlurbG). Die Zielset-

zungen der Flurbereinigung als ein Instrument zur Neuordnung des ländlichen Raumes unterliegen vor 
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dem Hintergrund sich ändernder wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Anforderungen einem ständi-

gen Wandel. Die Förderung der Produktionssteigerung auf landwirtschaftlichen Flächen war ein Haupt-

zweck der Flurbereinigung. Mit Änderung des Flurbereinigungsgesetzes 1976 werden Natur- und Um-

weltschutzaspekte zunehmend berücksichtigt. Heute werden Flurbereinigungsverfahren vermehrt 

durch Planungen Dritter bestimmt. In der Wesermarsch waren dies in der jüngeren Vergangenheit ins-

besondere Infrastrukturmaßnahmen. Angesichts der geplanten A20-Küstenautobahn wird auch in den 

nächsten Jahren aufgrund des Straßenbaus die Flurneuordnung fortgesetzt.  

Das Flurneuordnungsverfahren ist ein bewährtes Instrument um Belange zur Verbesserung der Agrar-

struktur gleichrangig mit Zielen der gemeindlichen Entwicklung des Naturschutzes zu vereinbaren.  

Mit dem Instrument des Flurbereinigungsverfahrens kann die Bodenordnung so gesteuert werden, 

dass divergierende Nutzungsansprüche an den Grund und Boden entflochten, Grundstücke bedarfsge-

recht ausgewiesen und landeskulturelle Nachteile behoben werden können. Es ist somit auch ein In-

strument um die mit den Festlegungen des RROP verfolgten Zielen zu erreichen.  

Begründung zu Ziffer 06 

Für die Landnutzung in der Region haben der Hochwasserschutz und die Regelung der Wasserverhält-

nisse (Entwässerung und Zuwässerung) eine existenzielle Bedeutung. Die Unterhaltung des Entwässe-

rungssystems obliegt, wenn es sich um Verbandsgewässern handelt, den jeweils zuständigen Entwäs-

serungsverbänden. Die Unterhaltung anderer Gewässer obliegt jedoch dem Anlieger bzw. dem Eigen-

tümer. 

Für die Wesermarsch ist u.a. für die Siedlungsentwicklung und aus landwirtschaftlichen und ökologi-

schen Gründen die regelmäßige Zuwässerung während der Vegetationsperiode über die Siele aus der 

Weser von hoher Bedeutung. Die regelmäßige Zuwässerung von Süßwasser in das Grabensystem dient 

neben ökologischen Aspekten, der Aufrechterhaltung der viehkehrenden Funktion der Gräben, der 

Verminderung von Trockenschäden. Durch die Vertiefungsmaßnahmen in der Weser im letzten Jahr-

hundert hat sich mit dem einlaufenden Tidestrom die Brackwasserzone (Süß-Salzwasserzone) weiter 

landeinwärts verschoben. Der Gesamtproblematik der Salinitätserhöhungen aufgrund der Verände-

rungen durch die Weservertiefungen in den letzten Jahrzehnten soll durch geeignete Planungen und 

Maßnahmen in Form des Planungsvorhabens Generalplan Wesermarsch Rechnung getragen werden. 

Dieser, der auch im Kapitel 3.2.4. Ziffer 04 weitergehend erörtert wird, sieht eine Neukonzeption der 

Zu- und Entwässerung der nördlichen Wesermarsch vor und beinhaltet den Neu- bzw. Ausbau von 

Gewässern sowie die Ertüchtigung und die Errichtung von Betriebseinrichtungen zur Steuerung der Be- 

und Entwässerung. 

3.2.1.2. Forstwirtschaft 

Begründung zu Ziffer 01 

Entsprechend den Vorgaben des NWaldLG ist Wald auch hinsichtlich seiner Funktionen als Kohlenstoff-

speicher zu erhalten, zu vermehren und durch ordnungsgemäße Bewirtschaftung zu sichern. Die Ver-

größerung des Waldanteils im Landkreis Wesermarsch ist aufgrund des deutlich unterdurchschnittli-



 

39 
 

chen Waldanteils anzustreben. Dabei ist aus Sicht des Natur- und Landschaftsschutzes eine die Bio-

diversität fördernde Waldbewirtschaftung zielgebend. Ebenfalls liefern die Wälder, insbesondere Laub 

und Laubmischwälder, einen hohen Beitrag zum Klimaschutz. 

Wald soll nur an den dafür typischen Standorten aufgeforstet werden. Da eine Vergrößerung der Wald-

fläche angestrebt werden sollte, sollten fragliche Aufforstungen generell im Einzelfall hinsichtlich einer 

positiven Umsetzung überprüft werden. 

3.2.1.3. Fischerei 

Begründung zu Ziffer 01 

Der Stellenwert der Küstenfischerei im Landkreis Wesermarsch erklärt sich durch ihre Bedeutung für 

die regionale Identität und ihre Wirkung für die Tourismuswirtschaft im touristisch geprägten Norden. 

Die Gemeinde Butjadingen mit ihrem Küstenfischereistandort Fedderwardersiel profitiert somit auch 

indirekt vom Fischereiwesen. Allerdings konkurriert die Fischerei in der Wesermarsch mit anderen be-

deutsamen Nutzungsansprüchen, räumlichen Gegebenheiten und Schutzgebietsausweisungen. Bei 

der Sicherung der Fischerei in der Wesermarsch sollte die Belange des Naturschutzes und der Nut-

zungsansprüche der Hafenwirtschaft, des Nationalparks und der weiteren Akteure an der Küste und 

der Weser beachtet werden. 

3.2.2. Rohstoffsicherung und Rohstoffgewinnung 

Begründung zu Ziffer 01 

Um eine Belastung des Landschaftsbildes und der Anwohner eines in der Regel über viele Jahre dau-

ernden Abbaus zu minimieren, sind Lagerstätten von oberflächennahen Rohstoffvorkommen mög-

lichst zügig vollständig auszubeuten, bevor neue Aufschlüsse begonnen werden. Dabei sind unter Ab-

wägung der Belange des Landschaftsbildes, der Bewohner, des Naturhaushaltes, der Wasserwirtschaft 

aber auch der Rohstoffwirtschaft geeignete zeitliche Abläufe zu vereinbaren. 

In diesem Kontext sei auf die beabsichtigten Kohärenzentwicklungsmaßnahmen im Bereich des Els-

flether Sandes (Stadt Elsfleth) verwiesen: 

Im Landesraumordnungsprogramm von 2017 wird an verschiedenen Stellen das landespolitische Ziel 

bekräftigt, dass dem JadeWeserPort für seine weitere Entwicklung Flächen bereitzustellen sind. Für 

den Entfall naturschutzfachlich wertvoller Teilräume im Bereich der Erweiterungsflächen sind im Lan-

ŘŜǎǊŀǳƳƻǊŘƴǳƴƎǎǇǊƻƎǊŀƳƳ Ǿƻƴ нлмт ƛƳ YŀǇƛǘŜƭ оΦмΦо όαbŀǘǳǊŀ нлллάύ ƛƴ ŘŜƴ [ŀƴŘƪǊŜƛǎŜƴ CǊƛŜǎƭŀƴŘΣ 

Leer, Oldenburg, Wesermarsch und Wittmund Kohärenzgebiete bestimmt worden, die sich für die er-

forderlichen Kohärenz- und Ausgleichsmaßnahmen eignen könnten. Darunter befindet sich der rund 

110 ha große Els-flether Sand (Stadt Elsfleth), der zum Jahresbeginn 2019 von der Container Terminal 

Wilhelmshaven JadeWeserPort-Marketing GmbH & Co. KG erworben wurde und der sich als Ersatzle-

bensraum für die wertgebenden Arten nach fachlich entsprechender Herrichtung eignet. 

Zum aktuellen Zeitpunkt (Herbst 2019) liegt kein Planentwurf zur Entwicklung des Elsflether Sandes 

vor. Von dem Flächeneigentümer ist jedoch die Entwicklung einer Kohärenzfläche vorgesehen. Nach 

Untersuchung der vor Ort vorzufindenden Rahmenbedingungen (Bodenuntersuchungen, Kartierung 
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der vorhandenen Fauna und Flora, Feststellung vorhandener schützenswerter Nutzungen auf der Insel 

und den angrenzenden Ufern) ist es beabsichtigt, dass das daraus resultierende Planungskonzept in 

Abstimmung mit den vor Ort unmittelbar Betroffenen, den Kommunen, Verbänden und Interessen-

gruppen erstellt wird. Sofern von den genannten Akteuren weitere Nutzungswünsche vorgetragen 

werden, sollen diese, sofern eine Vereinbarkeit mit der Zielsetzung der Kohärenz gegeben ist, in das 

Plankonzept miteinfließen. Hierzu kann exemplarisch der Abbau von Klei genannt werden, der maß-

nahmennah zur Unterhaltung der Deichlinie genutzt werden könnte. Hierbei kann es aus naturschutz-

fachlichen Gründen als sinnvoll erscheinen, den Rohstoff Klei nicht vollständig auszubeuten. Stattdes-

sen ist der Kleiabbau Bestandteil zur Herstellung der Kohärenzfläche. 

Die o.g. Ausführungen zum Elsflether Sand sind als Hinweis für die zukünftige Entwicklung des Els-

flether Sandes zu werten, die konkreten Planinhalte zur Entwicklung der Fläche sind Bestandteil der 

nachfolgenden Planungsebene (dem Planfeststellungsverfahren). 

Begründung zu Ziffer 02 

In der zeichnerischen Darstellung sind Lagerstätten von überregionaler Bedeutung als Vorranggebiet 

Rohstoffgewinnung festgelegt. Diese Festlegung erfolgte unter Beachtung folgender Kriterien: 

¶ Einstufung der Lagerstätten gem. der fachlichen Bewertung des Niedersächsischen Landesam-

tes für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) als Lagerstätten 1. Ordnung 

¶ Mindestgröße der Lagerstätten > 25 ha 

¶ Minimierung von Nutzungskonflikten und Beeinträchtigungen der Belange der Bevölkerung 

sowie Natur und Landschaft 

¶ Minimierung der transportbedingten Umweltbelastungen durch möglichst verbrauchernahe 

Gewinnung von Massenrohstoffen 

¶ Kompensation der mit der Rohstoffgewinnung verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft 

vorrangig im betroffenen Raum 

¶ Schutzzweck und Erhaltungsziele von Natura 2000-Gebieten. 

Aufgrund der Maßstabsebene des Landesraumordnungsprogramms (1:500.000) wurden die Vorrang-

gebiete Rohstoffgewinnung auf Maßstabsebene des Regionalen Raumordnungsprogramms (1:50.000) 

räumlich konkretisiert. 

Das aus dem Landesraumordnungsprogramm übernommene und im RROP räumlich konkretisierte 

Vorranggebiet Rohstoffgewinnung Nr. 61.2 grenzt unmittelbar an das FFH-DŜōƛŜǘ лмп αLǇǿŜƎŜǊ aƻƻǊΣ 

DŜƭƭŜƴŜǊ ¢ƻǊŦƳǀǀǊǘŜάΦ ¦Ƴ ŜƛƴŜ ŜǊƘŜōƭƛŎƘŜ .ŜŜƛƴǘǊŅŎƘǘƛƎǳƴƎ ŘŜǎ ƻΦƎΦ DŜōƛŜǘŜǎ ŘǳǊŎƘ ŜƛƴŜ zusätzliche 

Entwässerung bzw. Grundwasserabsenkung zu vermeiden, ist gemäß § 34 BNatSchG die Verträglich-

keit des geplanten Abbaus mit den Erhaltungszielen des FFH-Gebietes im Rahmen des Bodenabbau-

verfahrens zu überprüfen (UVP-Vorprüfung, einschließlich FFH-Verträglichkeitsprüfung). Um erhebli-

che Beeinträchtigungen zu vermeiden ist ggf. eine Flächenreduzierung zum Schutz des FFH-Gebietes 

notwendig sowie eine Beschränkung der Abbautiefe, sodass gemäß LROP-Kapitel 3.2.2 Ziffer 05 Satz 1 

eine an den Abbau und die Herrichtung der Fläche anschließende Hochmoorregeneration mit den ent-

sprechenden positiven Effekten für den Klima-, Arten- und Biotopschutz stattfinden kann. 
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Begründung zu Ziffer 03 

Der naturschutzfachliche Ausgleich für die Eingriffe in Natur und Landschaft erfolgt gem. dem Bun-

desnaturschutzgesetz. Eine Nachnutzung zur naturnahen Erholung kann sich bei siedlungsnahen Roh-

stoffgewinnungsflächen anbieten. 

Es wird auch auf das landesraumordnerische Ziel unter dem LROP Kapitel 3.2.2, Ziffer 05 Satz 2 hinge-

wiesen. Klimaschutzbezogene Kompensationsmaßnahmen im Bereich des Torfabbaus in den jeweili-

gen Vorranggebieten Rohstoffgewinnung Torf umfassen die Herrichtung einer Fläche zur Hochmoor-

regeneration. Die Fläche muss identisch groß sein wie die abgebaute Fläche. Sie ist so herzurichten, 

dass positive Effekte von dieser hinsichtlich des Klima-, Biotop- und Artenschutzes stattfinden.  

Auf eine Verortung der weiteren Kompensationsflächen gem. LROP 3.2.2 Ziffer 05 Satz 03 wird ver-

zichtet. Mit der landkreiseigenen Flächenagentur, die der Unteren Naturschutzbehörde unterstellt ist, 

existiert ein lokaler Akteur, der sowohl den Städten und Gemeinden als auch Planungsträgern Flächen 

vermittelt, auf denen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen durchgeführt werden können. Des Weiteren 

beschäftigt sich die Flächenagentur mit der Entwicklung eines Flächenpools, der ebenfalls für die o.g. 

Maßnahmen zur Verfügung steht. Gleichzeitig können aber auch in Eigenverantwortung Kompensati-

onsflächen hergerichtet werden und stehen unter einer langfristigen Überwachung hinsichtlich der 

aufgestellten Entwicklungsziele. Die Flächenagentur ermittelt unter Beteiligung regionaler und lokaler 

Akteure Flächen, die für die o.g. Maßnahmen zur Verfügung stehen könnten. Diese Herangehensweise 

hat sich als konfliktarm herauskristallisiert, so dass auf Festlegungen klimaschutzbezogener Kompen-

sationsmaßnahmen im RROP verzichtet wird. 

Begründung zu Ziffer 04 

Der Rohstoff Klei ist ein elementarer Bestandteil des niedersächsischen Küstenschutzes. Er dient zur 

Unterhaltung der niedersächsischen Deichlinie und gewinnt angesichts des Klimawandels eine zuneh-

mende Bedeutung. Eine möglichst maßnahmennahe Nutzbarkeit stellt nicht nur eine Voraussetzung 

für eine kostenoptimierte Durchführung von Küstenschutzmaßnahmen dar, sondern ist im Hinblick auf 

den Abbau von Klei im Landesinneren mitsamt den nachteiligen Belastungen durch kostspielige Trans-

portketten, verkehrsbedingte Umwelt- und Infrastrukturbelastungen sowie Einschränkungen für An-

wohner gemäß Landesraumordnungsprogramm zu bevorzugen. 

Grundlagen für die Festlegung der Gebietskulisse waren die bereits im RROP des Landkreises Weser-

marsch von 2003 festgelegten Vorranggebiete Rohstoffgewinnung für den Rohstoff Klei und der im 

Rahmen des Raumordnerischen Konzeptes für das niedersächsische Küstenmeer (ROKK / Fortschrei-

bung Küstenschutz) abgeschätzte langfristige Kleibedarf, der für die Deicherhöhungen aufgrund des zu 

erwartenden Meeresspiegelanstiegs als Auswirkung des Klimawandels anzunehmen ist. 

In den EU-VogelschutzgebietŜƴ ±сп αaŀǊǎŎƘŜƴ ǳƴŘ WŀŘŜōǳǎŜƴά ǳƴŘ ±ср α.ǳǘƧŀŘƛƴƎŜƴά ƪƻƳƳǘ Ŝǎ Řŀπ

ōŜƛ Ȋǳ «ōŜǊƭŀƎŜǊǳƴƎŜƴ ŘŜǊ ǾƻǊǊŀƴƎƛƎŜƴ CŜǎǘƭŜƎǳƴƎŜƴ αbŀǘǳǊŀ нлллάΣ αbŀǘǳǊ ǳƴŘ [ŀƴŘǎŎƘŀŦǘά Ƴƛǘ ŘŜǊ 

αwƻƘǎǘƻŦŦƎŜǿƛƴƴǳƴƎ YƭŜƛάΦ Lƴ ŘƛŜǎŜƴ ¢ŜƛƭǊŅǳƳŜƴ Ƴǳǎǎ ŜƛƴŜ ±ŜǊǘǊŅƎƭƛŎƘƪŜƛǘǎǇǊǸŦǳƴƎ ƎŜƳΦ Ϡ оп !ōǎ. 1 

BNatSchG durchgeführt werden, in der zu prüfen ist, inwieweit ein behutsamer Kleiabbau mit den Er-

haltungszielen der Schutzgebiete vereinbar ist. 
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Keine Berücksichtigung aus dem vorherigen Regionalen Raumordnungsprogramm fanden Flächen die 

entweder bereits abgebaut wurden oder die sich im Abbau befinden bzw. für die eine Abbaugenehmi-

gung vorliegt. Durch eine Überlagerung der Flächen, wie es in der Abbildung 10 geschehen ist, ergibt 

sich die Gebietskulisse für die in der zeichnerischen Darstellung festgelegten Vorranggebiete Rohstoff-

gewinnung für den Rohstoff Klei. 

Für den Landkreis Wesermarsch ergibt sich, entsprechend der in der ROKK-Fortschreibung Küsten-

schutz genannten Grobabschätzung, ein langfristiger Bedarf (Haupt- und Schutzdeiche) von ca. 6.804 

Tsd. m³ Klei. In der zeichnerischen Darstellung sind insgesamt 1.218 ha als Vorranggebiete Rohstoffge-

winnung für den Rohstoff Klei festgelegt, die eine Kleimächtigkeit von mindestens 170 cm besitzen 

sowie aus geeigneten Bodenarten gem. der ROKK-Fortschreibung bestehen. Weitere 40 ha Vorrang-

gebiet Rohstoffgewinnung Klei wurden ebenfalls unter Annahme geeigneter Bodenarten und einer 

Kleimächtigkeit von mindestens 100 cm festgelegt. Somit sind durch die Festlegung dieser Gebietsku-

lisse mind. 11.800 Tsd. m³ Klei für den Küstenschutz gesichert. 

Der Landkreis Wesermarsch übererfüllt somit den in der ROKK-Fortschreibung abgeschätzten langfris-

tigen Kleibedarf könnte ggf. geeignete Kleivorkommen auch für umliegende kreisfreie Städte und Land-

kreise sichern. 

Des Weiteren sollte bei zukünftigen Kleiabbauvorhaben eine Wiedervergrünung der abgebauten Flä-

chen geprüft werden. Bisherige Kleiabbauflächen, auf denen sich anschließend eine Wasserfläche bil-

deten, führten u.a. zur Vermehrung der Gänsebestände mit nachteiligen Folgen für die angrenzende 

Landwirtschaft. Infolge dessen sollte zukünftig eine mögliche Rekultivierung möglicher Kleiabbauflä-

chen geprüft und sofern die bodenkundlichen Eigenschaften es ermöglichen, hergerichtet werden. Auf 

die Ausführungen zum Elsflether Sand in diesem Kapitel unter der Ziffer 01 wird hingewiesen. 
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Vorranggebiete Rohstoffgewinnung Klei 

 

Abbildung 4: Beikarte Vorranggebiete Rohstoffsicherung Klei 
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3.2.3. Erholung und Tourismus 

Begründung zu Ziffer 01 

Als Vorranggebiet infrastrukturbezogene Erholung sind die Ferienhaussiedlung Sehestedt (Gemeinde 

Jade), der Campingpark in Tossens (Gemeinde Butjadingen), der Campingpark sowie der Campingplatz 

in Fedderwardersiel (Gemeinde Butjadingen), der Außendeichbereich in Kleinensiel (Gemeinde Stad-

land) und der Strandbereich zwischen Oberhammelwarden und Lienen festgelegt. 

Für die Festlegung an den aufgeführten Orten wurden neben der landschaftlichen Attraktivität insbe-

sondere auch Informationen über die vorhandene bzw. geplante Erholungsinfrastruktur sowie deren 

Erreichbarkeit ausgewertet. Darüber hinaus fließen Ziele und Handlungsempfehlungen der Kommunen 

in die Abgrenzung der Vorranggebiete mit ein. Mit der Festlegung als Vorranggebiet infrastrukturbe-

zogene Erholung soll die bisherige Erholungsnutzung sowie die dafür erforderliche Infrastruktur ge-

genüber entgegenstehenden Nutzungen gesichert werden. Erholungsrelevante Infrastrukturen sollen 

vorrangig in diesen Gebieten weiterentwickelt werden, touristische Aspekte sind dabei zu berücksich-

tigen. 

Als Vorranggebiet landschaftsbezogene Erholung wurde der Ritzenbütteler Sand in der Gemeinde Lem-

werder festgelegt, da dieser vor allem aufgrund seiner naturräumlichen Ausstattung mitsamt seiner 

Lage an der Weser eine hohe Qualität zur Erholung für die lokale Bevölkerung aufweist. Die Gemeinde 

Lemwerder beabsichtigt deshalb, diesen einer Erholungsnutzung zuzuführen. Angesichts einiger weni-

ger geschützten Biotope ist der Ritzenbütteler Sand ebenfalls als Vorranggebiet Natur und Landschaft 

festgelegt. Im Rahmen der konkretisierenden Planung muss deshalb die Gemeinde gem. § 30 

BNatSchG i.V.m. § 24 NAGBNatSchG eine Verträglichkeit zwischen der sowohl regionalplanerischen als 

auch kommunalpolitischen gewünschten Erholungsfunktion und den Belangen des Naturschutzes her-

stellen. 

Als Vorbehaltsgebiete Erholung wurden Gebiete festgelegt, die sich für die landschaftsbezogene Erho-

lung aufgrund der Ausprägung des Landschaftsbildes besonders eignen. Grundlage für die räumliche 

Festlegung sind die Darstellungen in der Karte 7 - Umsetzung durch die Raumordnung im aktuellen 

Landschaftsrahmenplan. 

Als Vorbehaltsgebiet Erholung legt das RROP Gebiete fest, die sich für die landschaftsbezogene Erho-

lung aufgrund der Landschaftsqualität eignen. Dies kann insbesondere auch in ländlichen und von der 

Landwirtschaft geprägten Landschaftsräumen der Fall sein. Die Nutzungsformen Erholung und Land-

wirtschaft in Gebieten, in denen sich Vorbehaltsgebiete landschaftsbezogene Erholung und Landwirt-

schaft überschneiden, widersprechen sich nicht. Beides ist nebeneinander möglich. Die Festlegung ei-

nes Vorbehaltsgebietes Erholung führt zu keinerlei Einschränkungen für die landwirtschaftliche Nut-

zung. Gleiches gilt bezüglich der Überlagerung von Vorbehaltsgebieten landschaftsbezogene Erholung 

und den Vorbehaltsgebieten Natur und Landschaft. 

Begründung zu Ziffer 02 

Die mit dem Planzeichen Standort für Besondere Entwicklungsaufgabe Erholung versehenen Orte ha-

ben eine regionale Bedeutung für die Nah- und Kurzzeiterholung und sind entsprechend ausgestattet. 

Die über das Planzeichen zugewiesene Funktion ist jeweils dem Ort zugeordnet. 
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Die mit dem Planzeichen Standort für Besondere Entwicklungsaufgabe Tourismus versehenen Orte 

haben eine regionale Bedeutung für den Tourismus und sind entsprechend zu sichern. Hier befinden 

sich geeignete Standorte für touristische Einrichtungen. Diese sind vor Beeinträchtigungen und kon-

kurrierende Nutzungen zu schützen. 

Mit dem Planzeichen Vorranggebiet Tourismusschwerpunkt sichert das RROP den Tier- und Freizeit-

park Jaderberg (Gemeinde Jade), sowie den Center Parcs in Tossens und das Nordseebad Fedderwar-

dersiel (Gemeinde Butjadingen). Die Tourismusschwerpunkte haben überregionale Bedeutung für den 

Tourismus und sind als solche gegenüber entgegenstehenden Nutzungen zu sichern. 

Begründung zu Ziffer 03 

Die Wesermarsch ist eine großräumige Kulturlandschaft, die sich durch einige besondere Landschafts- 

und Siedlungsstrukturen sowie einer Vielzahl an kulturellen Sachgütern auszeichnet. Diese sind in ih-

rem Bestand zu sichern und zu erhalten. Unter den als Vorranggebiet kulturelles Sachgut festgelegten 

regional bedeutsamen Kulturgütern fallen ausgewählte Kultur- und Bodendenkmäler sowie besondere 

Siedlungsstrukturen. 

Eine flächenhafte Festlegung als Vorranggebiet kulturelles Sachgut erhielt die Moorhufensiedlung 

Moorriem (Stadt Elsfleth) aufgrund der Tatsache, dass sie ein Zeugnis frühzeitiger Siedlungsformen als 

Moorkolonisation darstellt. Die dortige Siedlungsstruktur ist zu sichern und behutsam weiterzuentwi-

ckeln. 

Zu den weiteren schutzwürdigen Siedlungsstrukturen, die als Vorranggebiet Kulturelles Sachgut fest-

gelegt sind, zählen die Wurten, Wurtendörfer und Kirchenwurten in Langwarden und Sillens (beide 

Gemeinde Butjadingen), Blexerwurp (Stadt Nordenham) und in Berne. Die Siedlungsstruktur ist an den 

genannten Standorten behutsam weiterzuentwickeln. 

Besonders historisch wertvolle kulturelle Sachgüter sind der Öffentlichkeit zugänglich zu machen und 

sind bei der umliegenden Siedlungsentwicklung sowie bei der Aufstellung von regionalen Tourismus-

konzepten zu beachten. Dazu zählen insbesondere das Bronzezeithaus Hahnenknoop und die Seefel-

der Mühle (beide Gemeinde Stadland), das Handwerkermuseum in Ovelgönne und die St.-Johannis-

Kirche Strückhausen (beide Gemeinde Ovelgönne), das Arp-Schnitger-Denkmal in Schmalenfleth/Golz-

warden (Stadt Brake) und das Museum Moorseer Mühle in Abbehausen (Stadt Nordenham). 

3.2.4. Wassermanagement und Wasserversorgung 

Begründung zu Ziffer 01 

Für die Nutzungen der oberirdischen Gewässer und der Küstengewässer, bei wasserbaulichen Maß-

nahmen und bei der Unterhaltung der Gewässer sind die Bewirtschaftungsziele nach dem Niedersäch-

sischem Wassergesetz in Umsetzung der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft 

im Bereich der Wasserpolitik (ABl. EG Nr. L 327 S. 1) in der jeweils geltenden Fassung sowie die Belange 

des Naturhaushalts und der Landespflege zu berücksichtigen.  
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Begründung zu Ziffer 02 

Durch die Festlegung der von den im Landkreis Wesermarsch tätigen Wasserversorgern gemeldeten 

regionalen und überregionalen Abwasserleitungen mit einem Durchmesser von i.d.R. ab 300 mm als 

Vorranggebiete Hauptabwasserleitung werden diese vor entgegenstehenden Maßnahmen und Pla-

nungen gesichert. 

Mit der Festlegung der örtlichen Kläranlagen im Landkreis Wesermarsch als Vorranggebiete Zentrale 

Kläranlage, wird die umweltverträgliche Abwasserbehandlung gegenüber Belangen, die einer Nutzung 

als Kläranlage entgegenstehen könnten, gesichert. Die geordnete, möglichst umweltverträgliche Ab-

wasserbehandlung sorgt für ein Schließen der Wasserkreisläufe und damit für eine sparsame Ressour-

cennutzung bei nachhaltiger Bewirtschaftung. 

Begründung zu Ziffer 03 

Die Trinkwasserversorgung im Landkreis Wesermarsch erfolgt durch Fremdbezug über Fernwasserlei-

tungen. Zur Sicherung der regionalen Trinkwasserversorgung sind daher die von den im Landkreis We-

sermarsch tätigen Wasserversorgern gemeldeten regionalen und überregionalen Trinkwasserleitun-

gen mit einem Durchmesser von i.d.R. ab 300 mm als Vorranggebiete Fernwasserleitung festgelegt. 

Begründung zu Ziffer 04 

Handlungserfordernis 

Der Landkreis Wesermarsch wird durch ein engmaschiges Netz an Zu- und Entwässerungsgräben 

durchzogen. Die Unterhaltung dieses weit verzweigten Systems obliegt den Wasser- und Bodenver-

bänden. Für die landkreisweit betriebene Landwirtschaft besitzt die Regelung der Wasserverhältnisse 

in den Zu- und Entwässerungsgräben eine existenzielle Bedeutung, exemplarisch seien hier die vieh-

kehrenden Funktionen der Gräben oder aber die Verminderung von Trockenflächen genannt. Gleich-

wohl stellt die Unterhaltung und die Wasserregulierung des Grabensystems eine Grundlage für die 

ökologischen Wertigkeiten und Funktionen dar, die sich in bzw. entlang einzelner Gräben gebildet ha-

ben. 

Die nördliche Wesermarsch wird während der Vegetationsperiode über die Siele mit Weserwasser zu-

gewässert und ganzjährig in die Weser entwässert. Ein anderweitiger Wasseraustausch kann system-

bedingt nicht stattfinden. Durch die bereits im letzten Jahrhundert vorgenommen Weservertiefungen 

hat sich jedoch die Brackwasserzone (Süß-Salzwasserzone) in der Weser weiter landeinwärts verscho-

ben und berührt damit bereits unmittelbar die Siele, die der Zu- und Entwässerung der nördlichen 

Wesermarsch dienen. 

Nach Angaben des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft liegt der Orientierungswert 

ŦǸǊ ŘƛŜ 9ƛƎƴǳƴƎ Ǿƻƴ ¢ǊŅƴƪŜǿŀǎǎŜǊ ŦǸǊ ŘƛŜ ƎŜǎŀƳǘŜƴ ƭǀǎƭƛŎƘŜƴ {ŀƭȊŜ ōŜƛ ғ нΣр҉Φ 5ǳǊŎƘ ŘƛŜ ±ŜǊǎŎƘƛŜōǳƴƎ 

der Brackwassergrenze in Richtung Süden wird der genannte Grenzwert voƴ ғ нΣр҉ ƛƳ .ŜǊŜƛŎƘ ŘŜǊ 

mittleren und nördlichen Wesermarsch u.a. nach den Angaben des NLWKN mittlerweile während der 

Zuwässerungsmonate Juni bis September an den nördlichen Sielen regelmäßig überschritten. Dadurch 

steigen auch die Salzgehalte in den ZuwäsǎŜǊǳƴƎǎƎǊŅōŜƴΦ aƛǘ ŘŜƳ ±ƻǊƘŀōŜƴ ȊǳǊ α!ƴǇŀǎǎǳƴƎ ŘŜǊ ¦ƴπ

ǘŜǊǿŜǎŜǊ ŀƴ ŘƛŜ 9ƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎŜƴ ƛƳ {ŎƘƛŦŦǎǾŜǊƪŜƘǊά ǿƛǊŘ ŘŀǊǸōŜǊ Ƙƛƴŀǳǎ ƭŀǳǘ ŘŜǊ ²ŀǎǎŜǊǎǘǊŀǖŜƴ- und 

Schifffahrtsverwaltung (WSV 2011) ein weiterer Anstieg des Salzgehaltes erwartet, so dass hierdurch 

eine weitere Verschlechterung der Zuwässerungsbedingungen zu erwarten ist. 
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Aufbauend auf den bereits gemessenen Werten sowie dem prognostizierten Anstieg des Salzgehaltes 

konzipierte die zuständige Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung Maßnahmen, die im Rahmen 

des Zulassungsverfahrens zum Ausbau der Weser planfestgestellt wurden. Inhaltlich befassten sich 

diese damit, dass sich der prognostizierte Salzanstieg nicht negativ auf das Zuwässerungssystem aus-

ǿƛǊƪǘ όα±ŜǊƳŜƛŘǳƴƎǎƭǀǎǳƴƎάύΦ 9ǊƎŅƴȊŜƴŘ ŘŀȊǳ ǾŜǊŦƻƭƎǘ Řŀǎ Land Niedersachsen darüber hinaus das 

Ziel, dass nicht nur der zukünftige Anstieg des Salzgehaltes in den Zuwässerungsgräben vermieden 

werden muss, sondern dass bereits die aktuelle Salinitätsproblematik aufgegriffen und abgebaut wird. 

Dieses Ziel bzw. PlaƴǾƻǊƘŀōŜƴ ǿƛǊŘ ƛƳ CƻƭƎŜƴŘŜƴ αDŜƴŜǊŀƭǇƭŀƴ ²ŜǎŜǊƳŀǊǎŎƘά ƎŜƴŀƴƴǘΦ 

 

±ƻǊƘŀōŜƴǎǘǊŅƎŜǊ αtƭŀƴǳƴƎǎǾŜǊōŀƴŘ DŜƴŜǊŀƭǇƭŀƴ ²ŜǎŜǊƳŀǊǎŎƘά 

Der Planungsverband Generalplan Wesermarsch ist ein Wasser- und Bodenverband im Sinne des Was-

serverbandsgesetzes (WVG). Er wurde 2012 gegründet mit der wesentlichen Aufgabe der Entwicklung 

des Generalplans Wesermarsch unter Berücksichtigung der Interessen der drei Mitgliedsverbände. 

Diese sind der Entwässerungsverband Butjadingen (ca. 23.150 ha Verbandsgebiet, Unterhaltungs-

pflicht für ca. 255 km Gewässer II. Ordnung und ca. 260 km Gewässer III. Ordnung), die Stadlander 

Sielacht (ca. 11.200 ha Verbandsgebiet, Unterhaltungspflicht für ca. 133 km Gewässer II. Ordnung und 

ca. 83 km Gewässer III. Ordnung) und die Braker Sielacht (ca. 14.400 ha Verbandsgebiet, Unterhal-

tungspflicht für ca. 164 km Gewässer II. Ordnung, ca. 150 km Gewässer III. Ordnung).  

 

Planungsprozess und Alternativenprüfung 

Die Grünlandgebiete im Landkreis Wesermarsch bzw. die Bewirtschaftung dieser sind ς wie bereits 

dargelegt ς von wirtschaftlicher und naturschutzfachlicher Bedeutung. Eine Zuwässerung im weit ver-

zweigten Wassersystem ist aus landwirtschaftlichen und ökologischen Gründen unabdingbar und des-

ǿŜƎŜƴ ŀǳŎƘ ǘŜƛƭǿŜƛǎŜ ƛƴ ŘŜƴ ±ŜǊōŀƴŘǎǎŀǘȊǳƴƎŜƴ ŘŀǊƎŜƭŜƎǘΦ 5ŀǎ αDŜƴŜǊŀƭǇƭŀƴ ²ŜǎŜǊƳŀǊǎŎƘά ƎŜƴŀƴƴǘŜ 

Vorhaben dient der Sicherung der salzarmen Zuwässerung und nachhaltigen Entwässerung der mittle-

ren und nördlichen Wesermarsch. 

Seit knapp 10 Jahren gibt es landesseitige Bemühungen, die Zuwässerung in der Wesermarsch zu ver-

bessern. Dafür wurden von verschiedenen Auftraggebern Machbarkeitsstudien beauftragt und unter-

schiedliche Zuwässerungslösungen konzipiert.  

Der Planungsverband Generalplan Wesermarsch war nach seiner Gründung 2012 zunächst Vorhaben-

träger, diese Trägerschaft ist 2016 per MU-Erlass auf den NLWKN übergegangen. In enger Zusammen-

arbeit haben Planungsverband und NLWKN zunächst eine Bedarfsplanung für eine Neuordnung der 

Be- und Entwässerung erarbeitet, und darauf aufbauend die Vorzugsalternative, die zu einer Verbes-

serung sowohl der Zu- als auch der Entwässerung der nördlichen Wesermarsch führt, vorgeplant.  

Die drei am weitesten ausgearbeiteten Lösungen wurden auf ihre Auswirkungen überprüft und in ei-

nem Alternativenvergleich in Relation gesetzt. Es handelt sich dabei: 

¶ Die Machbarkeitsstudie zur Nutzung der vorhandenen Gewässer (2010) 

¶ Die Realisierungsstudie Gewässerregelung (2011) 

¶ Dem Zu- und Entwässerungskonzept des NLWKN/Planungsverbandes (2017) 
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Das Ergebnis der Alternativenprüfung wird als räumlich und sachlich konkretisierendes Vorranggebiet 

Zu- und Entwässerungskanal festgelegt (Vorzugsalternative). Mit der Gegenüberstellung der drei aus-

gearbeiteten Alternativen und der Festlegung der Vorzugsalternative als Vorranggebiet Zu- und Ent-

wässerungskanal wird mit Beschlussfassung des Regionalen Raumordnungsprogrammes ein Raumord-

nungsverfahren für das Vorhaben gem. 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 NROG nicht erforderlich sein. Stattdessen 

kann mit der Beschlussfassung und der Genehmigung des RROPs der Vorhabenträger das konkretisie-

rende Genehmigungsverfahren, das Planfeststellungsverfahren, einleiten. 

 

Machbarkeitsstudie zur Nutzung der vorhandenen Gewässer (2010) 

Im Jahr 2010 hat das Nds. Landwirtschaftsministerium eine Studie in Auftrag gegeben, die bei der An-

passung der Zuwässerung auf die Nutzung der vorhandenen Gewässersysteme fokussieren sollte. 

Diese sah neben der Nutzung der vorhandenen Gewässer den Neubau eines Verbindungsgewässers 

zwischen dem Käseburger Sieltief und dem Lockfleth vor (vgl. Abb. 5). Die Zuwässerung erfolgt wie im 

Ist-Zustand bedarfsorientiert. 

Die Zuwässerung erfolgt durch das Käseburger Siel. Das Zuwässerungsvolumen für die nördlich des 

Käseburger Sieltiefs gelegenen Gebiete muss im neuen Verbindungsgewässer zwischengespeichert 

werden. Mit Hilfe von Zuleitungsgewässern können die erforderlichen Volumina in die jeweiligen 

Hauptsieltiefs (Braker Sieltief, Strohauser Sieltief) geleitet werden. Zur Berücksichtigung der verschie-

denen Zielwasserstände sind diverse wasserbauliche Anlagen vorgesehen (Düker, Schützanlagen, 

Schöpfwerke).  

Ausgehend vom Käseburger Sieltief mit einer maximalen Zuwässerungshöhe von -0,2 m und einer mitt-

leren Zuflussmenge von 17,81 m3/s verläuft das neue Verbindungsgewässer vom Käseburger Sieltief 

kommend parallel zur Bundesstraße 212 in Richtung Norden zum Braker Sieltief. Die notwendige Zu-

flussmenge beträgt auf diesem Teilabschnitt des Verbindungsgewässers 15,06 m3/s. Aufgrund der un-

terschiedlichen Stauhöhen sind die beiden Sieltiefe baulich voneinander zu trennen. Mehrere Schütze 

ermöglichen dabei die Steuerung der jeweiligen Wasserstände. Im weiteren Verlauf des Verbindungs-

gewässers unterquert dieses mittels Düker das Braker Sieltief und das Strohauser Sieltief und schliesst 

in Richtung Norden an das Lockfleth an. Entsprechend der Entnahmen/Ableitungen in die Sieltiefs re-

duziert sich der mittlere Durchfluss auf 6,46 m³/s. Im weiteren Verlauf wird das Zuwässerungswasser 

über das Östliche Quertief und das Beckumer Sieltief weitergeleitet. Die mittlere Zuflussmenge redu-

ziert sich bis zu diesem Punkt auf 4,32 m3/s. Von dort wird das Gewässer in Richtung Beckumer Siel 

und dem dort anknüpfenden Butjadinger Zu- und Entwässerungskanal weitergeleitet. Für diesen sah 

dieses Konzept eine Zuflussmenge von 4,32 m3/s bis zum Kreuzungspunkt am Fedderwarder Sieltief 

vor, an dem das nördlichste Pumpwerk vorgesehen ist. Dieses pumpt das Zuwässerungswasser mit 

einer mittleren Leistung von 0,9 m³/s in Richtung Fedderwarder Sieltief und dem Eckwarder Sieltief.  

Zur Überbrückung unterschiedlicher Zielwasserstände bei der Zuwässerung werden 3 Pumpwerke be-

nötigt. Diese sind am Übergang zum Lockfleth, zwischen Östlichem Quertief und Beckumer Sieltief und 

im Bereich des Fedderwarder Sieltiefs vorgesehen. Zur Sicherstellung der Entwässerung sind außer-

dem zwei am Lockfleth vorhandene Unterschöpfwerke an die neuen Zuwässerungswasserstände in 

diesem Bereich anzupassen. 

Eine Zuwässerungsperiode dauert in dieser Alternative 14 Tage. 
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Insgesamt ist in dieser Alternative der Neubau von 12 km Gewässer, 2 Durchlässen, 2 Dükern, 3 Zu-

wässerungs- sowie 2 Entwässerungspumpwerken, der Ausbau von 14 km bestehenden Gewässern und 

6 großen Schützanlagen an Gewässern vorgesehen. Durch die zerschneidende Wirkung der Neubau-

strecke zwischen Käseburger Sieltief und Lockfleth sind in diesem Bereich teils erhebliche Auswirkun-

gen auf die Bewirtschaftung der ansässigen landwirtschaftlichen Betriebe anzunehmen. Der Erwerb 

der benötigten Flächen stellt sich vor diesem Hintergrund als kompliziert dar. Darüber hinaus sind mit 

dem hier dargelegten Konzept abweichende Zielwasserstände verbunden, die dauerhaft durch den 

Einsatz von Pumpwerken überwunden werden müssen, wobei die Bedenken hinsichtlich einer Ver-

schlechterung der Entwässerungssituation nicht ausgeräumt werden konnten. Die Baukosten dieser 

AlternatiǾŜ ŀǳǎ нлмл ǎƛƴŘ Ƴƛǘ ōǊǳǘǘƻ ǊǳƴŘ ну aƛƻΦ ϵ ƎŜǎŎƘŅǘȊǘΦ IƛƴȊǳ ƪƻƳƳŜƴ tƭŀƴǳƴƎǎ- und Baulei-

tungskosten sowie Kosten für Kompensationsverpflichtungen, so dass sich die Herstellungskosten auf 

ƎŜǎŎƘŅǘȊǘ ǊŘΦ ор aƛƻΦ ϵ ōǊǳǘǘƻ ǎǳƳƳƛŜǊŜƴΦ 5ƛŜ ƧŅƘǊƭƛŎƘŜƴ .ŜǘǊƛŜōǎ- und Unterhaltungskosten sind mit 

оллΦллл ϵ Ȋǳ ōŜȊƛŦŦŜǊƴΦ  

Der NLWKN hat diese Alternative ab 2016 gemeinsam mit dem Planungsverband weiterentwickelt und 

modifiziert (s. Kapitel Vorzugsalternative). 
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Abbildung 5: Schematische Darstellung der Machbarkeitsstudie 
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Ort Maßnahmen Länge [m] 

Käseburger Sieltief bis 

Verbindungsgewässer 

Zuwässerung durch das bestehende Siel 

Zuflussmenge 17,81 m3/s. 
 

 

Käseburger Sieltief Bau eines Schützes im Bereich des Abzweiges zum 

neuen Verbindungsgewässer, 

westlich davon beträgt die max. Zuwässerungs-

höhe NHN -0,2 m, die Zuflussmenge 2,75 m3/s. 
 

 

Beginn Verbindungsgewässer 

bis 

Abzweig Braker Sieltief 

Gewässerneubau; 

Regelböschungsneigung 1:2, 

Zuflussmenge 15,06 m3/s,  

Zuwässerungswasserstand NHN + 0,53 m, 

Böschungen werden beidseitig bis auf die Verwal-

lungshöhe von NHN +1,0 m angelegt. 
 

8060 

Braker Sieltief Bau eines Schützes im Bereich des Abzweiges zum 

neuen Verbindungsgewässer,  

Düker (L = 60 m) zur Unterquerung des Sieltiefs, 

westlich davon beträgt die max. Zuwässerungs-

höhe NHN +0,2 m. 
 

 

Abzweig Verbindungsgewäs-

ser/ Braker Sieltief bis 

Verbandsgrenze Braker Siel-

acht 

Gewässerneubau; 

Regelböschungsneigung 1:2, 

Zuflussmenge 15,06 m3/s,  

Zuwässerungswasserstand NHN +0,53 m, 

Böschungen werden beidseitig bis auf die Verwal-

lungshöhe von NHN +1,0 m angelegt. 
 

870 

Verbandsgrenze Braker Siel-

acht 

Neubau Zuwässerungsschöpfwerk (PW1); 

Geplante Leistung von 6,46 m3/s, 

Wasseranhebung auf NHN +1,0 m. 
 

 

Verbindungstief zwischen dem 

PW1 bis Lockfleth 

Gewässerneubau; 

Regelböschungsneigung 1:2, 

Zuflussmenge 6,46 m3/s,  

Zuwässerungswasserstand NHN +1,0 m, 

Böschungen werden beidseitig bis auf die Verwal-

lungshöhe von NHN +1,5 m angelegt. 
 

2740  

Lockfleth bis Strohauser Siel-

tief 

Gewässerausbau; 

Regelböschungsneigung 1:2, 

Zuflussmenge 6,46 m3/s, 

Böschungen werden beidseitig bis auf die Verwal-

lungshöhe von NHN +1,5 m angelegt, 

Anpassung von 2 Pumpwerken westlich des Lock-

fleths zur Sicherstellung der Entwässerung der 

westlichen Teilräume (PW4 und PW5). 
 

5.180 
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Strohauser Sieltief Bau eines Schützes im Bereich des Abzweiges zur 

Zuwässerungstrasse (Lockfleth), 

Düker (L = 45 m) zur Unterquerung des Sieltiefs, 

max. Zuwässerungshöhe beträgt +1,0 m. 
 

 

Östliches Quertief bis Becku-

mer Sieltief 

Gewässerausbau: 

Regelböschungsneigung 1:2, 

Zuflussmenge 4,32 m³/s, 

Böschungen werden beidseitig bis auf die Verwal-

lungshöhe von NHN +1,5 m angelegt. 

4590 

Mündung Östliches Quer-

tief/Beckumer Sieltief 

Neubau Zuwässerungsschöpfwerk (PW2); 

Geplante Leistung von 4,32 m3/s, 

Wasseranhebung auf NHN +1,20 m. 

 

Beckumer Sieltief bis 

Butjadinger Zu- und Entwässe-

rungskanal 
 

Gewässerausbau: 

Regelböschungsneigung 1:2, 

Zuflussmenge 4,32 m³/s,  

Böschungen werden beidseitig bis auf die Verwal-

lungshöhe von NHN +1,5 m angelegt. 

4570 

Butjadinger Zu- und Entwässe-

rungskanal bis 

Fedderwarder Sieltief 
 

Zuwässerung durch den bestehenden Zu- und 

Entwässerungskanal 

Zuflussmenge 4,32 m3/s. 
 

 

Mündung Fedderwarder Siel-

tief 

Neubau Zuwässerungsschöpfwerk (PW3); 

Geplante Leistung von 0,9 m3/s, 

Wasseranhebung um 0,40 m. 

 

Butjadinger Zu- und Entwässe-

rungskanal in das 

Eckwarder Sieltief und 

Fedderwarder Sieltief 
 

Zuwässerung durch die bestehenden Sieltiefs 

Zuflussmenge 0,9 m3/s. 
 

 

 
Tabelle 1: Maßnahmenplanungen zur Umsetzung der Machbarkeitsstudie 

 

Realisierungsstufe Gewässerregelung (2011) 

Die Realisierungsstudie zur Gewässerregelung, beauftragt vom Nds. Umweltministerium im Jahr 2011, 

sieht eine vollständige Neuordnung des lokalen Gewässersystems zugunsten einer ständigen Zuwäs-

serung ohne den Einsatz von Pumpwerken (Nutzung des freien Gefälles) vor und berücksichtigte nun-

mehr auch die Entwässerung. Die Komplexität der nachfolgend beschriebenen Planalternative ist in 

der Abbildung 6 räumlich dargestellt. 

Diese Alternative sieht den Bau eines neuen Kanals von Kirchhammelwarden bis nach Butjadingen für 

die Zuwässerung vor, sowie die Umleitung der Entwässerung in Richtung Jadebusen. Der Zuwässe-

rungskanal (Wasserkanal) teilt das gesamte Einzugsgebiet: nur die östlich gelegenen Flächen entwäs-

sern nach Osten zur Weser, die westlich des Kanals liegenden Flächen (ca. 63 % des Planungsraums) 

entwässern nach Westen in den Jadebusen. 
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Für den Betrieb des Wasserkanals, der aus der mittleren Wesermarsch die nördliche Wesermarsch 

zuwässert, ist der Bau eines neuen Zulaufsiels im Bereich Hammelwarden notwendig. Die dort bereits 

vorhandenen Teiche werden auf einer Fläche von ca. 22,7 ha zu Speicherpoldern umfunktioniert. Aus-

gehend von dem neuen Zulaufsiel und den angrenzenden Speicherpoldern verläuft der geplante Was-

serkanal in Richtung Norden parallel zur Bundesstraße 212 zum Butjadinger Ent- und Zuwässerungs-

kanal. Die Länge des neuen Wasserkanals beträgt rund 17 km, im südlichen Abschnitt ist er beidseitig 

bis auf NHN +1,70 m zu verwallen. In den Bereichen des Schmalenflether Tiefs, Beckumer Sieltiefs, des 

Essenshammer Sieltiefs und Abbehauser Sieltiefs zweigen sich jeweils westwärts verlaufende Zuwäs-

serungskanäle ab. Das Zuwässerungswasser wird an diesen Stellen in das westlich gelegene Graben-

system geleitet. Aufgrund der dauerhaften Zuwässerung kann mit dem neuen Wasserkanal darüber 

hinaus ein neuer Fließgewässercharakter entstehen. 

Die Entwässerung der mittleren und nördlichen Wesermarsch wiederrum wird am Jadebusen in Ho-

benbrake konzentriert. Die Entwässerungskanäle (Bestandsgewässer) aus den drei Entwässerungsge-

bieten, die ihren Ursprung u.a. im Braker Sieltief, Strohhauser Sieltief und Beckumer Sieltief haben, 

sind zum neu zu bauenden Mündungsbauwerk Hobenbrake zu verlängern. An diesem ist binnenseitig 

ebenfalls ein Speicherpolder herzurichten, außendeichs muss ein ca. 2,6 km langes Außentief im Jade-

busen hergestellt werden.  

Die hier vorliegende Planalternative umfasst einen Gewässerneubau von 30,57 km mit 10 Abschlags-

bauwerken, den Ausbau von 30,77 km bestehender Gewässer sowie den Bau von 17 Brücken, 28 Stra-

ßendurchlässen, einem Düker, einem Entnahmebauwerk an der Weser im Bereich Kirchhammel-

warden, einem Mündungsbauwerk (Siel und Schöpfwerk) in Hobenbrake sowie der Bau bzw. die Her-

richtung von zwei Speicherpoldern und einem Außentief im Jadebusen. 

Durch die Umsetzung der vorgeschlagenen Maßnahmen würde sich die Entwässerung von 63 % des 

Einzugsgebietes auf einen einzigen Standort (Hobenbrake) konzentrieren. Der Entwässerung über nur 

einen Standort stehen im Ist-Zustand die zahlreichen Mündungsbauwerke an der Weser gegenüber. 

Das vorliegende Konzept versperrt die Möglichkeiten, für das Gesamtsystem mehr Redundanz (z.B. 

Vernetzung mehrerer Mündungsschöpfwerke) für etwaige Störfälle zu schaffen und somit die Hoch-

wassersicherheit zu verbessern. Bei den vorgestellten Ergebnissen konnte außerdem kein Außentief-

querschnitt in Hobenbrake ermittelt werden, der sowohl eine ausreichende Fließgeschwindigkeit als 

auch einen ausreichenden Entwässerungsquerschnitt bietet. Schon bei mittleren/normalen Verhält-

nissen ist der Sielzug nicht ausreichend und die Entwässerung müsste vom Schöpfwerk unterstützt 

werden. Darüber hinaus stellt die in dieser Planalternative aufgeführte und alternativlose Maßnahme 

αbŜǳōŀǳ ǳƴŘ .ŜǘǊƛŜō ŜƛƴŜǎ !ǳǖŜƴǘƛŜŦǎ ƛƴ IƻōŜƴōǊŀƪŜά ŜƛƴŜƴ ƳǀƎƭƛŎƘŜƴ YƻƴŦƭƛƪǘǎŎƘǿŜǊǇǳƴƪǘ ƛƴ .ŜȊǳƎ 

auf den dauerhaften Flächenverlust in einem FFH-Lebensraum dar.  

Die Prüfung dieser Zu- und Entwässerungslösung durch den NLWKN hat ergeben, dass die technische 

Machbarkeit zwar grundsätzlich nachgewiesen wurde, die wirtschaftliche und finanzielle Machbarkeit 

dieser vollständigen Gewässerneuregelung nach den vorgelegten Ergebnissen jedoch nicht gegeben 

war. 
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Abbildung 6: Realisierungsstudie Gewässerregelung  
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Ort Bauwerk 

Geplante Baumaßnahme 

Länge [m] 

Deichlinie bei Hammelwarden Neubau Sielbauwerk: 

3 Sielläufen à 6 m Breite als Entnahmebauwerk 

- 

 Neubau Speicherpolder: 

227.000 m² Grundfläche, 

Verwallung der Teiche auf NHN +2,50 m, 

Einstauhöhe max. NHN +2,13 m, 

Speicherraum 140.400 m³. 

 

Übergang Speicherpolder - 

Wasserkanal 

Neubau Ablaufsiel: 

2 Sielläufe à 2,50 m Breite. 

 

Wasserkanal (Zuwässerung) Gewässerneubau: 

10 Abschlagsbauwerke,  

1 Düker unter Eisenbahntrasse, 

1 Betonbrücke, 

19 Durchlässe,  

im Bereich Hammelwarden: max. Wasserstand 

NHN +1,20 m, Verwallungshöhe NHN +1,70 m, 

Sohlbreite 9,50 m  

im Bereich Beckum: max. Wasserstand 

NHN +0,9 m, Verwallungshöhe NHN +1,40 m, 

Sohlbreite 5,90 m im Bereich Beckum. 

16640 

Entwässerungstrasse Brake-

Hobenbrake 

Gewässerbau/ -ausbau: 

16 neue Brücken, 

Sohlbreite zwischen 12 m (Anschluss Braker Siel-

tief/Dornebbe) und 32 m (Anschluss an Polder Ho-

benbrake) 

16000 

Entwässerungstrasse Butjadin-

gen-Hobenbrake 

Gewässerbau/ -ausbau: 

9 Durchlässe, 

Sohlbreite zwischen 2 m (Anschluss Blexer Wisch) 

und 9 m (Anschluss an Polder Hobenbrake) 

14700 

Beckumer Sieltief Gewässerausbau 3300 

Utergadinger Tief Gewässerausbau 

Gewässerneubau 

3000 

3700 

Abbehauser Sieltief Gewässerausbau 4000 

Hobenbrake Neubau Polder Hobenbrake: 

min. 50.000 m² Grundfläche, 

Sohltiefe NHN -2,50 m, max. Einstauhöhe NHN -

0,8 m 

 

Mündungsbauwerk Hobenb-

rake 

Neubau Siel und Schöpfwerk: 

4 Sielläufe à 6 m Breite, 

9 Pumpen mit gestaffelter Leistung auf insges. 

36,9 m³/s, 

vollautomatische Rechenreinigungsanlage 

 

Hobenbrake außendeichs Herstellung Außentief: 2600 
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Sohlbreite 27 m,  

Sohltiefe NHN -2,50 m 

 

Tabelle 2: Maßnahmenplanungen zur Umsetzung der Realisierungsstufe Gewässerregelung 

 

Vorzugsalternative: Aktuelles Zu- und Entwässerungskonzept (2017) 

Nach Vorliegen von zwei verschiedenen Alternativen mit jeweils unterschiedlichen Lösungsansätzen 

haben fortan der Planungsverband Generalplan Wesermarsch und der NLWKN an der Weiterentwick-

lung der bereits erzielten Ergebnisse gearbeitet. Seit April 2016 ist der NLWKN durch MU mit der Wei-

terführung der Planung beauftragt. 

Um den teilweise konzeptionellen Charakter der Ergebnisse weiterzuentwickeln wurden zunächst mit 

den Einzelverbänden intensiv die zuwässerungstechnischen Grundlagen erarbeitet. Im Rahmen der 

Bedarfsplanung wurden dann auf Grundlage einer Laserscanvermessung, von orientierenden Bau-

grundgutachten und hydraulischen Berechnungen die positiven Ergebnisse genutzt und weiterentwi-

ckelt, so dass am Ende dieser Planungsphase ein gemeinsames Zuwässerungskonzept der drei Ver-

bände vorgestellt werden konnte. Diese Vorzugsalternative beinhaltet aufbauend auf den vorherigen 

Planalternativen die verstärkte Nutzung des vorhandenen Gewässersystems sowie den Gewässerneu-

bau in geringem Umfang (vgl. Abb. 7). Die Vorzugsalternative beinhaltet die Nutzung des Braker und 

des Käseburger Siels unter Nutzung der Rönnel sowie des Sandfelder Mühlentiefs, Lockfleths, Strohau-

ser Sieltiefs und Beckumer Sieltiefs. Des Weiteren sind ein kurzer Kanalbau von rund 4 km sowie der 

Bau von zwei neuen Schöpfwerken vorgesehen. 

Die Zuwässerung erfolgt in der Vorzugsalternative durch das Käseburger und Braker Siel. Das Ober-

hammelwarder Tief sowie das Braker Sieltief dienen hierbei als Speicher, um auch in den Sielschluss-

phasen Richtung Norden zuwässern zu können. Die Rönnel als bestehendes Verbindungsgewässer zwi-

schen dem Käseburger und Braker Sieltief wird für die erforderliche Grundinstandsetzung des Braker 

Siels ausgebaut. Anlass der Planung zur erforderlichen Grundinstandsetzung war die 2006 durchge-

führte Bauwerksprüfung des Braker Siels, bei der festgestellt wurde, dass die Stand- und Verkehrssi-

cherheit des Sielbauwerks nicht mehr dauerhaft gegeben ist. In den Folgejahren wurden mehrere Al-

ternativen zur Behebung dieser Defizite untersucht. Dieses insbesondere unter Berücksichtigung bau-

zeitlicher und störfallbedingter Aspekte. Die Untersuchung ergab, dass eine Teilinstandsetzung des 

Braker Siels mit einer kompensatorischen Leistungserhöhung am Käseburger Siel den gestellten Anfor-

derungen am besten gerecht wird. Diese Lösung bedingt den streckenweisen Ausbau der vorhandenen 

CƭƛŜǖƎŜǿŅǎǎŜǊ αwǀƴƴŜƭά ǳƴŘ α{ŀƴŘŦŜƭŘŜǊ aǸƘƭŜƴǘƛŜŦά Ȋǳ ƘȅŘǊŀǳƭƛǎŎƘ ǿƛǊƪǎŀƳŜƴ ±ŜǊōƛƴŘǳƴƎǎƎŜǿŅǎπ

sern zwischen beiden Sieltiefs. 

Ausgehend vom Braker Sieltief ist ein rund 4 km langer Bau eines neuen Verbindungsgewässers für 

die Zu- und Entwässerung zum Lockfleth vorgesehen. In diesem Bereich (Ovelgönne) ist zudem der 

Bau eines Stufenschöpfwerkes vorgesehen. Vom Lockfleth kommend verläuft die Zuwässerungslö-

sung im weiteren Verlauf in das Strohauser und das Beckumer Sieltief. Dort findet ein Anschluss an 

den Butjadinger Zu- und Entwässerungskanal (Gewässerneubau auf 140 m) statt und wird ein weite-

res Stufenschöpfwerk errichtet. 
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Die Zuwässerung aller drei Verbandsgebiete dauert rd. 18 Tage. In der ersten Zuwässerungsphase wer-

den Braker Sielacht und Stadlnder Sielacht zugewässert und das Stufenschöpfwerk Ovelgönne an den 

ersten 4 Tagen betrieben, um die hohen Stadlander Gebiete zuzuwässern. In der anschließenden Zu-

wässerungsphase von ca. 14 Tagen wird das Stufenschöpfwerk Beckum betrieben, um den EV Butja-

dingen zuzuwässern. 

Zur Behebung örtlicher Entwässerungsdefizite und mindestens die Erhaltung des entwässerungstech-

nischen Ist-Zustands auch bei verbandsübergreifender Zuwässerung sind die Erweiterung des Stufen-

schöpfwerks Großenmeer um eine fischschonende Pumpe sowie die Ergänzung des Sielbauwerks Eck-

warden um ein Schöpfwerk ebenfalls Inhalt der Vorzugsalternative. Das Stufenschöpfwerk in Beckum, 

das eigentlich der Zuwässerung dient, erhält eine zusätzliche Leitung, mit der auch für Entwässerungs-

zwecke in die Weser gepumpt werden kann. 

Mit der Vorzugsalternative gelingt eine verbandsübergreifende Neuordnung der Be- und Entwässe-

rung in der Wesermarsch, mit der einerseits im Bereich der Braker Sielacht entnommenes salzarmes 

Weserwasser bis in den Entwässerungsverband Butjadingen geleitet werden kann und andererseits 

die Entwässerungssituation der beteiligten Verbände verbessert werden kann. Letzteres wird erreicht 

durch Behebung örtlicher Defizite, Vergrößerung des Gewässerspeichers und vor allem die vollstän-

dige Vernetzung der Gewässersysteme, die gegenseitige Entlastungen ermöglicht. 

5ƛŜ .ŀǳƪƻǎǘŜƴ ǿǳǊŘŜƴ ƛƴ ŜƛƴŜƳ ±ƻǊŜƴǘǿǳǊŦ нлму ŀǳŦ ǊŘΦ оп aƛƻΦ ϵ ōǊǳǘǘƻ ƎŜǎŎƘŅǘȊǘ όƛƴƪƭΦ ŘŜǊ 9ƴǘǿŅǎπ

serungsbauwerke in Beckum, Großenmeer und Eckwarden). Die Gesamtherstellungskosten belaufen 

sich inkl. Nebenkosten (Planung, Bauleitung, Ausgleich und Ersatz) ŀǳŦ ƎŜǎŎƘŅǘȊǘ по aƛƻΦ ϵ ōǊǳǘǘƻΦ 
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Abbildung 7: Aktuelles Zu- und Entwässerungskonzept (2017) 
Quelle: NLWKN, Bezirksstelle Brake-Oldenburg 2017 
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Ort Maßnahme(n) Länge [m] 

Käseburger Siel 

 

Anpassung Motorentechnik an den Hubtoren, 

Einbau eines Kolkschutzes 
 

- 

Käseburger Sieltief Neubau Regelbauwerk 
 

- 

Oberhammelwarder Sieltief Neubau Regelbauwerk 
 

- 

Sandfelder Mühlentief [evtl.] Anpassung Unterschöpfwerk Sandfeld: 

evtl. Leistungsanpassung 
 

- 

Sandfelder Mühlentief und 

Rönnel bis  

Stadtrand der Stadt Brake 

Gewässerausbau: 

erforderlicher Fließquerschnitt 30 m2, 
Regelböschungsneigung 1:2, 
obere Breite rund 16,5 m, 
Beidseitig unbefestigter Unterhaltungsstreifen von 

10 m Breite. 

Hinweis: 

Diese Maßnahme wird unabhängig vom General-

plan Wesermarsch durchgeführt und ist eine Maß-

nahme zur Herstellung der Deichsicherheit im Be-

reich des Braker Siels. Die konkrete Planung und 

Genehmigung erfolgt durch ein Planfeststellungs-

verfahren nach § 68 WHG. 
 

(4.390) 

Verbindungstief Braker Sieltief 

bis zum Stufenschöpfwerk 

Ovelgönne 

Gewässerneubau: 

erforderlicher Fließquerschnitt 30 m2, 

Regelböschungsneigung 1:2, 

obere Breite rund 16,5 m, 

Böschungen werden beidseitig bis auf die Verwal-

lungshöhe von NHN + 0,6 m angelegt,  

beidseitig unbefestigter Unterhaltungsstreifen von 

10 m Breite, 

Errichtung von 2 Straßendurchlässen (Mühlenweg 

und K205) im Gewässerverlauf. 
 

1.800  

Stufenschöpfwerk Ovelgönne Neubau Stufenschöpfwerk: 

geplante Leistung von 6 m3/s, 

Nutzung fischschonender Pumpen wird geprüft. 
 

- 

Verbindungstief zwischen dem 

Stufenschöpfwerk Ovelgönne 

bis Lockfleth 

Gewässerneubau: 

erforderlicher Fließquerschnitt 30 m2, 

Regelböschungsneigung 1:2, 

obere Breite rund 21,5 m, 

Böschungen werden beidseitig bis auf die Verwal-

lungshöhe von NHN + 1,6 m angelegt,  

beidseitig unbefestigter Unterhaltungsstreifen von 

10 m Breite. 
 

2.016  
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Lockfleth bis Strohauser Siel-

tief 

Gewässerausbau: 

Abschnittsweise werden die Sohle vertieft und die 

Verwallungen beidseitig auf eine Höhe von NHN + 

1,6 m aufgehöht. 
 

5.137  

 

Beckumer Sieltief zwischen 

Strohauser Sieltief und SSW so-

wie westlich der Bahn 

Gewässerausbau: 

Erforderlicher Fließquerschnitt 30 m2, 

Regelböschungsneigung 1:2, 

Obere Breite rund 26 m, 

Böschungen werden beidseitig bis auf die Verwal-

lungshöhe von NHN +1,6 m angelegt,  

Beidseitig unbefestigter Unterhaltungsstreifen von 

10 m Breite, 

3 Regelbauwerke im Gewässerverlauf. 
 

1.910 

+ 

330  

 

Stufenschöpfwerk Beckum Neubau Stufenschöpfwerk: 

Geplante Leistung von 6m3/s mit Entwässerungs-

möglichkeit in die Weser 

Nutzung fischschonender Pumpen wird geprüft. 
 

- 

Verbindungstief 

Beckumer Sieltief bis 

Butjadinger Zu- und Entwässe-

rungskanal 

Gewässerneubau: 

Erforderlicher Fließquerschnitt 30 m2, 

Regelböschungsneigung 1:2, 

Obere Breite rund 18 m, 

Böschungen werden beidseitig bis auf die Verwal-

lungshöhe von NHN +1,6 m angelegt,  

Beidseitig unbefestigter Unterhaltungsstreifen von 

10 m Breite. 
 

140  

Großenmeer Ergänzung Stufenschöpfwerk Großenmeer um 

eine fischschonende Pumpe 

 

Eckwarden Erweiterung Siel Eckwarden um ein Schöpfwerk  

 
Tabelle 3: Maßnahmenplanungen zur Umsetzung des aktuellen Zu- und Entwässerungskonzept 
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Alternativenvergleich (tabellarisch) 

Im Rahmen des Entscheidungsprozesses wurden die einzelnen, ausgewählten Maßnahmen u.a. hinsichtlich ihres Projektumfanges, ihrer Ent- und Zuwässerungsmethodik, 

der damit verbundenen Bauleistungen und Kosten, der erforderlichen Flächeninanspruchnahme, der Auswirkungen auf die Entwässerung, der Nachhaltigkeit und der Um-

weltauswirkungen geprüft. Eine Kurzzusammenfassung findet sich in nachfolgender Tabelle wieder. 

 Machbarkeitsstudie zur Nutzung der 
vorhandenen Gewässer (2010) 

Realisierungsstufe Gewässerregelung 
(2011) 
 

Aktuelles Zu- und Entwässerungs-
konzept (2017) 
 

Zusammenfassung des 
Vorhabens 
 

Nutzung des vorhandenen Gewässer-
systems. 
 
 
 
Die Zuwässerung erfolgt durch das Kä-
seburger Siel. 
 
 
 
Neubau eines Verbindungsgewässers 
zwischen Käseburger Sieltief und Lock-
fleth. 
 
Bau von 3 Zuwässerungspumpwerken  
 

Vollständige Neuordnung des derzeiti-
gen Zu- und Entwässerungssystems in 
der mittleren und nördlichen Weser-
marsch. 
 
Bau eines Entnahmebauwerkes sowie 
eines Speicherpolders im Bereich Ham-
melwarden, von hier erfolgt die Zuwäs-
serung. 
 
Bau eines Kanals von dem neuen Ent-
nahmenbauwerk bis zum Beckumer 
Sieltief. 
 
 
 
Neuausrichtung der Entwässerung auf 
ein neues Mündungsbauwerk mit an-
grenzendem Speicherpolder in Hoben-
brake. 
 

Nutzung des vorhandenen Gewässer-
systems. 
 
 
 
Die Zuwässerung erfolgt durch das Kä-
seburger und Braker Siel. 
 
 
 
Neubau eines Verbindungsgewässers 
zwischen dem Braker Sieltief und dem 
Lockfleth. 
 
Bau von 2 Zuwässerungsschöpfwerken 
 
Min. Beibehaltung des Ist-Zustands der 
Entwässerung 

Zu- und Entwässerung 
 

Bedarfsorientierte Zuwässerung. 
 
Die Zuwässerung durch das Käseburger 
Siel erfolgt nur in den Zeiträumen, in 
denen die Salzgehalte in der Weser im 

Ständige Zuwässerung. 
 
Die Zuwässerung durch das neu zu bau-
ende Sieltief erfolgt ständig um einen 

Bedarfsorientierte Zuwässerung. 
 
Die Zuwässerung durch das Käseburger 
und Braker Siel erfolgt nur in den Zeit-
räumen, in denen die Salzgehalte in der 
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tolerierbaren Bereich liegen und die 
Verbände Bedarf an Zuwässerungs-
wasser haben. 
 

Fließcharakter in allen Gewässern ent-
stehen zu lassen. 

Weser im tolerierbaren Bereich liegen 
und die Verbände Bedarf an Zuwässe-
rungswasser haben. 
 

Bauleistungen 
 
- Gewässerneubau 
- Gewässerausbau 
- Brücken 
- Durchlässe 
- Düker 
- Entnahmebauwerke 
 
- Mündungsbauwerke 
 
- Pumpwerke (Zuwässerung) 
- Speicherpolder 
 

 
 
12 km  Gewässerneubau. 
14 km  Gewässerausbau. 
 
2  Durchlässe. 
2  Düker. 
 
 
 
 
3 Pumpwerke. 

 
 
30,57 km Gewässerneubau. 
30,77 km Gewässerausbau. 
17  Brücken. 
28  Durchlässe. 
1 Düker. 
1 Entnahmebauwerk (Siel in 

Deichlinie). 
1 Mündungsbauwerk (Siel und 

Schöpfwerk in Deichlinie). 
 
2 Speicherpolder. 

 
 
4 km Gewässerneubau. 
7,4 km Gewässerausbau. 
 
6 Durchlässe. 
 
 
 
 
 
2 Pumpwerke. 
 

Flächeninanspruchnahme rd. 52 ha rd. 190 ha rd. 15 ha 

Kostenschätzung (gerundet), 
nur Baukosten brutto und 
Grunderwerb 
 

28  Millionen Euro. 74  Millionen Euro. 34  Millionen Euro. 

Herstellungskosten (gerundet) 35     Millionen Euro. 87  Millionen Euro. 43  Millionen Euro. 

Jährliche Betriebskosten 
(Schätzung, keine vergleichba-
ren Ansätze) 
 

300.000 Euro pro Jahr 150.000 Euro pro Jahr 110.000 Euro pro Jahr 

 

Tabelle 4: Zusammenfassung der einzelnen Plankonzepte und tabellarischer Alternativenvergleich 
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Ergebnis des Alternativenvergleichs 

Neben dem Salzgehaltsanstieg an den Sielbauwerken begründen weitere, seit den 60er Jahren verän-

derte Randbedingungen im Planungsraum (zunehmende Flächenversiegelung, Weiterentwicklung von 

Bemessungsansätzen), eine wasserwirtschaftliche Gesamtbetrachtung. Für alle vorgestellten Alterna-

tiven galt die Maßgabe, dass die verbandsübergreifende Zuwässerung nicht zu Lasten der Entwässe-

rung gehen darf, bzw. zwingend notwendige Verbesserungen der Entwässerungssituation berücksich-

tigt werden. 

Vor diesem Hintergrund und bei allen Wertungskriterien (Flächenverbrauch, Eingriff in Natur und 

Landschaft, Kosten) hat sich die Vorzugsalternative als vorteilhaft erwiesen. Mit ihr gelingt eine ver-

bandsübergreifende Neuordnung der Be- und Entwässerung in der Wesermarsch, bei der einerseits im 

Bereich der Braker Sielacht entnommenes salzarmes Weserwasser bis in den Entwässerungsverband 

Butjadingen geleitet und andererseits die Entwässerungssituation der beteiligten Verbände verbessert 

werden kann. Letzteres wird erreicht durch Behebung örtlicher Defizite, Vergrößerung des Gewässer-

speichers und vor allem die vollständige Vernetzung der Gewässersysteme, die gegenseitige Entlas-

tungen ermöglicht.  

In der Vorzugsalternative sind Be- und Entwässerung günstig miteinander verknüpft. 

Vergleichend ist zu hervorzuheben, dass mit der Vorzugsalternative durch überwiegende Nutzung vor-

handener Gewässer der Flächenverbrauch für neue Verbindungsgewässer und dem Ausbau bestehen-

der Gewässer am geringsten ausfällt. Auch hinsichtlich der Regelbauwerke fallen die Maßnahmen der 

Vorzugsalternative am geringsten aus. Die bereits bestehenden Mündungsbauwerke werden für eine 

verbesserte Zu- und Entwässerung mit einbezogen, auf den Bau weiterer Mündungsbauwerke samt 

Polder-Anlagen wie in der Studie von 2011 kann verzichtet werden. 

Im Gegensatz zur Alternativplanung 2 aus dem Jahr 2011 wird mit der Vorzugsalternative dargelegt, 

dass die Neuordnung der Zu- und Entwässerung zukünftig zu einer Einhaltung der Grenzwerte während 

der Zuwässerung führt und die Entwässerungssituation der beteiligten Verbände verbessert wird. 

Auch hinsichtlich naturschutzfachlicher Wertigkeiten fallen die Maßnahmen der Vorzugsalternative 

am geringsten aus. Grundsätzlich ist zu verdeutlichen, dass mit dem aktuellen Zu- und Entwässerungs-

konzept sowie der Alternativplanung 1 die vorhandenen Entwässerungsstrukturen beibehalten wer-

den. Die Alternativplanung 2 wiederrum hätte eine unwiederbringliche Veränderung der Entwässe-

rungsstrukturen geschaffen. Gleichzeitig ist mit dieser Alternativplanung durch den Bau eines neuen 

Mündungsbauwerkes in Hobenbrake ein dauerhafter Flächenentzug einer FFH-Fläche verbunden, was 

einen Konfliktpunkt in der nachfolgenden Planungsebene darstellen könnte. 

Die als Vorzugsvariante bzw. Generalplan Wesermarsch beschriebene Trasse ist wie oben dargelegt 

aufgrund ihrer geringer ausfallenden Eingriffe im Vergleich zu den beiden Alternativplanungen als 

Vorranggebiet Zu- und Entwässerungskanal festgelegt. 
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3.2.5. Küsten- und Hochwasserschutz 

Begründung zu Ziffer 01 

Aufgrund der besonderen geografischen Lage des Landkreises Wesermarsch muss der Schutz von 

Wohn-, Arbeits- und Verkehrsflächen sowie Infrastruktureinrichtungen vor Hochwasser aus regional-

planerischer und bauleitplanerischer Sicht beachtet werden. Die besondere Lage wird auch ersichtlich 

durch die (auch im Internet einsehbare) Gefahren- und Risikokarten des NLWKN, hier wird der kom-

plette Landkreis als gefährdet eingestuft. 

Im Landkreis Wesermarsch ist die Versickerungsmöglichkeit von Regenwasser aufgrund der vorherr-

schenden Kleiböden generell eingeschränkt. Aufgrund dessen hat sich im Landkreis Wesermarsch das 

System bewährt, dass das Regenwasser in Plangebieten über entsprechende Entwässerungseinrich-

tungen gesammelt und gebündelt zum Vorfluter abgeleitet wird. Bei verschiedenen Bauvorhaben liegt 

deshalb bereits aktuell die bauleitplanerische bzw. planungsrechtliche Vorgabe vor, dass Neubauvor-

haben entsprechende Oberflächenentwässerungspläne besitzen, die sich dem Thema der Wasserab-

leitung im Kontext von Regenereignissen widmen. Im Kontext von zunehmenden Starkregenereignis-

sen wird dennoch betont, dass neue Siedlungsflächen primär in solchen Gebieten entwickelt werden, 

in denen die Entwässerungssysteme in der Lage sind, Wassermengen bei extremen Regenereignissen 

zurück- bzw. weiterzuleiten. Alternativ sollen neue Siedlungsflächen nur in Verbindung mit umfassen-

den Anpassungsmaßnahmen realisiert werden. 

Die Folgen des Klimawandels werden u. a. durch den beschleunigten Anstieg des Meeresspiegels deut-

lich, aber auch durch Veränderungen im meteorologischen Geschehen, die sich u. a. in der Verände-

rung von Häufigkeit und Intensität von Niederschlagsereignissen und Trockenperioden zeigen. Heutige 

Maßnahmen zum Hochwasserschutz wie Deichbau und -erhöhungen, die Errichtung zweiter Deichli-

nien oder andere technische Bauwerke haben sich bewährt. Gleichwohl sind vor dem Hintergrund der 

zu erwartenden Klimaveränderungen auch alternative Strategien zu entwickeln. Für die Umsetzung 

von Hochwasserschutzmaßnahmen müssen notwendige Flächen zur Verfügung stehen. Als Vorrang-

gebiete Deich sind die Deiche entlang der Gewässer 1. Ordnung sowie entlang der Küstenlinie festge-

legt. Die Deiche sind gem. § 3 Abs. 1 Niedersächsisches Deichgesetz (NDG) gewidmete Deiche. 

Die beiden Sperrwerke an der Hunte und Ochtum sind Bestandteil eines Gesamtkonzeptes für den 

Hochwasserschutz in der Region Unterweser. Als Sperrwerke dienen sie dem vor Hochwasser und 

Sturmfluten und sind zu sichern und kontinuierlich instand zu halten. 

Begründung zu Ziffer 02 

Bei den in der zeichnerischen Darstellung räumlich festgelegten Vorranggebieten Hochwasserschutz 

an der Hunte und Ochtum handelt es sich um Überschwemmungsgebiete, die nach § 76 Abs. 2 Satz 1 

und Abs. 3 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sowie nach § 115 Abs. 2 des Niedersächsischen Wasserge-

setzes (NWG) einzuordnen sind. Die Festlegungen der Vorranggebiete Hochwasserschutz sind in der 

zeichnerischen Darstellung maßstabsbedingt nicht parzellenscharf festgelegt. 

Aufgrund der Überlagerung des Vorranggebietes Hochwasserschutz mit weiteren Festlegungen wird 

zugunsten der Lesbarkeit im Folgenden auf die Beikarte verwiesen, auf der neben den administrativen 

Grenzen des Landkreises und der kreisangehörigen Kommunen Berne, Elsfleth und Lemwerder aus-

schließlich die Vorranggebiete Hochwasserschutz zu entnehmen sind: 
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Weitere Gebiete, die unter das Schutzregime des § 76 Abs. 2 und 3 WHG i.V.m. § 115 Abs. 2 NWG 

fallen, existieren nicht im Kreisgebiet. Aufgrund der exponierten Lage des Landkreises zwischen Jade-

busen, Wesermündung und Weser und den dazugehörigen 62 km Seedeichen, 94 km Flussdeichen 
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sowie den Hochwasserschutzeinrichtungen und einem Geländeniveau, welches größtenteils unterhalb 

des Meeresspiegels liegt, stellt der Hochwasserschutz, auch unter Berücksichtigung des Klimawandels, 

ein wichtiges Thema der Kreisverwaltung in Zusammenarbeit mit den Deichbänden, dem NLWKN so-

wie den Betrieben und sonstigen Trägern öffentlicher Belange dar. Gerade im Hinblick auf mögliche 

extreme Überschwemmungsszenarien, dessen räumliche Auswirkungen im Fall eines Extremereignis-

ses (HQextrem/HQ 200) in der folgenden Abbildung ablesbar sind, sind auch die bereits von der Raum-

ordnung unabhängigen Methoden und Instrumente zum Schutz der Siedlungs- und Wirtschaftsstruk-

turen zu sichern und an die Erfordernisse des Klimawandels anzupassen. 
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4. Ziele und Grundsätze zur Entwicklung der technischen Infrastruk-

tur und der raumstrukturellen Standortpotenziale 

4.1. Mobilität, Verkehr und Logistik 

4.1.1. Entwicklung der technischen Infrastruktur und Logistik 

Begründung zu Ziffer 01 

Die Seehäfen Brake (Utw.) und Nordenham sind auf die Schienenstrecke Nordenham-Blexen -Hude zur 

Abwicklung ihres Betriebsablaufs existenziell angewiesen. Die Schienenstrecke leistet hierbei wichtige 

straßenverkehrsentlastende Effekte und ist aufgrund dessen in ihrem jetzigen Bestand zu sichern. 

Ein strategisch wichtiger Streckenteilabschnitt befindet sich zwischen Nordenham, Friedrich-August-

Hütte und Blexen. Der 1. Kilometer dieser rund 6 Kilometer langen Stichstrecke (Nordenham ς Fried-

rich-August-Hütte) wird ausschließlich vom Güterverkehr genutzt und gewährleistet die schienenge-

bundene Anbindung der Industrie- und Hafenbetriebe im Bereich Friedrich-August-Hütte (Stadt 

Nordenham). 

Der weitere Streckenverlauf von Friedrich-August-Hütte Richtung Blexen ist jedoch aufgrund infra-

struktureller Mängel seit 1998 betrieblich gesperrt. Dieser Streckenabschnitt wurde 2017 von einem 

privaten Infrastrukturunternehmen übernommen, welches eine Wiedereröffnung anstrebt. Neben ei-

ner möglichen Wiedereinführung des schienengebundenen Nahverkehrs bis nach Blexen soll ebenfalls 

den sich in Blexen befindenden Industrie- und Hafenbetrieben ein Zugang zum Schienennetz und damit 

ein schienengebundener Gütertransport ermöglicht werden.  

Begründung zu Ziffer 02 

Die Hafenbranche ist eine bedeutende Kraft für die wirtschaftliche Entwicklung im Landkreis Weser-

marsch. Nicht zuletzt aufgrund der beiden Seehäfen Nordenham und Brake (Unterweser) wird die 

Wettbewerbsfähigkeit des Landkreises und der Region maßgeblich durch die Kompetenz der Logistik-

wirtschaft bestimmt. Der Ausbau der logistischen Kompetenz sowie der entsprechenden Standortvo-

raussetzungen ist insbesondere aufgrund der weltweiten Globalisierung sowie der weltweiten Vernet-

zung lokaler Unternehmen erforderlich, um die regionalen Wertschöpfungseffekte für eine nachhal-

tige Regionalentwicklung nutzen zu können. Ein besonderes Potential bietet dabei der Neubau der A 

20 ς Küstenautobahn, in deren Kreuzungsbereich mit der Bundesstraße B 212 großes Potential für ein 

überregional ausgerichtetes Gewerbegebiet zu sehen sind. 

Begründung zu Ziffer 03 

Die beiden Seehäfen in den Städten Brake (Utw.) und Nordenham sind für die wirtschaftliche Entwick-

lung des Landkreises Wesermarsch von erheblicher Bedeutung. Diese Standorte für die maritime Wirt-

schaft sind zu erhalten und zu entwickeln.  

Die genannten maritimen Wirtschaftsstandorte sind aufgrund ihrer hohen wirtschaftlichen und iden-

titätsstiftenden Bedeutung sowie ihrer internationalen Wettbewerbsfähigkeit für den Landkreis We-

sermarsch von besonderer Bedeutung. Der Erhalt und die Entwicklung dieser Standorte sollen in enger 

Abstimmung untereinander und in Zusammenarbeit mit der Wirtschaftsförderung erfolgen, um ihren 

Stellenwert (im inter- sowie nationalen Kontext) zu festigen und auszubauen. 
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Die Funktion der Küstenverkehrszone ist für die Schifffahrt ebenso als verkehrliche Anbindung zu si-

chern, wie die Weser und die Häfen mit ihren Anbindungen. Dazu gehören insbesondere landseitig der 

Zugang an ein leistungsfähiges Schienennetz als auch wasserseitig der Erhalt der Fahrrinnen von Weser 

und Hunte sowie Maßnahmen zu ihrer Anpassung an den sich wandelnden Schiffsverkehr und damit 

einhergehenden Anforderungen. 

4.1.2. Schienenverkehr, öffentlicher Personennahverkehr, Fahrradverkehr 

Begründung zu Ziffer 01 

Schienenverkehr eignet sich insbesondere für die umweltfreundliche und gesamtgesellschaftlich effi-

ziente Abwicklung großer Verkehrsmengen. Sein Anteil an der Bewältigung des Verkehrsaufkommens 

kann noch erhöht werden. Dazu sind Angebotsverbesserungen und der Ausbau des Schienennetzes 

erforderlich. 

Die Haupteisenbahnstrecke Wilhelmshaven - Oldenburg - Bremen ist ein wichtiger Bestandteil des eu-

ropäischen Schienennetzes und verläuft auf einem kurzen Teilstück im westlichen Kreisgebiet (bei Ja-

derberg). Die Sicherung und Entwicklung dieser Strecke ist, auch im Hinblick auf den JadeWeserPort, 

ein vordringliches Ziel der Landesraumordnung und der regionalen Raumordnung. 

Die Eisenbahnstrecke Nordenham-Blexen - Hude stellt die wichtigste Schienenstrecke im Landkreis 

Wesermarsch dar. Der Erhalt und der bedarfsgerechte Ausbau der Strecke dienen der Abwicklung des 

schienengebundenen Personenverkehrs innerhalb des Planungsraumes und in das Oberzentren Bre-

men sowie der Abwicklung des Güterverkehrs. Aufgrund der geologischen Bodenbeschaffenheiten 

kommt es zu Oberbauschäden, die eine Reduzierung der Streckengeschwindigkeit mit sich bringen. 

Diese Langsamfahrstellen, die sich vor allem auf den Streckenabschnitt Bern-Hude konzentrieren, sind 

baulich zu beseitigen. Einen weiteren neuralgischen Punkt stellt die Eisenbahndrehbrücke über die 

Hunte im Bereich Elsfleth dar, deren baulicher Zustand bereits in der Vergangenheit für kurzfristige 

Unterbrechungen dieser alternativlosen Eisenbahnstrecke sorgte. Aufgrund der aufgeführten Bedeu-

tung dieser Eisenbahnstrecke ist deren Erhalt und deren zeitnahe Instandsetzung von Seiten des zu-

ständigen Infrastrukturunternehmens, der DB Netz AG, zu prüfen. 

Begründung zu Ziffer 02 

Die im Landkreis Wesermarsch durch den schienengebundenen Nahverkehr bedienten Bahnhöfe und 

Haltepunkte sind aufgrund ihrer Bedeutung für die Naherschließung sowie für die Anbindung an die 

benachbarten Mittel- und Oberzentren als Vorranggebiet Bahnstation festgelegt. Am Bahnhaltepunkt 

Jaderberg, dessen Fertigstellung im Mai 2020 erfolgt, sollen zukünftig die RE-Linien 18 und 19 halten. 

Durch diese ist es zukünftig möglich, ab Jaderberg per Direktverbindung nach Wilhelmshaven, Olden-

burg oder Bremen per Eisenbahn zu gelangen. An den übrigen im Kreisgebiet liegenden Bahnhöfen 

Brake, Elsfleth und Nordenham (täglich zwischen 500 und 1.000 Ein- und Aussteiger), Berne und Ro-

denkirchen sowie den Bahnhaltepunkten Kirchhammelwarden und Kleinen-siel (täglich weniger als 

500 Ein- und Aussteiger) verkehrt die Regio-S-Bahn-Linie RS4. 

Die Regio-S-Bahn-Linie RS4 dient der Naherschließung und hält zwischen Nordenham und Hude an 

allen Stationen und fährt derzeit mit Zwischenhalt in Delmenhorst weiter nach Bremen. Geplant ist, 
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dass ab Dezember 2022 auch alle Zwischenhalte zwischen Hude und Bremen mit der RS4 bedient wer-

den. Die Linie verkehrt in einem 60-Minuten-Takt. Aus Sicht des Landkreises Wesermarsch sollte die 

bestehende Regio-S-Bahn-Linie RS4 bis nach Nordenham-Blexen verlängert werden. Die ehemaligen 

Bahnstationen in Blexen, Golzwarden, Oberhammelwarden und Neuenkoop könnten ergänzend als 

Haltepunkt reaktiviert werden. Zur Realisierung dieser Vorhaben ist eine koordinierte Zusammenar-

beit zwischen dem Aufgabenträger des SPNVs, den zuständigen Eisenbahn-infrastrukturunternehmen 

sowie dem Landkreis Wesermarsch erforderlich. 

Hinweis zu Ziffer 03 

Die Organisation des im Landkreis verkehrenden ÖPNV ist eine fortschreibende Aufgabe der öffentli-

chen Verwaltung und der Aufgabenträger. In diesem Kontext werden fortlaufend die bestehenden An-

gebote analysiert und an die sich verändernden Rahmenbedingungen angepasst. Eine wichtige Stel-

ƭǳƴƎ ƛƳ [ŀƴŘƪǊŜƛǎ ǸōŜǊƴƛƳƳǘ ŘƛŜ .ǳǎƭƛƴƛŜ ппл όα²ŜǎŜǊǎǇǊƛƴǘŜǊάύΣ ŘŜǊ ƛƴ ŘŜƴ IŀǳǇǘǾŜǊƪehrszeiten teil-

weise im 30 Minuten-Takt verkehrt und die Wesermarsch mit den Oberzentren Bremerhaven und 

Oldenburg verbindet. Darüber hinaus sollen noch weitere Verbindungen zu angrenzenden Ober- und 

Mittelzentren sichergestellt oder entwickelt werden. Beispielhaft seien hier die Entwicklungen der 

.ǳǎƭƛƴƛŜƴ прл όα5ŜƛŎƘƭŅǳŦŜǊάύ ǳƴŘ псл ƎŜƴŀƴƴǘΦ 5ƛŜ .ǳǎƭƛƴƛŜ прл ǾŜǊōƛƴŘŜǘ ŘƛŜ aƛǘǘŜƭȊŜƴǘǊŜƴ .ŜǊƴŜ ǳƴŘ 

Lemwerder mit dem Mittelzentrum mit oberzentralen Teilfunktionen Delmenhorst, dessen Taktfolge 

wochentags auf einen Stundentakt verdichtet und am Wochenende auf einen zweistündigen Takt ein-

gerichtet wurde. Seit Dezember 2018 existiert zudem die Buslinie 460, welche die mittlere Weser-

marsch (Oberhammelwarden, Stadt Elsfleth, Eckfleth) mit dem Oberzentrum Oldenburg montags bis 

samstags in einem zweistündigen Takt verbindet. 

Die Vernetzung der Zentralen Orte auch ohne direkten Bahnanschluss durch den ÖPNV ist zur Siche-

rung der zentralörtlichen Funktionen in diesen Orten sowie für die Erreichbarkeit dieser Funktionen 

für alle Teile der Bevölkerung und somit zur Sicherung der Daseinsvorsorge unerlässlich. 

In Teilräumen, in denen kein qualifiziertes, regelmäßiges ÖPNV-Angebot eingerichtet werden kann o-

der aufgrund der demographischen Entwicklung kein klassischer ÖPNV wirtschaftlich zu vertreten ist, 

sollen alternative, flexiblere Mobilitätsformen in Betracht gezogen werden. 

Ein Beispiel hierfür stellt der Bürgerbus Butjadingen dar, der durch eine regelmäßige Taktfolge die Er-

schließung und Erreichbarkeit durch einen Kleinbus gewährleistet und damit der örtlichen Nachfrage 

entspricht. Lƴ ŘƛŜǎŜƳ YƻƴǘŜȄǘ ǎŜƛ ŘƛŜ .ǳǎƭƛƴƛŜ плу όα{ǘǊŀƴŘƭŅǳŦŜǊάύ ƎŜƴŀƴƴǘΣ ŘƛŜ Řŀǎ aƛǘǘŜƭȊŜƴǘǊǳƳ 

Nordenham mit dem in der Gemeinde Butjadingen liegenden Grundzentrum Burhave und den Ort-

schaften Stollhamm, Tossens und Eckwarden verbindet und als Musterbeispiel zur Steigerung der Nut-

zerzahlen herangezogen werden kann. Der Bürgerbus zeigte nach kurzer Zeit auf dieser Linienführung 

einen erhöhten Bedarf an Sitzplätzen auf, so dass mittlerweile abgesehen von den Tagesrandzeiten 

reguläre 12 Meter Solobusse die Fahrten der ehemaligen rein durch den Bürgerbusverein betriebenen 

Buslinie übernehmen. 

Eine weitere Bürgerbuslinie zur Ergänzung des bestehenden Nahverkehrsangebots existiert seit Okto-

ber 2019 in der Gemeinde Stadland. Die dortige Linie verbindet die Orte Seefeld, Schwei, Kleinensiel 

mit dem Klinikstandort Esenshamm sowie dem Grundzentrum Rodenkirchen und bietet in diesem ei-

nen Anschluss an die stündlich verkehrende Regio S-Bahn Linie 4 nach Nordenham sowie Brake ς Els-

fleth ς Delmenhorst ς Bremen an. 
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Begründung zu Ziffer 04 

Um eine Verlagerung vom motorisierten Individualverkehr (MIV) zum öffentlichen Personennahver-

kehr (ÖPNV) zu erreichen, ist ein Bündel von Maßnahmen zur Verbesserung der Haltestelleninfrastruk-

tur und der Infrastruktur an Bahnhöfen anzustreben. Darüber hinaus wird eine Verlagerung ebenfalls 

durch eine Verbesserung des Fahrtenangebots erreicht. Der Landkreis, die Städte und Gemeinden ha-

ben mit dem Zweckverband Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen einen Partner, der mit ihnen 

gemeinsam den flächendeckenden Ausbau der Haltestelleninfrastruktur sowie das Verkehrsangebot 

verbessern kann. Da der SPNV eine bedeutende Rolle im System des ÖPNV spielt, hat auch der Aus- 

und Umbau der Bahnhofsinfrastruktur eine hohe Priorität. Zu den erforderlichen Maßnahmen gehören 

neben der Gestaltung der Haltestellen im Bahnhofsumfeld, insbesondere auch Fahrradabstellanlagen 

in Bahnsteignähe (wie z.B. die Bike-and-Ride-Anlage am Bahnhof Elsfleth) sowie Parkmöglichkeiten für 

PKW und motorisierte Zweiräder (Errichtung von Park-and-Ride- sowie Bike-and-Ride-Anlagen). 

Zur Stärkung des Verkehrsträgers Fahrrad im Landkreis Wesermarsch ist die Verkehrsinfrastruktur für 

Radfahrer kontinuierlich zu pflegen und auszubauen. Eine besondere Bedeutung besitzen in diesem 

Kontext die im Landkreis Wesermarsch verlaufenden touristischen Radwanderwege Deutsche Siel-

route, Hunteradweg, Nordseeküsten-Radweg und Weserradweg, die einen Bestandteil des landeswei-

ten touristischen Radwegenetzes bilden und für positive regionalwirtschaftliche Effekte sorgen. Auf-

grund dessen ist vor allem auf den genannten Radwanderwegen eine begleitende Infrastruktur zu si-

chern und zu entwickeln. Dazu zählen insbesondere Nebenanlagen zur Verknüpfung des Radverkehrs 

mit anderen Verkehrsarten (z.B. an Bike-and-Ride-Anlagen). Mögliche Maßnahmen darüber hinaus 

wären beispielsweise sichere (abschließbare) Unterstellmöglichkeiten für Pedelecs oder wetterfeste 

Wartehäuschen. 

Das Thema der Fahrradmobilität wird darüber hinaus gegenwärtig durch das laufende Projektvorha-

ōŜƴ αwŜƎƛƻƴŀƭŜǎ aƻōƛƭƛǘŅǘǎƪƻƴȊŜǇǘΥ wŀŘǾŜǊƪŜƘǊά ŘŜǎ YƻƳƳǳƴŀƭǾŜǊōǳƴŘŜǎ bƛŜŘŜǊǎŀŎƘǎŜƴ .ǊŜƳŜƴ 

e.V. aufgegriffen. In diesem werden für die Gebietskulisse des Kommunalverbunds, zu dem die beiden 

im Landkreis Wesermarsch liegenden Gemeinden Berne und Lemwerder gehören, Trassen des Rad-

verkehrs eruiert, die als potenzielle Radschnellverbindungen zwischen den Ober- und Mittelzentren 

dienen könnten. Der Landkreis Wesermarsch begrüßt das laufende Projektvorhaben aufgrund der Be-

deutung für die regionale Verkehrs- und Mobilitätsplanung und wird im Rahmen der konkreten Plan-

feststellung der jeweiligen Radverkehrstrassen das Projekt begleiten. 

4.1.3. Straßenverkehr 

Begründung zu Ziffer 01 

Autobahnen tragen die Hauptlast des überregionalen, bundes- und europaweiten straßengebundenen 

Personen- und Güterverkehrs. Ziel ist es, diese Verkehre auf Autobahnen zu lenken. Bisher stellt die 

Bundesautobahn A 29 von Ahlhorn nach Wilhelmshaven mit der Anschlussstelle Jaderberg den einzig 

nennenswerten Autobahnanschluss für den Landkreis Wesermarsch dar. Die geplante A 20 - Küsten-

autobahn verläuft von Jaderberg zum Wesertunnel in Ost-West-Richtung durch den Planungsraum und 

wird den Landkreis Wesermarsch durch die Anschlussstellen Neustadt/Colmar, B 437 und B 212 deut-

lich besser an das Autobahnnetz anschließen. Gemäß den Planfeststellungsunterlagen zur A 20 profi-

tiert der Landkreis Wesermarsch durch die Anschlussstellen von verkürzten Fahrzeiten u.a. zu den 

Oberzentren Bremen, Bremerhaven und Oldenburg. 
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Begründung zu Ziffer 02 

Die als Vorranggebiete Hauptverkehrsstraßen festgelegten Straßen im Planungsraum übernehmen 

eine wichtige Ergänzungsfunktion zu den Bundesautobahnen. Deren Sicherung sowie ein bedarfsge-

rechter Ausbau (beispielsweise durch eine kontinuierliche 2+1-spurige Straßenführung) gewährleistet 

den Anschluss des Landkreises an das überregionale Bundesfernstraßennetz. 

Die Bundesstraße B нмн αbŜǳōŀǳ Ǿƻƴ IŀǊƳŜƴƘŀǳǎŜƴ ōƛǎ ȊǳǊ [ŀƴŘŜǎƎǊŜƴȊŜ .ǊŜƳŜƴά ƛǎǘ ƛƳ .ǳƴŘŜǎǾŜǊπ

kehrswegeplan 2030 als vordringlicher Bedarf eingestuft und darüber hinaus im LROP 2017 als Ziel der 

Raumordnung gesichert. Das Projekt befindet sich in einem dem Planfeststellungsverfahren vorgezo-

genen Variantenvergleich und ist somit raumordnerisch zu sichern. Durch den Anschluss der B 212 an 

die A 281 hinter der Landesgrenze zu Bremen wird die verkehrliche Anbindung des Landkreises We-

sermarsch an das regionale und nationale Straßenverkehrsnetz weitergehend verbessert. 

Die als Vorranggebiet Straße von regionaler Bedeutung festgelegten Landes-, Kreis- und Gemein-

destraßen übernehmen ergänzend zu den Hauptverkehrsstraßen die Anbindung der zentralen Orte 

und weiterer Ortschaften an das überregionale Straßennetz. Dabei handelt es sich konkret um die fol-

genden Straßen: 

L 855  Stollhamm ς Ovelgönne 

L 859  Abzw. Fedderwardersiel ς Stollhamm 

L 860  Burhave - B212/Ellwürden 

L 862  Heubült ς B437/Jaderaußendeich 

L 863  Jaderaltendeich ς L855/Neustadt 

L 864  Jade - L865 

L 865  Moorhausen/Landkreisgrenze - Huntebrück (nördl.) 

L 866  Holler Moorkanal - Huntebrück (südl.) 

L 867  Neuenkoop/Landkreisgrenze ς L866/Köterende 

L 868  B74 ς Neuenkoop 

L 875  Altenesch/Landkreisgrenze ς Motzen 

L 885  L875 ς Lemwerder 

L 886  Coldewey ς Neustadt 

L 889  Golzwarden 

L 893  Rodenkirchen - Fähre Dedesdorf 

K 108  Nördlich von Jaderberg ς Südlich von Jaderberg 

K 181  Burhave ς Waddens 

K 184  Eckwarden ς Eckwarderhörne 

K 188  Blexen ς Großensiel 

K 190  B212 ς Nordenham 

K 197  Stollhammerdeich ς Diekmannshausen 

K 205  B212/Golzwarden ς L855/Ovelgönne 

K 208  Hammelwarder Außendeich ς Hammelwarden 

K 210  B211/Altendorf ς Jade 

K 211  Oldenbrok-Mittelort ς Oberhammelwarden 

K 212  Watkenstraße (nördlich von Elsfleth) 

K 213  Brake ς Nordermoor 

K 217  L875/Altenesch ς B74/Ranzenbüttel 
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K 218  L875/Bardewisch  - Ritzenbüttel 

K 317  B212 ς L864 

K 319  Barghorn ς Nordmentzhausen 

K 320  Süderschweiburg ςNordmentzhausen 

K 323  Roddens ς Tossens 

K 344  Havendorf ς Kleinensiel 

Gemeindestr. Tossens ς Nordseeallee 

Gemeindestr. Nordenham ς Atenser Allee/Oldenburger Str. 

Die Seehäfen Brake (Unterweser) und Nordenham sind für den Landkreis Wesermarsch von großer 

wirtschaftlicher Bedeutung. Ihre Hinterlandanbindung an das überregionale Straßennetz ist für ihre 

wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit von hoher Bedeutung. 

Die als Vorbehaltsgebiet Hauptverkehrsstraße dargestellten Ortsumgehungen Ellwürden und Elsfleth 

sind beide Bestandteil des aktuellen Bundesverkehrswegeplans. 

Die letztgenannte rund 6 ƪƳ ƭŀƴƎŜ hǊǘǎǳƳƎŜƘǳƴƎ 9ƭǎŦƭŜǘƘ ǿǳǊŘŜ ŀƭǎ α²ŜƛǘŜǊŜǊ .ŜŘŀǊŦ Ƴƛǘ tƭŀƴǳƴƎǎπ

ǊŜŎƘǘ ό².ϝύά ŜƛƴƎŜǎǘǳŦǘΦ aƛǘ ŘƛŜǎŜǊ 9instufung wird der grundsätzliche verkehrliche Bedarf bestätigt, 

jedoch kann angesichts der Vielzahl an Projekten im Bundesverkehrswegeplan in Verbindung mit den 

zur Verfügung stehenden Investitionsmitteln eine Realisierung nicht gewährleistet werden. Im Unter-

schied zur rund 1,8km langen Ortsumgehung Ellwürden besitzt jedoch die Ortsumgehung Elsfleth be-

ǊŜƛǘǎ tƭŀƴǳƴƎǎǊŜŎƘǘΣ ǿŅƘǊŜƴŘ ŘƛŜ hǊǘǎǳƳƎŜƘǳƴƎ 9ƭƭǿǸǊŘŜƴ ƭŜŘƛƎƭƛŎƘ ŀƭǎ α²ŜƛǘŜǊŜǊ .ŜŘŀǊŦ ό².ύά Ŝƛƴπ

gestuft wurde. 

5ƛŜ hǊǘǎǳƳƎŜƘǳƴƎ DƻƭȊǿŀǊŘŜƴ ǳƴŘ ŘƛŜ αLƴŘǳǎǘǊƛŜǘŀƴƎŜƴǘŜ bƻǊŘŜƴƘŀƳά ǎƛƴŘ ŀƭǎ ±ƻǊōŜƘŀƭǘǎƎŜōƛŜǘ 

Straße von regionaler Bedeutung festgelegt, da in ihren Stadtentwicklungs- bzw. Verkehrskonzepten 

dargestellt wird, dass die beiden genannten Verbindungen für innerstädtische verkehrlichen Entlas-

tungen (vor allem im Bereich des Güter- und Schwerlastverkehrs) sorgen werden. 

4.1.4. Schifffahrt und Häfen 

Begründung zu Ziffer 01 

Die (See-)Schifffahrt besitzt für das Land Niedersachsen, aber auch im speziellen für den Landkreis 

Wesermarsch, wesentliche Funktionen für die Wirtschaft. Angesichts der weiter zu erwartenden Zu-

nahme der Seeverkehre sind die als Vorranggebiet Schifffahrt festgelegten Weser und Hunte zu sichern 

und bedarfsgerecht sowie umweltverträglich zu entwickeln. 

Zur Gewährleistung der Schiffbarkeit des Binnenhafens der Stadt Brake (Utw.) ist die Schleuse als 

Vorranggebiet festgelegt. Aufgrund ihrer regionalen Bedeutsamkeit sowie ihrer unerlässlichen Be-

deutung für den Binnenhafen der Stadt Brake ist diese zu sichern und zu entwickeln. 

Begründung zu Ziffer 02 

Die Seehäfen Brake (Unterweser) und Nordenham stellen für den Landkreis Wesermarsch wichtige 

wirtschaftliche Strukturen dar und sind hinsichtlich der stetigen Veränderungen in der Schifffahrt zu 

sichern und weiterzuentwickeln. Die Vorranggebiete Seehafen sind in Brake in den Bereichen Silo 6 
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und Niedersachsenkai sowie in Nordenham in den Bereichen Rhenus Midgard, Friedrich-August-

Hütte/Zinkhütte und Steelwind festgelegt. 

Darüber hinaus trifft das Landesraumordnungsprogramm Aussagen darüber, dass mittel- bis langfristig 

alle Teilräume des Landes ein Angebot an Güterverkehrszentren für den kombinierten Ladungsverkehr 

besitzen müssen. Die Aufgaben und Funktionen von Güterverkehrszentren, genannt sei u.a. der Wa-

renumschlag zwischen den verschiedenen Verkehrsträgern, werden bereits heute an den Seehäfen 

erfüllt. Deshalb ist diese Funktion ebenfalls zu sichern und weiterzuentwickeln. 

Begründung zu Ziffer 03 

Die Seeschifffahrtsstraße Weser ist bis zum Hafen Bremen zurzeit für Containerschiffe mit einem Tief-

gang bis 10,70 m ausgelegt. Den Hafen Brake (Utw.) können Schiffe bis zu einem Tiefgang von 11,90 m 

anlaufen. Der Hafen Nordenham ermöglicht einen Tiefgang von 13,10 m. 2006 ist das Planfeststel-

lungsverfahren für den Ausbau der Unter- und Außenweser eingeleitet worden, sodass in Brake (Utw.) 

ein Tiefgang von 12,80 m ermöglicht wird. Das Planfeststellungsverfahren ist noch nicht abgeschlos-

sen. Um die Seehäfen landseitig dauerhaft wettbewerbsfähig zu halten, sind die Hafenhinterlandan-

bindungen weiterzuentwickeln. Neben der Anbindung an die geplante A 20 -Küstenautobahn sind ins-

besondere die bestehenden Anbindungen an die Bundesstraßen B 211 und B 212, an das Schienennetz 

sowie an die Binnenwasserstraßen zu sichern und bedarfsgerecht zu entwickeln. 

Die Vorranggebiete Häfen mit regionaler Bedeutung, Umschlagplätze und Sportboothäfen ergänzen 

die maritime Infrastruktur im Landkreis Wesermarsch. Aufgrund ihrer Bedeutung für einzelne Kommu-

nen und Wirtschaftsbereiche werden sie raumordnerisch gesichert. 

Begründung zu Ziffer 04 

Damit die Hafenstandorte im Planungsraum der hafenorientierten Wirtschaft Entwicklungsmöglichkei-

ten zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der Standorte ermöglichen kann, sind geeignete Erweite-

rungsflächen insbesondere an den Seehäfen in Nordenham und Brake (Utw.) als Vorranggebiete ha-

fenorientierte wirtschaftliche Anlagen festgelegt. 

Begründung zu Ziffer 05 

Die Vorranggebiete regionalbedeutsamen Fährverbindungen sind für die Verbindung des Planungs-

raums mit den Oberzentren Bremen, Bremerhaven und Wilhelmshaven und dem Landkreis Osterholz-

Scharmbeck - insbesondere für Berufspendler - wichtige Verkehrsverbindungen. 
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4.2. Energie 

Begründung zu Ziffer 01 

Ein großer Anteil des Energieverbrauchs liegt immer noch in der Erzeugung der Heizwärme und des 

Brauchwassers. In diesem Bereich sind erhebliche Einsparpotentiale vorhanden. Diese sollten bereits 

auf Ebene der Bauleitplanung, zum Beispiel durch die Zulassung von Solaranlagen, durch verdichtete 

Hausformen etc. ermöglicht werden. Die Bemühungen zur Reduzierung des Energieverbrauches sollen 

möglichst auch auf den Siedlungsbestand betrachten.  

Große Energieeinsparungen können sich auch aus der dezentralen Energieerzeugung ergeben, wie z.B. 

Kraft-Wärme-Koppelungsanlagen. Neben der Energieeinsparung und der sparsamen Energieverwen-

dung stellt die umweltfreundliche Energieerzeugung aus regenerativen Quellen einen weiteren Beitrag 

zum Klimaschutz dar. Sie birgt Möglichkeiten regionaler Wertschöpfungsketten und bietet die Mög-

lichkeit eines regional optimierten Energieeinsatzes. Der Ausbau erneuerbarer Energien zur Strom- 

und Wärmeerzeugung ist auf die regionalen Gegebenheiten des Landkreises Wesermarsch abzustim-

men. 

Die Energiewende umfasst nicht nur den Ausbau der regenerativen Energien, sie umfasst auch die 

Überprüfung und die Anpassung bereits vorhandener Infrastrukturen, die der Erzeugung und Speiche-

rung von Energien dienen. 

Im Folgenden sind zwei mögliche Modellvorhaben genannt, die hierzu einen wichtigen Beitrag leisten 

können und die als Modellvorhaben zu benennen sind. Aufgrund der jeweiligen Projektstände erfolgen 

keine Festlegungen für die beiden folgenden Modellvorhaben, auch vor dem Hintergrund, dass bisher 

keine Erkenntnisse vorliegen, ob es sich dabei um raumbedeutsame Vorhaben handeln wird. 

Das erste Fallbeispiel betrifft das Speicherkraftwerk in Huntorf (Stadt Elsfleth). Vor dem Hintergrund 

des beabsichtigten Ausstieges aus der Kohleverstromung wird ein weiterer Bedeutungszugewinn für 

diesen Standort angenommen, so dass infolge dessen die bestehenden Anlagen angepasst und auf die 

neuen Erfordernisse der Energiewende ausgerichtet werden. Hierunter wird eine perspektivische Zwi-

schenspeicherung der regional erzeugten Windenergie gesehen. Durch das bestehende Leitungsnetz 

ist das Kraftwerk optimal in das regionale Versorgungsnetz angeschlossen, so dass auch Sinne einer 

nachhaltigen Raumordnung sich der Standort im Rahmen des zukünftigen Energiemarktes entwickeln 

soll. 

Weitere Aktivitäten im Rahmen der Energiewende sind von Seiten der EWE Gasspeicher GmbH für 

ihren Gasspeicher (in der Stadt Elsfleth) beabsichtigt. Im Umfeld sind Anlagen beabsichtigt, die der 

Erzeugung und Speicherung von Wasserstoff dienen sollen. Neben der Möglichkeit, den erzeugten 

Wasserstoff im Rahmen einer Tankstelle maßnahmennah zugänglich zu machen, umfassen die Projek-

tideen ebenfalls die Umwidmung bestehender Leitungen zum Transport des Wasserstoffs in andere 

Teilräume. 

Begründung zu Ziffer 02 

Das Vorranggebiet Großkraftwerk am Standort Unterweser wird im Hinblick auf die raumordnerische 

Zielvorgabe des LROPs weiterhin raumordnerisch gesichert. Ein Leistungsbetrieb des Kernkraftwerk 



 

77 
 

Unterweser findet jedoch nicht mehr statt und ist zukünftig auch nicht mehr vorgesehen. Seit der Still-

legung 2011 erfolgte im Frühjahr 2018 die Stilllegungs- und Abbaugenehmigung. Der vollständige 

Rückbau wird bis Mitte der 2030er-Jahre andauern. 

4.2.1. Windenergie 

Begründung zu Ziffer 01 

Die Erzeugung regenerativer Energien durch die Windkraft findet bereits seit den 1990er-Jahren im 

Kreisgebiet statt. Gemeinsam mit den weiteren an der Küstenzone liegenden Landkreisen ist der Land-

kreis Wesermarsch im Vergleich zu anderen Landkreisen bzw. Regionen in Niedersachsen Vorreiter in 

der Erprobung und Erzeugung von Windenergie. 

Das Landesraumordnungsprogramm von 2017 macht den Trägern der Regionalplanung die Vorgabe, 

in ihren RROPs Vorranggebiete oder Eignungsgebiete für Windenergieanlagen (WEA) festzulegen. Dar-

über hinaus stellt das LROP für die besonders windhöffigen Landesteile wie dem Landkreis Weser-

marsch das Ziel der Raumordnung auf, dass mindestens 150 MW regionalplanerisch durch die Auswei-

sung von Vorrang- und Eignungsgebieten Windenergienutzung innerhalb des RROPs zu sichern sind. 

Der niedersächsische Windenergieerlass ermittelt wiederrum für den Landkreis Wesermarsch eine 

(Potenzial-)Fläche von 1.139,4 ha, die zur Erzeugung von Windenergie genutzt werden kann, was einer 

Landkreisfläche von 1,38 % entspricht. Diese Fläche wird zur Erfüllung der landespolitischen Zielvor-

gabe benötigt, um bis zum Jahr 2050 landesweit mindestens 50 Gigawatt (GW) durch Windenergie zu 

erzeugen. 

Aktuell mit Stand 2019 sind im Landkreis Wesermarsch rund 180 Windenergieanlagen (WEA) errichtet. 

Diese befinden sich auf rund 1.970 ha bauleitplanerisch gesicherten Flächen (entspricht 2,4 % der 

Landkreisfläche) und erzeugen rund 440 MW. Davon befinden sich 153 WEA in den Vorranggebieten 

Windenergienutzung, die wiederrum einen Flächenanteil von rund 1416 ha und eine Nennleistung von 

rund 380 MW besitzen. Es bleibt daher festzuhalten, dass der Windkraft insgesamt als auch im raum-

ordnerischen Sinne substanziell Raum gegeben ist und sowohl die Vorgaben des LROPs als auch die 

Zielvorstellung des Windenergieerlasses erfüllt. 

Beim weiteren Ausbau der regenerativen Energien aus der Windkraft wird es deshalb darauf ankom-

men, die bestehenden Konzentrationsflächen von WEA durch den Austausch und der Errichtung leis-

tungsfähiger WEA möglichst effizient zu nutzen. Insbesondere vor dem Hintergrund der Möglichkeiten, 

bestehende WEA durch leistungsfähigere Anlagen zu ersetzen (Repowering), legt das RROP raumbe-

deutsame Vorranggebiete für Windenergienutzung in der Zeichnerischen Darstellung fest, die mittel- 

bis langfristig für ein Repowering der dort aufgestellten WEA geeignet sind. Ziel des Landkreises We-

sermarsch ist es deshalb nicht, über das RROP weitere Flächen zur Errichtung von WEA zu ermitteln 

und Vorranggebieten raumordnerisch festzulegen. Stattdessen wird die seit 2010 geltende Planungs-

praxis fortgeführt, dass die kreisangehörigen Städte und Gemeinden unter Beachtung bzw. Berück-

sichtigung der Bindungswirkung des RROPs durch die Aufstellung bzw. Änderung ihrer vorbereitenden 

und ggf. verbindlichen Bauleitplanung weitere Konzentrationszonen darstellen. 

Das RROP orientiert sich bei der durchzuführenden Festlegung von Flächen für WEA an den vorhande-

nen bauleitplanerisch gesicherten Konzentrationszonen, ohne zusätzliche Flächen zur Errichtung von 

WEA zu ermitteln und als Vorrang- oder Eignungsgebiet nebst Ausschlusswirkung auszuweisen. Eine 
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Besonderheit stellen dabei die bereits vorhandenen und geplanten Windparks in der Gemeinde 

Ovelgönne dar. Die dortige Flächennutzungsplanung ist aufgrund der gemeindlichen Ausschlusswir-

kung erfolgreich beklagt worden, das OVG erklärte die auf Gemeindeebene vorherrschende Aus-

schlusswirkung für unwirksam. Aufgrund der Tatsache, dass in der Gemeinde mehrere großflächige 

Windparks real existieren, in dessen Genehmigungen eine Verträglichkeit mit allen von der damaligen 

Planung berührten Belangen auf Ebene der Genehmigung stattfand, der regionalen Wertschöpfung 

dienen und darüber hinaus damit einen wichtigen Beitrag für die Energiewende und dem damit ver-

bundenen Ausbau der Windenergie leistet, werden die Flächen ebenfalls im Rahmen des nachfolgen-

den Potenzialraumkonzeptes untersucht. Dies bezieht sich ebenfalls auf die in der damaligen Flächen-

nutzungsplanung festgelegten Flächen zur Erzeugung und Nutzung von Windenergie, die aufgrund des 

weit fortgeschrittenen Planungs- und Genehmigungsstand aufweisen und die hinsichtlich einer mittel- 

bis langfristigen Repowermöglichkeit untersucht werden. 

Im Landkreis Wesermarsch wird darüber hinaus die durch den Kreistagsbeschluss und seit dem März 

2010 angewandte Praxis fortgeführt: Dies bedeutet, dass die kreisangehörigen Städte und Gemeinden 

als Träger der Bauleitplanung weitere Flächen zum Bau und Betrieb von WEA bauleitplanerisch sichern 

können. Das RROP wiederrum stellt die nachfolgend im Potenzialraumkonzept erläuterten Tabuzonen 

auf, wendet diese auf die bauleitplanerisch gesicherten Flächen bzw. den in der Gemeinde Ovelgönne 

geplanten Flächen, die größtenteils aus bestehenden Windparks bestehen, an und überführt diese, 

sofern die getroffenen Tabuzonen eingehalten werden, vollständig oder teilräumlich in eine Vorrang-

gebietskulisse, die zum Repowering geeignet ist. 

 

αtƻǘŜƴȊƛŀƭǊŀǳƳƪƻƴȊŜǇǘά ȊǳǊ Festlegung der Vorranggebiete Windenergienutzung 

Das Potenzialraumkonzept sieht im ersten Schritt vor, anhand der aufgestellten Tabuzonen die durch 

die kreisangehörigen Kommunen bauleitplanerisch für die Windenergieerzeugung gesicherten Flächen 

zu untersuchen. Hierzu wurde ein Katalog an harten und weichen Tabuzonen erarbeitet, die als Aus-

schlusskriterien zur Ermittlung und Darstellung der Vorranggebiete dienen. Als Orientierungshilfe zur 

planerischen Abwägung dient hierfür der niedersächsische Windenergieerlass von 2016 basierend auf 

der dort aufgeführten Referenzanlage mit einer Nabenhöhe von 150 m, einer Leistung von 2,5 bis 3 

MW sowie einem Rotordurchmesser von 100 m bis 120 m. Diese Werte entsprechen ebenfalls den 

gängigen neuen Anlagentypen, die für ein Repowering genutzt werden. 

Die harten Tabuzonen, die lediglich auf die bereits vorhandenen von den Gemeinden bauleitplanerisch 

gesicherten Sondergebiete zur Windenergienutzung angewendet wurden, stellen rechtliche oder tat-

sächliche Gründe dar, die nicht für die Ausweisung von Vorranggebieten Windenergienutzung genutzt 

werden können. 

Überblick harte Tabuzonen 

1. Siedlungsbereich; 

Vom Siedlungsbereich mit Wohnnutzung (§§ 30, 34 BauGB), Einzelhäusern und Splittersied-

lungen im Außenbereich (§ 35 BauGB) sowie Wochenendhäuser, Ferienhäuser und Camping-

platzgebiete ist ein Abstand von 400m eingehalten werden. Dies begründet sich durch § 5 

BImSchG i.V.m. TA Lärm sowie dem nachbarschaftlichen Rücksichtnahmegebot nach § 35 
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2. Bundes-, Landes- und Kreisstraße; 

Gemäß § 9 FStrG oder § 24 NStrG beträgt die Anbauverbotszone entlang der Verkehrstrasse 

20 m. Dieser Abstand ist entlang der Verkehrstrasse auf beiden Seiten freizuhalten. 

 

3. Naturschutzgebiet; 

Soweit die Schutzziele des Gebietes der geplanten Windenergienutzung entgegenstehen, ist 

die räumlich abgegrenzte Fläche des Naturschutzgebietes von der Windenergienutzung gem. 

§ 23 BNatSchG freizuhalten. 

 

4. Nationalpark; 

Die Fläche des Nationalparks ist gem. § 24 BNatSchG i.V.m. § 23 BNatSchG von der Wind-

energienutzung freizuhalten. 

 

5. Biosphärenreservat; 

Kern- und Pflegezonen sind gem. § 25 BNatSchG i.V.m. § 23, 26 BNatSchG von der Windener-

gienutzung freizuhalten. 

 

6. Natura 2000 

Soweit die Schutzwecke und Erhaltungsziele des Gebietes der geplanten Windenergienut-

zung entgegenstehen, ist die räumlich abgegrenzte Fläche des Natura 2000-Gebietes i.V.m. § 

31 ff. BNatSchG von der Windenergienutzung freizuhalten. 

 

7. Landschaftsschutzgebiet; 

Soweit die einzelgebietliche Verordnung des Landschaftsschutzgebietes der geplanten Wind-

energienutzung entgegenstehen, ist das räumlich abgegrenzte Landschaftsschutzgebiet von 

der Windenergienutzung freizuhalten. 

Die oben aufgelisteten harten Tabuzonen werden durch eine weiche Tabuzone ergänzt, die nach pla-

nerischer Zielsetzung ebenfalls nicht zur Ausweisung der Vorranggebiete Windenergienutzung zur Ver-

fügung stehen und einen Gegenstand der planerischen Abwägung darstellen. 

Überblick weiche Tabuzone 

8. Gleisanlagen und Schienenwege; 

Eine durch ein Gesetz verordnete pauschale Abstandsregelung zwischen WEA und Gleisanla-

gen existiert nicht. Das Eisenbahnbundesamt (EBA) empfiehlt jedoch pauschal einen Abstand 

in Höhe des zweifachen Rotordurchmessers. Diese Empfehlung wird als weiche Tabuzone im 

Rahmen der Vorranggebietsausweisung übernommen. 

 

9. Vorranggebiet Rohstoffgewinnung (Klei/Torf) 

Die im Landkreis Wesermarsch festgelegten Vorranggebiete Rohstoffgewinnung Klei und 

Rohstoffgewinnung Torf sollen nicht mit den Festlegungen der Vorranggebiete Windenergie-

nutzung überlagert werden. Dies begründet sich jedoch nicht darauf, dass eine mögliche 

Windkraftnutzung in den betreffenden Gebieten auf absehbare Zeit nicht möglich ist. Viel-
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mehr ist (von den Kommunen) auf der nachfolgenden Planungsebene die Verträglichkeit zwi-

schen dem beabsichtigten Bodenabbau und der Windenergienutzung herzustellen. 

 

10. Flächengröße von mindestens 20 ha; 

Die zu ermittelnden Vorranggebiete Windenergienutzung, die für ein Repowering geeignet 

sind, sollen eine zusammenhängende Fläche von mindestens 20 ha aufweisen. Dies begrün-

det sich dadurch, dass einerseits den Vorranggebieten auf regionalplanerischen Ebene eine 

Konzentrationswirkung zugesprochen werden soll, andererseits keine Ausschlusswirkung mit 

den Vorranggebietsfestlegungen besteht und die kommunale Bauleitplanung auch weitere, 

kleinflächigere Gebiete zur Erzeugung von Windenergie festlegen kann. Des Weiteren beach-

tet die gewählte Mindestfläche von 20 ha ebenfalls die aktuelle Rechtsprechung des OVG Lü-

neburg (Urteil vom 05.03.2018, Az. 12 KN 144/17, Rn 63), in der dargelegt wird, dass in Vor-

ranggebieten Windenergienutzung die Errichtung mehrerer dem aktuellen Stand entspre-

chender WEA möglich sein muss. 

Im niedersächsischen Windenergieerlass von 2016 werden noch weitere (harte) Tabuzonen aufge-

führt, die einer Ausweisung als Vorranggebiet Windenergienutzung entgegenstehen. Diese werden im 

Folgenden aufgelistet. Im Folgenden wird erläutert, warum diese Tabuzonen nicht berücksichtigt wer-

den: 

¶ Bundesautobahnen; Bundeswasserstraßen; Luftverkehr und Flugplätze; Fließgewässer erster 

hǊŘƴǳƴƎ ǳƴŘ ǎǘŜƘŜƴŘŜ DŜǿŅǎǎŜǊ όҗ м Ƙŀ2); Haupt-, Hochwasser- und Schutzdeiche; Wasser-

schutzgebiete (Zone I-II); Heilquellenschutzgebiete (Zone I-II); Vorranggebiet Güterverkehrs-

zentrum; Vorranggebiet Seehafen/Binnenhafen; Vorranggebiet Verkehrsflughafen; Vorrang-

gebiet Großkraftwerk; Vorranggebiete Haupteisenbahnstrecke und Sonstige Eisenbahnstre-

cke; Vorranggebiete Hauptverkehrsstraße (vierspurig) und Hauptverkehrsstraße; Vorrangge-

biet Autobahn;; Vorranggebiet Schifffahrt; Vorranggebiet Entsorgung radioaktiver Abfälle; 

Keine Relevanz für die beabsichtige Darstellung der Vorranggebiete Windenergienutzung. 

 

Im Nachfolgenden ist eine Übersicht über alle von den Gemeinden ausgewiesenen WEA-Flächen und 

dem daraus resultierenden Umgang des RROPs zur Ausweisung von Vorranggebieten Windenergieer-

zeugung dargestellt: 
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Standort 
 
Größe, 
Nennleistung 
des Sondergebiets 
Windenergie 

 
Größe, 
Nennleistung 
des VR Wind-ener-
gienutzung 

 
Planwerk 
 

Darstellung der Abgrenzung 
(ohne Maßstab, Pläne genordet) 
 
(Die gelb dargestellte Fläche stellt die bauleit-
planerisch gesicherte Fläche zur Windenergie-
nutzung dar.) 
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Berührte Tabuzo-
nen 

1. Butjadingen, 
Düke 
 
22,4 ha, 
10,1 MW 
 
Keine Ausweisung 
als Vorranggebiet 
 
FNP 2008 -  
4. Änderung 
 

 
 

  X Der Windpark Düke 
liegt in einem Vor-
ranggebiet Rohstoff-
gewinnung Klei. Nach 
Abzug dieser 
Tabuzone ist die 
verbliebende Fläche 
kleiner als 20 ha und 
wird dementspre-
chend nicht als Vor-
ranggebiet Wind-
energienutzung fest-
gelegt. 
 

2. Butjadingen, 
Kampen 
 
28,2 ha, 
13,8 MW 
 
28,2 ha, 
13,8 MW 
 
FNP 2008 - 
4. Änderung 
 
 

 
 

X    
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Standort 
 
Größe, 
Nennleistung 
des Sondergebiets 
Windenergie 
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Nennleistung 
des VR Wind-ener-
gienutzung 

 
Planwerk 
 

Darstellung der Abgrenzung 
(ohne Maßstab, Pläne genordet) 
 
(Die gelb dargestellte Fläche stellt die bauleit-
planerisch gesicherte Fläche zur Windenergie-
nutzung dar. Die rote Umrandung mitsamt 
dem Symbol zeigt das Vorranggebiet Wind-
energienutzung an, dass anhand der o.g. 
Tabuzonen von den bauleitplanerisch gesi-
cherten Flächen abgeleitet wurde.) 
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Berührte Tabuzo-
nen 

3. Butjadingen, 
Schütting 
 
71 ha, 
18 MW 
 
43,1 ha, 
12,0 MW 
 
FNP 1995 ς 
28. Änderung 
 

 
 

 X  Siedlungsbereich 
 
 

4. Butjadingen, 
Isens 
 
32,1 ha, 
3 MW 
 
Keine Ausweisung 
als Vorranggebiet 
 
FNP 1995 - 
1. Änderung 
 
  

 

  X Siedlungsbereich 
 
Natura 2000 - Gebiet 
 
Landschaftsschutzge-
biet 
 
Nach Abzug der ge-
nannten Tabuzonen 
potenzielle Fläche 
Vorranggebiet kleiner 
als 20 ha 

5. Butjadingen, 
Ahndeich 
 
27,9 ha, 
9,2 MW 
 
Keine Ausweisung 
als Vorranggebiet 
 
FNP 2008 - 

 

  X Siedlungsbereich 
 
Nach Abzug der ge-
nannten Tabuzone 
potenzielle Fläche 
Vorranggebiet kleiner 
als 20 ha 
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1. Änderung 
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Standort 
 
Größe, 
Nennleistung 
des Sondergebiets 
Windenergie 

 
Größe, 
Nennleistung 
des VRG Wind-
energienutzung 

 
Planwerk 
 

Darstellung der Abgrenzung 
(ohne Maßstab, Pläne genordet) 
 
(Die gelb dargestellte Fläche stellt die bauleit-
planerisch gesicherte Fläche zur Windenergie-
nutzung dar. Die rote Umrandung mitsamt 
dem Symbol zeigt das Vorranggebiet Wind-
energienutzung an, dass anhand der o.g. 
Tabuzonen von den bauleitplanerisch gesi-
cherten Flächen abgeleitet wurde.) 
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Berührte Tabuzo-
nen 

6. Butjadingen, 
Inte 
 
76,1 ha, 
21,6 MW 
 
66,9 ha, 
21,6 MW 
 
FNP 2008 - 
1. Änderung 
  

 

 X  Siedlungsbereich 

7. Nordenham, 
Esenshammer-
groden 
 
96,2 ha, 
9 MW 
 
Keine Ausweisung 
als Vorranggebiet 
 
FNP 1981 - 
11. Änderung 
 
 

 
 

  X Siedlungsbereich 
 
Fast der gesamte WP 
Esenshammergroden 
fällt unter die 
Tabuzone Siedlungs-
bereich, so dass der 
verbleibende Anteil, 
der nicht in dem 
Schutzradius von 
400m fällt, kleiner als 
20 ha ist und dem-
entsprechend nicht 
als Vorranggebiet 
Windenergienutzung 
festgelegt wird. 
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Planwerk 
 

Darstellung der Abgrenzung 
(ohne Maßstab, Pläne genordet) 
 
(Die gelb dargestellte Fläche stellt die bauleit-
planerisch gesicherte Fläche zur Windenergie-
nutzung dar. Die rote Umrandung mitsamt 
dem Symbol zeigt das Vorranggebiet Wind-
energienutzung an, dass anhand der o.g. 
Tabuzonen von den bauleitplanerisch gesi-
cherten Flächen abgeleitet wurde.) 
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Berührte Tabuzo-
nen 

8. Stadland, 
Rodenkircher-
wurp 
 
84 ha, 
20,5 MW 
 
73,9 ha, 
20,5 MW 
 
FNP 1978 - 
25. Änderung 
 

 
 

 X  Siedlungsbereich 
 
Bundesstraße 

9. Stadland, 
Düddingen 
 
23 ha 
9,2 MW 
 
23 ha 
9,2 MW 
 
FNP 1978 - 
14. Änderung 
 

 

X    
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Planwerk 
 

Darstellung der Abgrenzung 
(ohne Maßstab, Pläne genordet) 
 
(Die gelb dargestellte Fläche stellt die bauleit-
planerisch gesicherte Fläche zur Windenergie-
nutzung dar. Die rote Umrandung mitsamt 
dem Symbol zeigt das Vorranggebiet Wind-
energienutzung an, dass anhand der o.g. 
Tabuzonen von den bauleitplanerisch gesi-
cherten Flächen abgeleitet wurde.) 
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Berührte Tabuzo-
nen 

10. Jade, 
Dringenburg 
 
6,13 ha, 
4,95 MW 
 
Keine Ausweisung 
als Vorranggebiet 
 
FNP 1977 - 
25. Änderung 
 

 

  X SO-Fläche < 20 ha 

11. Jade, 
Rönnelmoor 
 
10,4 ha 
8,25 MW 
 
Keine Ausweisung 
als Vorranggebiet 
 
FNP 1977 - 
25. Änderung 
 

 

  X SO-Fläche < 20 ha 
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Standort 
 
Größe, 
Nennleistung 
des Sondergebiets 
Windenergie 

 
Größe, 
Nennleistung 
des VRG Wind-
energienutzung 

 
Planwerk 
 

Darstellung der Abgrenzung 
(ohne Maßstab, Pläne genordet) 
 
(Die gelb dargestellte Fläche stellt die bauleit-
planerisch gesicherte Fläche zur Windenergie-
nutzung dar. Die rote Umrandung mitsamt 
dem Symbol zeigt das Vorranggebiet Wind-
energienutzung an, dass anhand der o.g. 
Tabuzonen von den bauleitplanerisch gesi-
cherten Flächen abgeleitet wurde.) 
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Berührte Tabuzo-
nen 

12. Jade, 
Bollenhagen 
 
130 ha, 
24 MW 
 
113,3 ha 
24 MW 
 
FNP 2003 - 
4. Änderung 

 
 

 X  Siedlungsbereich 

13. Ovelgönne, 
Frieschenmoor 
 
177 ha, 
50,4 MW 
 
177 ha, 
50,4 MW 
 
FNP 1979 ς 
25. Änderung 
(unwirksam hin-
sichtlich der ge-
meindlichen Aus-
schlusswirkung 
erklärt. Untersu-
chung im RROP 
erfolgt auf Seite 
78. 
 

 

X   Hinweis: 
Das Natura2000 ςGe-
biet DE 2616-331 mit 
den aufgestellten Er-
haltungszielen löst 
keine Betroffenheit 
für den Windpark 
aus. 
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nutzung dar. Die rote Umrandung mitsamt 
dem Symbol zeigt das Vorranggebiet Wind-
energienutzung an, dass anhand der o.g. 
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cherten Flächen abgeleitet wurde.) 
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Berührte Tabuzo-
nen 

14. Ovelgönne, 
Culturweg 
 
70 ha, 
27,1 MW 
 
44,1 ha, 
15,1 MW 
 
FNP 1979 ς 
23. Änderung 
(unwirksam hin-
sichtlich der ge-
meindlichen Aus-
schlusswirkung 
erklärt. Untersu-
chung im RROP 
erfolgt auf Seite 
78. 
 

 
 

 X  Der WP Culturweg 
liegt teilweise in ei-
nem Vorranggebiet 
Rohstoffgewinnung. 
Nach Abzug dieser 
Tabuzone wird die 
restliche Fläche als 
Vorranggebiet Wind-
energienutzung fest-
gelegt. 

15. Ovelgönne, 
Oldenbrokerfeld 
 
231 ha, 
43,2 MW 
 
231 ha, 
43,2 MW 
 
FNP 1979 ς 
25. Änderung 
(unwirksam hin-
sichtlich der ge-
meindlichen Aus-
schlusswirkung 
erklärt. Untersu-
chung im RROP 

 
 

X    



 

88 
 

erfolgt auf Seite 
78. 
 

16. Ovelgönne, 
Brake (Utw.), 
Hammelwarder-
moor/Niederort 
 
69,5 ha, 
16,8 MW 
 
69,5 ha, 
16,8 MW 
 
FNP/Stadt Brake 
28. Änderung 
 
FNP/Gemeinde 
Ovelgönne 
 
FNP 1979 ς 
25. Änderung 
(unwirksam hin-
sichtlich der ge-
meindlichen Aus-
schlusswirkung 
erklärt. Untersu-
chung im RROP 
erfolgt auf Seite 
78. 
 

 

X    

17. Brake (Utw.), 
Golzwarderwurp 
 
60 ha, 
18,3 MW 
 
60 ha, 
18,3 MW 
 
FNP 
28. Änderung 
 
 
 
 
 

 
 

X    
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18. Elsfleth, 
Huntorf 
 
22,1 ha, 
11,5 MW 
 
22,1 ha, 
11,5 MW 
 
FNP 2006 - 
1. Änderung 
 

 

X    

19. Elsfleth, 
Bardenfleth 
 
102,5 ha, 
27,2 MW 
 
102,5 ha, 
27,2 MW 
 
FNP 2006 - 
2. Änderung 
 
 
 
 
 

 
 

X    
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(Die gelb dargestellte Fläche stellt die bauleit-
planerisch gesicherte Fläche zur Windenergie-
nutzung dar. Die rote Umrandung mitsamt 
dem Symbol zeigt das Vorranggebiet Wind-
energienutzung an, dass anhand der o.g. 
Tabuzonen von den bauleitplanerisch gesi-
cherten Flächen abgeleitet wurde.) 
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Berührte Tabuzo-
nen 

20. Elsfleth, 
Wehrder 
 
116,3 ha, 
24,45 MW 
 
116,3 ha, 
24,45 MW 
 
FNP 2006 - 
1. Änderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

X    

21. Berne, 
Neuenhuntorf 
 
24,5 ha, 
13,8 MW 
 
24,5 ha, 
13,8 MW 
 
FNP 1988 
 
 

 

X    
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(ohne Maßstab, Pläne genordet) 
 
(Die gelb dargestellte Fläche stellt die bauleit-
planerisch gesicherte Fläche zur Windenergie-
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dem Symbol zeigt das Vorranggebiet Wind-
energienutzung an, dass anhand der o.g. 
Tabuzonen von den bauleitplanerisch gesi-
cherten Flächen abgeleitet wurde.) 
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Berührte Tabuzo-
nen 

22. Lemwerder, 
Sannauer Hellmer 
 
462 ha 
64,15 MW 
 
426 ha 
64,15 MW 
 
FNP 2015 
 

 

 X  Bundesstraße 
 
Hinweis: 
Die östlich verlau-
fende sonstige Eisen-
bahnstrecke Delmen-
horst -Lemwerder ist 
seit Januar 2010 für 
den Eisenbahnbe-
trieb gesperrt. Die 
Freistellung der Bahn-
fläche gem. § 23 Abs. 
1 AEG auf dem Gebiet 
der Gemeinde Lem-
werder erfolgte zum 
08.10.2018 (Az. P223-
30224-Gemeinde 
Lemwerder-04/18) 
durch das NLStbV. 
 

 

Die Vorranggebiete Windenergienutzung in den Gemeinden Berne (Neuenhuntorf), Jade (Bollenha-

gen) und Ovelgönne (Culturweg) überlagern sich mit Vorranggebieten Torferhaltung, die als landes-

raumordnerisches Ziel dem Landesraumordnungsprogramm entnommen und im RROP räumlich kon-

kretisiert wurden. Für diese beiden Überlagerungen wird die Regelvermutung angenommen. Diese be-

sagt, dass Anlagen zur Nutzung der Windenergie nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB Planungen und Maß-

nahmen darstellen, die der Torferhaltung nicht entgegenstehen. 

Das RROP legt daher insgesamt 1.625 ha (1,97% der gesamten Landesfläche) mit einer Nennleistung 

von 439,4 MW als Vorranggebiet Windenergienutzung fest. Damit sind die Vorgaben aus dem LROP 

erfüllt. Darüber hinaus wird die Zielformulierung des niedersächsischen Windenergieerlasses von 2016 

eingehalten. Dieser bezieht sich auf das Landesziel, dass bis zum Jahr 2050 landesweit mindestens 20 

Gigawatt (GW) durch Windenergieleistung Onshore erzeugt werden müssen. 
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Begründung zu Ziffer 02 

Die Gemeinden sind dazu angehalten, die Instrumente des Baugesetzbuches zur konkretisieren Dar-

stellung von WEA zu nutzen. 

4.2.2. Solarenergie 

Begründung zu Ziffer 01 

Der Flächendruck auf die landwirtschaftlichen Flächen im Landkreis ist in den letzten Jahren gestiegen. 

Hierfür gibt es vielfältige Gründe. Im Hinblick auf die zunehmenden Flächennutzungskonkurrenzen 

kommt dem Schutz landwirtschaftlicher Flächen als Basis für die Nahrungsmittelproduktion eine be-

sondere Bedeutung zu. Freiflächen-Photovoltaikanlagen z.B., die im Außenbereich errichtet werden 

sollen, treten in Nutzungskonkurrenz zu landwirtschaftlichen Flächen, die als Vorbehaltsgebiete Land-

wirtschaft festgelegt und der landwirtschaftlichen Produktion vorbehalten sind. Das RROP schließt des-

halb die Bauleitplanung für Freiflächen-Photovoltaikanlagen in den Vorbehaltsgebieten für Landwirt-

schaft aufgrund hohen Ertragspotenzials sowie Vorbehaltsgebieten für Landwirtschaft aufgrund be-

sonderer Funktionen aus. Die beiden genannten Gebietskulissen sind aus dem Landwirtschaftlichen 

Fachbeitrag von 2016 abgeleitet. 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen sind vom Gesetzgeber für den Außenbereich nicht privilegiert. Die 

Festlegung stellt daher keine unzumutbare Beschränkung für Belange der Energieversorgung dar und 

ist mit dem Energiekonzept des Landes Niedersachsen vereinbar. 

Im Landkreis Wesermarsch ist mit einer Zunahme von großflächigen Freiflächenanlagen-Photovoltaik-

anlagen zu rechnen. Um weitere Flächennutzungskonkurrenzen zu vermeiden, sollen Freiflächenanla-

gen vorrangig auf bereits versiegelten Flächen installiert werden. Für die Errichtung von Freiflächen-

anlagen-Photovoltaikanlagen sind grundsätzlich Flächen geeignet, die eine hohe Vorbelastung aufwei-

sen und auf denen folglich keine oder nur geringen Beeinträchtigungen der Umwelt zu erwarten sind. 

Darunter fallen insbesondere Flächen, 

¶ die bereits durch hohe Lärmbelastung vorgeprägt sind, 

¶ deren Bodenfunktion z. B. durch Versiegelung, Bodenverdichtung oder Kontamination stark 

belastet sind, 

¶ die bereits durch Bebauung und andere technische Objekte wie Verkehrswege etc. Vorge-

prägt sind und 

¶ deren Bebauung keinen Verlust von Freiraum darstellt. 

Aus Sicht der Raumordnung kann die Ausweisung von PV-Freiflächenanlagen auf Standorten im Innen-

bereich erfolgen, sofern es sich nicht um Grünflächen und Grünzüge handelt und keine erheblichen 

Beeinträchtigungen des Orts- und Landschaftsbildes zu erwarten sind. Denkbar sind hier die Nach- und 

Mitnutzung von Gewerbe- und Industrieflächen, Altlasten oder Stellflächen. 

Im Außenbereich sollte aus Sicht der Raumordnung eine Bündelung mit anderen technischen Einrich-

tungen angestrebt werden. Zudem sind Freiflächen-Photovoitaikanlagen im Außenbereich vom Ge-

setzgeber nicht privilegiert. Bisher wenig oder nicht-zersiedelte Landschaftsräume sollten freigehalten 

werden. Es sollte auch für Konversionsstandorte keine generelle Positivaussage erfolgen. Viele der 
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ehemals militärischen Liegenschaften sind heute Sonderstandorte, die aus Sicht von Natur und Land-

schaft zu schützen sind. Dennoch gilt, dass Konversionsflächen in die näheren Betrachtungen auf der 

Suche nach Potenzialflächen vorrangig einbezogen werden sollten.  Landschaftsräume mit besonderer 

Bedeutung für die Erholung insbesondere in Sichtbereichen Hauptwanderwege sollten von PV-Freiflä-

chenanlagen freigehalten werden. 

4.2.3. Leitungstrassen 

Begründung zu Ziffer 01 

Im Hinblick auf die Versorgung der Bevölkerung und die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft sind 

auch die Möglichkeiten der Regionalplanung zur Sicherung von Trassen der regionalen Energieversor-

gung zwingend zu nutzen. Regional und überregional bedeutsame Rohrfernleitungen mit einem Durch-

messer von größer 300 mm sind in der zeichnerischen Darstellung als Vorranggebiete Rohrfernleitung 

festgelegt. 

Begründung zu Ziffer 02 

Das im Landkreis Wesermarsch installierte elektrische Übertragungsnetz mit einer Nennspannungen 

von mehr als 110 kV ist Teil des europäischen Verbundnetzes und aufgrund der Bedeutung für die 

Energieversorgung zu sichern und nach dem Bundesbedarfsplangesetz weiter auszubauen. 

Ergänzend hierzu ist das regionale Verteilnetz mit einer Nennspannung von maximal 110 kV zu sehen, 

welches ebenfalls gesichert und bedarfsorientiert ausgebaut werden soll. 

Bei Vorhaben, welche die elektrischen Übertragungsnetze kreuzen, sind deren jeweiligen Schutzerfor-

dernisse zu beachten. 

In dessen Kontext, welches einen vordringlichen Bedarf an neuen Energieübertragungsnetzen zur Ge-

währleistung eines sicheren und zuverlässigen Netzbetriebes benennt, ist für den Landkreis Weser-

marsch das Leitungsvorhaben Elsfleth/West ς Landkreisgrenze Osterholz ς Dollern aufgestellt (Projekt-

Nr. 38). Die energiewirtschaftliche Notwendigkeit für das Vorhaben wurde mit der Aufnahme in das 

Bundesbedarfsplangesetz festgestellt. Bei dem Projekt selbst handelt es sich um ein Netzverstärkungs-

projekt, d.h. um einen Neubau von leistungsstärkeren Energieübertragungsnetzen in bereits vorhan-

dener Trassierung. 

Der Ausbau des Netzes von Höchstspannungsleitungen allgemein erfordert zusätzlich zum eigentlichen 

Leitungsbau den Bau bzw. die Erweiterung von Nebenlagen, z.B. in Form von Schaltanlagen oder Um-

spannwerken. Sowohl der Leitungsbau als auch der räumliche Bedarf von Nebenanlagen ist bei 

https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/arcgis/services/Natur_wms/MapServer/WMSServer? 

raumbedeutsamen Planungen im Bereich der Neubautrasse zwischen Elsfleth/West und Dollern zu be-

achten. 

Die Integration des hohen Anteils an regional erzeugter Energie aus erneuerbaren Energien macht die 

Sicherung und Weiterentwicklung der Leitungstrassen des Verteilnetzes mit einer Nennspannung von 

110 kV und weniger einschließlich der Umspannwerke zur Energieübertragung in das Verbundnetz der 

Höchstspannungsebene dringend erforderlich. 
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Begründung zu Ziffer 03 

Die Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragungskabel (HGÜ)-¢ǊŀǎǎŜ bƻǊǿŜƎŜƴκ5ŜǳǘǎŎƘƭŀƴŘ όαbƻǊDŜǊ-

¢ǊŀǎǎŜάύ ōŜǎƛǘȊǘ ƛƴǎƎŜǎŀƳǘ ŜƛƴŜ [ŅƴƎŜ Ǿƻƴ ǊǳƴŘ слл ƪƳ ǳƴŘ ǎƻƭƭ ŦǸǊ ŜƛƴŜƴ ŦƭŜȄƛōƭŜǊŜƴ 9ƴŜǊƎƛŜŀǳǎǘŀǳǎŎƘ 

zwischen den beiden Stromnetzen ermöglichen. Das Untersee- und Landkabel soll als HGÜ mit einer 

Leistungskapazität von 1.400 MW ausgeführt werden. Die Trasse beginnt in der Südspitze Norwegens 

(bei Kristiansand), verläuft durch das Skagerak und die Nordsee, führt nördlich an den ostfriesischen 

Inseln Langeoog, Spiekeroog und Wangeroode vorbei, ehe sie in das Fahrwasser der Jade gelangt und 

von dort aus nördlich von Eckwarderhörne (Gemeinde Butjadingen) auf das Festland trifft. Von dort 

aus verläuft die Trasse rund 50 km in Richtung südliche Wesermarsch auf das Gemeindegebiet der 

Stadt Elsfleth. 

Für die im RROP dargestellte und als Vorranggebiet Leitungstrasse festgelegte NorGer-Trasse ist vom 

Niedersächsischen Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landesentwick-

lung - Regierungsvertretung Oldenburg ein Raumordnungsverfahren mit integrierter Umweltverträg-

lichkeitsprüfung durchgeführt wurden. Seit dem 29.03.2011 ist das Verfahren mit der landesplaneri-

schen Feststellung abgeschlossen. Mit der Festlegung als raumordnerisches Ziel sind die Belange der 

NorGer-Trasse bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu beachten. 

Die Errichtung der Konverterstation zur Anbindung der mit dem Vorranggebiet Leitungskorridor an das 

380 kV-Höchstspannungsnetz ist am Netzknoten 380 kV-Schaltanlage (Elsfleth West) vorgesehen. Der-

zeit werden zwischen dem Übertragungsnetzbetreiber TenneT und der Stadt Elsfleth noch Alternativ-

standorte zum bisher vorgesehenen Standort der Schaltanlage östlich von Bardenfleth abgestimmt. 

Deshalb enthält die seinerzeitige Landesplanerische Feststellung des Raumordnungsverfahrens eine 

Klausel, wonach bei einem veränderten Standort für die Schaltanlage auch eine Verlegung der Konver-

terstation in die Nähe des neuen Standorts angestrebt werden soll. 
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4.3. Sonstige Standort- und Flächenanforderungen 

Begründung zu Ziffer 01 

Die als Vorranggebiet festgelegten altlastenverdächtigten Flächen und Altlasten sind dauerhaft so zu 

sichern, dass sie keine schädlichen Auswirkungen auf die natürliche Umwelt besitzen. Sie sind bei 

raumbedeutsamen Planungen zu beachten und sollten, soweit technisch und wirtschaftlich abbildbar, 

saniert werden. 

Begründung zu Ziffer 02 

Der Deponiestandort in der Stadt Brake im Bereich Käseburg wurde bedarfsorientiert festgelegt. Die 

Hausmülldeponie (Deponie Klasse II) besitzt eine Größe von rund 4,4, ha und besitzt mit Stand August 

2018 ein verfügbares Volumen von 30.000 m3, welches für die kommenden Jahre ausreichend für die 

landkreisweite Deponierung von Abfällen ist. 

Hinsichtlich der landesraumordnerischen Vorgabe, dass in allen Landesteilen ausreichend Kapazitäten 

für Abfallentsorgungsanlagen zu sichern sind, bleibt festzuhalten, dass die Deponie Käseburg bedarfs-

orientiert festgelegt ist und ihren Versorgungsauftrag im Landkreis Wesermarsch auch im Sinne einer 

annehmbaren Erreichbarkeit (max. 35 km Entfernung) erfüllt. Lediglich eine niedrige zweistellige Zahl 

an Wohngebäuden im nördlichen Teil der Gemeinde Butjadingen (Langwarden) liegt nicht im gefor-

derten 35 km-Radius (größtmögliche Entfernung ca. 38km). Diese überschaubare Anzahl an betroffe-

nen Einwohnern rechtfertigt jedoch keine weiteren Deponiekapazitäten in näherer Entfernung zu den 

betroffenen Wohngebäuden, da die Deponie Käseburg den landkreisweiten Bedarf erfüllt.. 

Die in der Stadt Nordenham im Bereich Galing landesplanerisch festgestellte Monodeponie dient der 

Entsorgung des Abfallgutes Jarofix, welches in der Nordenhamer Zinkhütte während der Zinkelektro-

lyse entsteht. Jährlich fallen bis zu 100.000 m3 von diesem mineralischen Abfall an, der in der Deponie 

Galing entsorgt wird. 

Weitere Entsorgungseinrichtungen, die jedoch aufgrund ihrer Größe und den damit verbundenen 

Funktionen nicht als Vorrang- oder Vorbehaltsgebiet dargestellt sind, sind das Kompostwerk in Ro-

denkirchen sowie die Recyclinghöfe in Berne, Brake, Jaderberg, Lemwerder, Nordenham und Ro-

denkirchen. 
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Anhang 1 

- Abgrenzung der Kongruenzräume der Mittelzentren Brake und Nordenham sowie des Mittel-

zentrums Brake und des Mittelzentrums mit oberzentralen Teilfunktionen Delmenhorst 
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Abgrenzung der Kongruenzräume der Mittelzentren Brake und Nordenham 

Die untere Landesplanungsbehörde des Landkreises Wesermarsch hat die Abgrenzung der aperiodi-

schen Kongruenzräume der Mittelzentren Brake (Utw.) und Nordenham wie folgt abgegrenzt1: 

Ausgangslage: 

Gemäß Kapitel 2.3, Ziffer 03, Satz 4 des Landesraumordnungsprogrammes i.d.F. vom 26.09.2017 ist es 

Aufgabe der unteren Landesplanungsbehörde, die mittelzentralen Kongruenzräume festzulegen. Eine 

Differenzierung erfolgt dabei bei der Bestimmung aperiodischer und periodischer Bedarfe, von denen 

letztere dem jeweiligen Grundzentrum einer Gemeinde zuzuordnen ist. 

Auf Ebene der Unteren Landesplanungsbehörden erfolgte deshalb von den Landkreisen Ammerland, 

Friesland und Wesermarsch bereits eine Landkreisgrenzen übergreifende Abgrenzung der jeweiligen 

mittelzentralen Kongruenzräume. Als Ergebnis für die im Landkreis Wesermarsch befindliche Ge-

meinde Jade wurde festgehalten, dass jeweils 40% der dort gebundenen Kaufkraft zu den Mittelzen-

tren Rastede und Varel abfließt, während 20% der gebundenen Kaufkraft beim Mittelzentrum Brake, 

vor allem aufgrund der dort gebündelten Verwaltungsfunktionen, verbleibt2. 

Im Folgenden wird daher die Abgrenzung für die Angebote des aperiodischen Bedarfs vorgenommen: 

Abgrenzung des Kongruenzraumes Brake zum Kongruenzraum Nordenham 

Bisher erfolgte keine Abgrenzung der mittelzentralen Kongruenzräume der Städte Brake und Norden-

ham. Nachfolgend wird dargelegt, wie sich die beiden Kongruenzräume voneinander abgrenzen. 

Neben dem stadteigenen Gebiet umfasst letztgenannter Kongruenzraum der Stadt Nordenham die 

Gemeinde Butjadingen vollständig. Dies begründet sich im Wesentlichen auf die Lage der Gemeinde 

und den sich daraus ergebenen verkehrlichen Erreichbarkeiten (vgl. Tabelle 1). Darüber hinaus zählt 

die Gemeinde Butjadingen laut Einzelhandelskonzept der Stadt Nordenham von 2015 zum direkten 

Marktgebiet der Stadt. Abschließend bleibt daher festzuhalten, dass die Gemeinde Butjadingen voll-

ständig dem Kongruenzraum des Mittelzentrums Nordenham zugeordnet wird. 

Von 
 

 Nach  Entfernung 

Burhave Butjadinger Straße 59 Brake Schrabberdeich 1 rd. 34 km 

Burhave Butjadinger Straße 59 Nordenham Walther-Rathenau-Straße 25 rd. 16 km 
 

Tabelle 5: Entfernung vom Gemeindesitz Burhave (Butjadingen) zum jeweiligen Mittelzentrum; Auskunft über Google 
Maps; 03.04.2018 

 

Die Zuordnung der Gemeinde Stadland zu den jeweiligen Kongruenzräumen ist im Vergleich zur vor-

herigen Gemeinde Butjadingen aufgrund der Lage zwischen den beiden Städten Brake (Utw.) und 

                                                           
1 Vorbehaltlich einer vertiefenden Untersuchung z.B. im Rahmen eines regionalen Einzelhandelskonzeptes 
2 Die Landkreisgrenzen übergreifende Abgrenzung erfolgte in einem gemeinschaftlichen Vermerk durch die o.g. 
Unteren Landesplanungsbehörden. In diesem wurde anhand verschiedener Kriterien dargelegt, wie sich die 
einzelnen Kongruenzräume voneinander abgrenzen. Seit dem 13.10.2016 stellt der Vermerk eine Bewertungs-
hilfe zur Steuerung des großflächigen Einzelhandels des aperiodischen Bedarfs dar. 
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Nordenham weniger eindeutig. Aufgrund dessen werden die verkehrliche Erreichbarkeiten nicht auf 

Gemeindeebene dargestellt, sondern auf der Ebene der einzelnen vier Ortsteile. 

Für die beiden Ortsteile Kleinensiel und Seefeld werden kürzere Fahrzeiten zum Mittelzentrum 

Nordenham als zum Mittelzentrum Brake ermittelt (vgl. Tabellen 2 und 4). 

Der Ortsteil Kleinensiel ist mit 9,5 km Entfernung und einer kürzeren Fahrzeit perspektivisch eher dem 

Mittelzentrum Nordenham zuzuordnen. Aufgrund dieser beiden Faktoren sowie dem stärkeren Einzel-

handelskennziffern des Mittelzentrums Nordenham (vgl. Tabelle 3) stellen sich die Einkaufsbeziehun-

gen zum Mittelzentrum Nordenham als ausgeprägter dar ggü. dem Mittelzentrum Brake (Utw.). Letz-

teres wiederrum ist der Verwaltungssitz im Landkreis Wesermarsch, der aufgrund seiner vielfältigen 

Versorgungsfunktionen ebenfalls einen gewissen Grad an Kaufkraft bindet. So bleibt für den Ortsteil 

Kleinensiel festzuhalten, dass 80% der dort gebundenen Kaufkraft dem Mittelzentrum Nordenham und 

20% dem Mittelzentrum Brake zugeordnet wird. 

Von 
 

 Nach  Entfernung 

Kleinensiel Fährstraße 18 Brake Schrabberdeich 1 rd. 16 km 

Kleinensiel Fährstraße 18 Nordenham Walther-Rathenau-Straße 25 rd. 10 km 
 

Tabelle 6: Entfernung vom Ortsteil Kleinensiel (Gemeinde Stadland) zum jeweiligen Mittelzentrum; Auskunft über Google 
Maps; 03.04.2018 

 

 Mittelzentrum Brake (Utw.) Mittelzentrum Nordenham 
 

Einzelhandelszentralität 114 102 

Einzelhandelsumsatz фмΣо aƛƻΦ ϵ мпсΣр aƛƻΦ ϵ 

Nachfragepotenzial 
 
Davon im aperiodischen Bereich 

улΣо aƛƻΦ ϵ 
 

отΣл aƛƻΦ ϵ 

мпоΣт aƛƻΦ ϵ 
 

68,4 aƛƻΦ ϵ 
 

Tabelle 7: Vergleich ausgewählter Einzelhandelskennziffern aus den Einzelhandelskonzepten der Städte Brake und 
Nordenham 
(Quellen: Einzelhandelskonzept für die Stadt Brake (Unterweser) (2016): S. 29; Einzelhandelskonzept für die Stadt 
Nordenham (2016): S. 31) 

Für den Ortsteil Seefeld wird die identische Annahme getroffen. Neben der geringeren Distanz des 

Ortsteils zum Mittelzentrum Nordenham (vgl. Tabelle 4) und den besseren Einzelhandelskennziffern 

der Stadt Nordenham, stellen u.a. die kürzeren Fahrzeiten ein wesentliches Kriterium für die ge-

troffene Annahme. 

Von 
 

 Nach  Entfernung 

Seefeld Morgenländerstraße 1 Brake Schrabberdeich 1 rd. 16 km 

Seefeld Morgenländerstraße 1 Nordenham Walther-Rathenau-Straße 25 rd. 12 km 
 

Tabelle 8: Entfernung vom Ortsteil Seefeld (Gemeinde Stadland) zum jeweiligen Mittelzentrum; Auskunft über Google 
Maps; 03.04.2018 
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Die beiden übrigen Ortsteile Rodenkirchen und Schwei wiederrum sind durch ihre Lage und der vor-

handenen Straßenverkehrsinfrastruktur besser an das Mittelzentrum Brake (Utw.) als an das Mittel-

zentrum Nordenham angebunden (vgl. Tabellen 5 und 6). Aufgrund der Verflechtungen beider Ort-

steile in Bezug auf die Funktionen der öffentlichen Daseinsvorsorge gegenüber beiden Mittelzentren 

wird eine Aufteilung der Kaufkraft vorgeschlagen. Rodenkirchen wird aufgrund der Lage und der ver-

kehrlichen Erreichbarkeit mit 70% dem Mittelzentrum Brake (Utw.) und 30% dem Mittelzentrum 

Nordenham zugeteilt. 

Von 
 

 Nach  Entfernung 

Rodenkirchen Am Markt 1 Brake Schrabberdeich 1 rd. 9 km 

Rodenkirchen Am Markt 1 Nordenham Walther-Rathenau-Straße 25 rd. 12 km 
 

Tabelle 9: Entfernung vom Ortsteil Rodenkirchen (Gemeinde Stadland) zum jeweiligen Mittelzentrum; Auskunft über 
Google Maps; 03.04.2018 

Der Ortsteil Schwei weist zu beiden Mittelzentren eine ähnliche Entfernung, günstige Anbindungen 

durch die B437 und B212 sowie Fahrzeiten auf. Obwohl das Mittelzentrum Nordenham bessere Ein-

zelhandelsdaten aufweist, wird aufgrund der Versorgungsfunktionen des Mittelzentrums Brake als 

Verwaltungssitz die Kaufkraft des Ortsteils Schwei den beiden Mittelzentrum mit jeweils 50% zuge-

teilt. 

Von 
 

 Nach  Entfernung 

Schwei Bahnhofsstraße 1 Brake Schrabberdeich 1 rd. 16 km 

Schwei Bahnhofsstraße 1 Nordenham Walther-Rathenau-Straße 25 rd. 18 km 
 

Tabelle 10: Entfernung vom Ortsteil Schwei (Gemeinde Stadland) zum jeweiligen Mittelzentrum; Auskunft über Google 
Maps; 03.04.2018 

Zusammenfassend bleibt bei der Betrachtung der vier Ortsteile festzuhalten, dass die Gemeinde Stad-

land die vorliegende Kaufkraft auf die beiden Mittelzentren Brake und Nordenham aufteilt. Da jedoch 

eine Aussage für die gesamte Gemeinde in Bezug auf die beiden Kongruenzräume getroffen werden 

soll, wurden o.g. Werte addiert und Relation gesetzt, so dass insgesamt für die Gemeinde Stadland 

eine Aufteilung der Kaufkraft mit 60% für das Mittelzentrum Nordenham und 40% für das Mittelzent-

rum Brake vorgeschlagen wird. 

Die Stadt Elsfleth sowie die Gemeinde Ovelgönne werden vollständig dem mittelzentralen Kongruenz-

raum der Stadt Brake zugewiesen. Dies begründet sich auf die Fahrzeiten (vgl. Tabelle 7) sowie der 

Tatsache, dass beide laut Einzelhandelskonzept der Stadt zum direkten Marktgebiet zählen. 

Von 
 

 Nach  Entfernung 

Elsfleth Rathausplatz 1 Brake Schrabberdeich 1 rd. 12 km 

Elsfleth Rathausplatz 1 Nordenham Walther-Rathenau-Straße 
25 

rd. 31 km 

Ovelgönne Rathausstraße 14 Brake Schrabberdeich 1 rd. 8 km 

Ovelgönne Rathausstraße 14 Nordenham Walther-Rathenau-Straße 
25 

rd. 27 km 
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Tabelle 11: Entfernung von den Gemeindesitzen Ovelgönne und Elsfleth zum jeweiligen Mittelzentrum; Auskunft über 
Google Maps; 03.04.2018 

Insgesamt bleibt für die Abgrenzung der Kongruenzräume Brake und Nordenham bleibt daher festzu-

halten, dass: 

- die Gemeinde Butjadingen dem Mittelzentrum Nordenham vollständig zugeordnet wird, 

- die Gemeinde Stadland insgesamt zu 60% dem Mittelzentrum Nordenham und 40% dem Mit-

telzentrum Brake zugeordnet wird, 

- die Gemeinde Ovelgönne und die Stadt Elsfleth vollständig dem Mittelzentrum Brake zuge-

wiesen wird, 

- die Gemeinde Jade zu 20% dem Mittelzentrum Brake zugewiesen wird, 

- die Abgrenzung der Kongruenzräume im Übrigen durch die Landkreisgrenzen getroffen wer-

den. 

Abgrenzung des Kongruenzraumes Brake zum Kongruenzraum Delmenhorst 

Die Stadt Delmenhorst ist im LROP als Mittelzentrum mit oberzentralen Teilfunktionen abschließend 

festgelegt. Infolgedessen muss die Stadt lediglich einen oberzentralen Kongruenzraum ausweisen, der 

gleichzeitig auch den mittelzentralen Kongruenzraum darstellt. In dessen Vermerk vom Oktober 2017 

wird die Herangehensweise erläutert, die zur Ausweisung von dessen oberzentralen Kongruenzraum 

führte. 

Der oberzentrale Kongruenzraum der Stadt Delmenhorst beinhaltet auch die beiden im Landkreis We-

sermarsch befindlichen Gemeinden Lemwerder und Berne. Aufgrund der infrastrukturellen Anbindung 

ist die Gemeinde Lemwerder verkehrlich besser an das Mittelzentrum mit oberzentralen Teilfunktio-

nen Delmenhorst als an das Mittelzentrum Brake angeschlossen (vgl. Tabelle 8).  

Darüber hinaus wird laut der Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts der Stadt Delmenhorst von 

2017 die Gemeinde Lemwerder zum direkten Marktgebiet der Stadt und die Gemeinde Berne zum 

erweiterten Marktgebiet der Stadt gerechnet3. Außerdem führt die Stadt Delmenhorst an, dass beide 

Gemeinden αƛƴ ŜƛƎŜƴŜƴ YƻƴȊŜǇǘŜƴ ŜƛƴŜ hǊƛŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ȊǳǊ {ǘŀŘǘ 5ŜƭƳŜƴƘƻǊǎǘ ȊǳƳ !ǳǎŘǊǳŎƪά4 bringen.  

Dennoch kann keine ausschließliche 100%ige Zuordnung der in der Gemeinde Lemwerder vorhande-

nen Kaufkraft zum Mittelzentrum mit oberzentralen Teilfunktionen Delmenhorst attestiert werden. 

Dies begründet sich aufgrund der strukturellen Verflechtung mit dem Sitz des Landkreises und seiner 

Verwaltungseinheiten im Mittelzentrum Brake, so dass 20% der Kaufkraft in der Gemeinde Lemwerder 

(z.B. im Zuge von Behördengängen) dem Mittelzentrum Brake zugewiesen wird. 

Von 
 

 Nach  Entfernung 

Lemwerder Stedinger Straße 51 Brake Schrabberdeich 1 rd. 32 km 

Lemwerder Stedinger Straße 51 Delmenhorst Rathausplatz 1 rd. 16 km 
 

                                                           
3 Stadt Delmenhorst (2017): Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes für die Stadt Delmenhorst. Lübeck, 
Stand April 2017, Seite 66. 
4 Stadt Delmenhorst (2017): Ermittlung des oberzentralen Kongruenzraumes der Stadt Delmenhorst durch die 
untere Landesplanungsbehörde. Stand Oktober 2017, Seite 12. 
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Tabelle 12: Entfernung der Ortsmitte Lemwerder zu dem jeweiligen Mittelzentrum; Auskunft über Google Maps; 
03.04.2018 

Die Gemeinde Berne ist verkehrlich nur im geringen Maß besser an das Mittelzentrum Brake angebun-

den (vgl. Tabelle 9). 

 

Von 
 

 Nach  Entfernung 

Berne Am Breithof 6 Brake Schrabberdeich 1 rd. 19 km 

Berne Am Breithof 6 Delmenhorst Rathausplatz 1 rd. 22 km 
 

Tabelle 13: Entfernung der Ortsmitte Berne zu dem jeweiligen Mittelzentrum; Auskunft über Google Maps; 03.04.2018. 

Werden jedoch die Einzelhandelskonzepte des Mittelzentrums Brake (Utw.) und des Mittelzentrums 

mit oberzentralen Teilfunktionen Delmenhorst betrachtet (vgl. Tabelle 10), wird deutlich, dass die Ge-

meinde Berne für beide Mittelzentren zum erweiterten Marktgebiet gehört. Angesichts des breiter 

aufgestellten Warenangebots in Delmenhorst sowie den positiveren Einzelhandelskennziffern gegen-

über dem Mittelzentrum Brake werden die Verknüpfung der beiden Gemeinden zur Stadt Delmenhorst 

bestätigt. 

 Mittelzentrum Brake Mittelzentrum mit oberzentra-
len Teilfunktionen Delmen-

horst 
 

Einzelhandelszentralität 114 116 

Einzelhandelsumsatz фмΣо aƛƻΦ ϵ рноΣп aƛƻΦ ϵ 

Nachfragepotenzial 
 
Davon im aperiodischen Bereich 

улΣо aƛƻΦ ϵ 
 

отΣл aƛƻΦ ϵ 

453,л aƛƻΦ ϵ 
 

мфтΣт aƛƻΦ ϵ 
 

Tabelle 14: Vergleich ausgewählter Einzelhandelskennziffern aus den jeweiligen Einzelhandelskonzepten 
(Quellen: Einzelhandelskonzept für die Stadt Brake (Unterweser) (2016): S. 29; Fortschreibung des Einzelhandelskonzep-
tes für die Stadt Delmenhorst (2017): S. 53) 

Dennoch wird auch hier keine ausschließliche 100%ige Zuordnung der in der Gemeinde Berne vorhan-

denen Kaufkraft zum Mittelzentrum mit oberzentralen Teilfunktionen Delmenhorst gewählt. Es wird 

stattdessen die identische Regelung wie bei der Gemeinde Lemwerder angewandt, so dass 80% der in 

Berne vorherrschenden Kaufkraft dem Mittelzentrum mit oberzentralen Teilfunktionen Delmenhorst 

und die übrigen 20% dem Mittelzentrum Brake zugewiesen wird. 

Für die Abgrenzung der Kongruenzräume Brake und der Stadt Delmenhorst bleibt daher festzuhalten, 

dass: 

- das Mittelzentrum mit oberzentralen Teilfunktionen Delmenhorst die im Landkreis Weser-

marsch befindlichen Gemeinden Berne und Lemwerder vollständig ihrem Kongruenzraums 

zuordnet (100% Kongruenzraum der Stadt Delmenhorst). Der Landkreis Wesermarsch kommt 

jedoch zum Ergebnis, dass mindestens 20% der Kaufkraft zum Kongruenzraum der Stadt 

Brake, aufgrund der dort vorliegenden Verwaltungsfunktionen, kommt. 
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- die Abgrenzung des Kongruenzraums des Mittelzentrums Brake (Utw.) im Übrigen durch die 

Landkreisgrenzen getroffen wird. 

Die hier aufgeführten Regelungen gelten als Bewertungshilfe für abschließende Abwägungen bei Ein-

zelhandelsgroßprojekten mit aperiodischen Kernsortimenten und sind anzuwenden, solange kein qua-

lifizierter Nachweis5 den hier vorliegenden Sachverhalt aufgearbeitet hat und die untere Landespla-

nungsbehörde zu einer Anpassung bzw. Änderung der beiden Kongruenzräume bewogen hat. 

Eine vereinfachte kartographische Darstellung wurde dem Vermerk angehängt. 

  

                                                           
5 Ein qualifizierter Nachweis kann eine gutachterliche Untersuchung der Kongruenzräume oder beispielsweise 
ein regionales Einzelhandelskonzept mit Untersuchung der Kunden- und Umsatzherkunft darstellen. 
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Abbildung 8: Vereinfachte kartographische Abgrenzung der Kongruenzräume 

 


